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1 ANLASS, ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG

Die Nachbargemeinden Sölden und Wittnau beabsichtigen zur Verbesserung und
nachhaltigen Sicherung der Nahversorgung gemeinsam einen zeitgemäßen Lebens-
mittelmarkt anzusiedeln. Mit einem nicht großflächigen Lebensmittelmarkt (Vollsorti-
ment) soll zur Sicherung einer angemessenen Grundversorgung ein attraktives und
für die Bürger beider Gemeinden leicht erreichbares Angebot geschaffen werden.

Die Gemeinde Sölden (ca. 1.280 Einwohner) will mit dieser Entwicklung eine Koope-
ration mit Ihrer Nachbargemeinde Wittnau (ca. 1.450 Einwohner) eingehen, um den
gemeindlichen Auftrag einer Grundversorgung gemeinsam besser umsetzen zu kön-
nen.

Der Gemeinderat von Sölden hat sich bereits einstimmig für die Ansiedlung eines Le-
bensmittelmarktes ausgesprochen. Ebenso haben 67,03 % der Bürger beim Bürger-
entscheid (Oktober 2015), mit einer Wahlbeteiligung von 81,5 %, der Ansiedlung des
Lebensmittelmarktes zugestimmt. Auch hat der Gemeinderat von Wittnau bereits dem
interkommunalen Lebensmittelmarkt zugestimmt.

Lebensmittelmärkte bzw. bestehende Vollsortimenter existieren derzeitig weder in
Sölden noch in Wittnau.

Mit der vorliegenden 3. Punktuellen Änderung des Flächennutzungsplans der Verwal-
tungsgemeinschaft Hexental sollen die Voraussetzungen dafür geschaffen werden,
dass künftig ein Bebauungsplan für einen nicht großflächigen Lebensmittelmarkt auf-
gestellt werden kann.

Der im Flächennutzungsplan vorgesehene Standort für die Sonderbaufläche „nicht
großflächiger Lebensmittelmarkt“ befindet sich im Außenbereich. Zu Beginn des Auf-
stellungsverfahrens für die 3. Punktuelle Änderung des Flächennutzungsplans lag der
Standort noch innerhalb des Landschaftsschutzgebiets „Schönberg“. Mit der Be-
kanntmachung am 18.05.2018 ist die Änderung des Landschaftsschutzgebiets
„Schönberg“ in Kraft getreten. Damit befindet sich der Geltungsbereich der vorliegen-
den Flächennutzungsplanänderung nicht mehr im Landschaftsschutzgebiet und die
rechtlichen Voraussetzungen für den zeitlich darauf aufbauenden Feststellungsbe-
schluss am 20.06.2018 liegen vor.

Um eine sachgerechte städtebauliche Abwägungsgrundlage sowie eine sachgerechte
Abwägungsgrundlage unter Berücksichtigung der Ziele der Landschaftsschutzverord-
nung für den vorgesehenen Standort zu schaffen, wurde eine Standortalternativen-
prüfung erstellt, die Voraussetzung für die Änderung des Landschaftsschutzgebiets
„Schönberg“ war und die wesentlicher Bestandteil der Flächennutzungsplanänderung
ist.

2 ZIELE DER RAUMORDNUNG – REGIONALER GRÜNZUG

Im Regionalplan Südlicher Oberrhein von 1995 wird der Änderungsbereich als regio-
naler Grünzug dargestellt. Inzwischen wurde jedoch die Gesamtfortschreibung des
Regionalplans Südlicher Oberrhein am 26.06.2017 vom Ministerium für Wirtschaft,
Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg in seiner Funktion als Oberste Raum-
ordnungs- und Landesplanungsbehörde genehmigt. Die Regionalplanfortschreibung
ist am 22.09.2017 in Kraft getreten.

In dieser Fassung des Regionalplans (vgl. folgende Abbildung) ist der Änderungsbe-
reich der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung aus dem regionalen Grünzug
herausgenommen und als weiße Fläche dargestellt. Daher besteht zum Zeitpunkt des
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Feststellungsbeschlusses über die Flächennutzungsplanänderung kein Konflikt mehr
mit dem Regionalplan. Ein Zielabweichungsverfahren wurde damit entbehrlich.

Ausschnitt aus dem Regionalplan Südlicher Oberrhein – Fortschreibung 2017 (ohne Maßstab)

Die Ansiedlung eines kleinflächigen Lebensmittelmarkts, d. h. eines Markts mit nicht
mehr als 800 m² Verkaufsfläche, steht nicht im Widerspruch zu sonstigen Zielen der
Raumordnung. Der Landesentwicklungsplan und der Regionalplan enthalten zwin-
gende Vorgaben nur für großflächige Einzelhandelsbetriebe. Über die Bereitstellung
einer Fläche für die Ansiedlung eines kleinflächigen Lebensmittelmarkts entscheiden
die Gemeinden im Rahmen ihrer Planungshoheit, die von den staatlichen Stellen zu
respektieren ist. Dies gilt auch für Gemeinden, denen regionalplanerisch die Funktion
eines Eigenentwicklers zugewiesen ist. Eines Raumordnungsverfahrens bedarf es
nicht. Ein solches Verfahren kommt selbst bei großflächigen Einzelhandelsbetrieben
nur in Ausnahmefällen in Betracht.

3 LANDSCHAFTSSCHUTZGEBIETE

Zu Beginn des Aufstellungsverfahrens für die 3. Punktuelle Änderung des Flächen-
nutzungsplans lag der vorgesehene Standort für die Sonderbaufläche „nicht großflä-
chiger Lebensmittelmarkt“ noch innerhalb des Landschaftsschutzgebiets „Schön-
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berg“. Das Landschaftsschutzgebiet „Östliches Hexental“ liegt dagegen von Anfang
an außerhalb des Plangebiets.

Mit der Bekanntmachung am 18.05.2018 ist die Änderung des Landschaftsschutzge-
biets „Schönberg“ in Kraft getreten. Damit befindet sich der Geltungsbereich der vor-
liegenden Flächennutzungsplanänderung nicht mehr im Landschaftsschutzgebiet und
die rechtlichen Voraussetzungen für den zeitlich darauf aufbauenden Feststellungs-
beschluss am 20.06.2018 liegen vor.

Ausschnitt Deckblattbereich 3. Punktuelle Änderung Flächennutzungsplan Verwaltungsgemeinschaft Hexental mit
Darstellung Neuabgrenzung der Landschaftsschutzgebiete (Stand 20.06.2018)

Die Neuabgrenzung des Landschaftsschutzgebiets wird mit in die Deckblattzeichnung
aufgenommen.

4 PLANUNGSERFORDERNIS - SICHERUNG EINER ANGEMESSENEN GRUND-
VERSORGUNG DER GEMEINDEN SÖLDEN UND WITTNAU

4.1 Bestandssituation

Eine angemessene Grundversorgung in den Gemeinden Sölden und Wittnau ist der-
zeit nicht gewährleistet. Weder in Sölden noch in Wittnau gibt es einen Lebensmittel-
vollversorgermarkt bzw. einen Lebensmitteldiscountmarkt.

In den beiden Gemeinden befinden sich lediglich noch einzelne Betriebe des Le-
bensmittelhandwerks. In der Gemeinde Sölden existieren die „Landmetzgerei Gertei-
ser“ sowie das „Milchcafé“, das lediglich am Wochenende Backwaren verkauft. Die
Metzgerei „Salb“, die einen Imbiss und ein kleines Lebensmittelsortiment angeboten
hatte, ist seit dem 01.09.2017 dauerhaft geschlossen. In der Gemeinde Wittnau be-
steht ein kleiner Dorfladen, der ein Grundsortiment an verschiedenen Lebensmitteln
und einigen non-Food-Artikeln (z.B. Zeitschriften, Glückwunschkarten, Briefmarken)
sowie eine Paketannahmestelle hat. Darüber hinaus existiertet lediglich der Metzge-

LSG „Schönberg“
LSG

„Östliches Hexental“
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reibetrieb „Schmidt’s Wurstlädle“ mit kleinem Verkaufsladen und kleinem ergänzen-
dem Sortiment an Lebensmitteln sowie die „CTS Klinik Stöckenhöfe“ (Rehaklinik) mit
einem kleinen Café. Ferner findet in beiden Gemeinden ein Wochenmarkt an einzel-
nen, jeweils unterschiedlichen Tagen statt. Diese Einrichtungen übernehmen eine
eingeschränkte Nahversorgungsfunktion.

Die Gemeinden befürchten weitere Geschäftsaufgaben und erkennen deshalb einen
dringenden Handlungsbedarf zur Sicherung einer angemessenen Grundversorgung.

4.2 Fehlende Sicherung der Grundversorgung der Gemeinden Sölden und Wittnau

In ländlichen Gemeinden ist keine Vollversorgung erforderlich, sondern lediglich
eine wohnortnahe Grundversorgung. Eine solche wohnortnahe Grundversorgung
setzt nach der Rechtsprechung des VGH Baden-Württemberg ein Warenangebot vo-
raus, das den kurzfristigen Bedarf und Teile des mittelfristigen Bedarfs abdeckt. Das
Warenangebot zur Deckung des kurzfristigen Bedarfs muss aber nur die wesentli-
chen Bedürfnisse des täglichen Bedarfs befriedigen, insbesondere die Grundversor-
gung mit Lebensmitteln und Drogerieartikeln. Ein Angebot von Waren aller Art ist in-
soweit nicht erforderlich.

Zur Deckung des kurzfristigen Bedarfs gehört zur verbrauchernahe Grundversorgung
ein hinreichend breites Warenangebot, u.a. auch ein ausreichendes Angebot an
Getränken. Ferner setzt die erforderliche Grundversorgung ausreichende Öff-
nungszeiten voraus. So reicht es zur Sicherung der Grundversorgung nicht aus,
wenn ein Geschäft nur sehr eingeschränkte Öffnungszeiten hat und etwa nur don-
nerstags bis samstags geöffnet ist. Dann ist die Deckung eines kurzfristig entstande-
nen Lebensmittelbedarfs montags bis mittwochs ausgeschlossen. Zudem limitieren
eingeschränkte Öffnungszeiten die Versorgung mit leicht verderblichen Lebensmit-
teln.

Von einer ausreichenden Deckung des „täglichen“ Bedarfs kann auf dieser Grundlage
in den Gemeinden Sölden und Wittnau nicht gesprochen werden. So fehlt es bereits
an einem hinreichend breitem Warenangebot zur Deckung des kurzfristigen Bedarfs.
Weder in Sölden noch in Wittnau gibt es einen Lebensmittelvollversorgermarkt bzw.
einen Lebensmitteldiscountmarkt. Eine ausreichende Deckung des „täglichen“ Be-
darfs wird auch nicht durch die verbliebenen kleinen Lebensmittelhandwerksbetriebe
und sonstige Geschäfte erreicht. Weder die Lebensmittelhandwerksbetriebe noch die
Hofläden/Direktvermarkter und sonstigen Geschäfte haben ein hinreichend breites
Warenangebot zur Deckung des kurzfristigen Bedarfs. Diese Einrichtungen über-
nehmen zwar eine wichtige, aber lediglich sehr eingeschränkte Nahversorgungsfunk-
tion. Gleiches gilt für die Wochenmärkte.

Ferner fehlt es an den für die erforderliche Grundversorgung ausreichenden Öff-
nungszeiten. So verkauft das „Milchcafé“ in der Gemeinde Sölden nur am Wochen-
ende Backwaren. Der Wochenmarkt findet in beiden Gemeinden nur an einzelnen,
jeweils unterschiedlichen Tagen statt. Wie problematisch eingeschränkte Öffnungs-
zeiten sind von der Bevölkerung wahrgenommen werden, zeigt das Beispiel der
Metzgerei Salb. Im Zuge der Schließung der Metzgerei Salb hat Herr Salb in einem
Artikel der BZ vom 09.09.2017 ausgeführt, die Metzgerei habe es mit verkürzten Öff-
nungszeiten versucht. „Aber dafür haben wir bei der Kundschaft Prügel bezogen“.



3. punktuelle Flächennutzungsplanänderung Stand: 20.06.2018
Verwaltungsgemeinschaft Hexental Fassung: Feststellungsbeschluss

gem. § 6 BauGB

BEGRÜNDUNG Seite 8 von 78

18-06-20 FNPÄ Begründung (18-06-05).docx

4.3 Ausweisung einer Sonderbaufläche „nicht großflächiger Lebensmittelmarkt“
als geeignetes Mittel zur Sicherung der angemessenen Grundversorgung der
Gemeinden Sölden und Wittnau

Aus Sicht beider Kommunen ist es deshalb dringend erforderlich, die Grundversor-
gung nachhaltig zu sichern. Die geplante Ausweisung einer Sonderbaufläche „nicht
großflächiger Lebensmittelmarkt“ (Vollversorger) ist ein geeignetes Mittel zur Siche-
rung der angemessenen Grundversorgung der Gemeinden Sölden und Wittnau.
Durch diese Darstellung „nicht großflächiger Lebensmittelmarkt“ (Vollversorger) wird
ein hinreichend breites Warenangebot zur Deckung des kurzfristigen Bedarfs ermög-
licht. Ein Lebensmittelmarkt (Vollversorger) deckt die wesentlichen Bedürfnisse des
täglichen Bedarfs ab, insbesondere die Grundversorgung mit Lebensmitteln und Dro-
gerieartikeln. Ferner ermöglicht die Ausweisung einer Sonderbaufläche „nicht groß-
flächiger Lebensmittelmarkt“ (Vollversorger) die Ansiedlung eines Lebensmittelmarkts
mit ausreichenden Öffnungszeiten.

Durch eine ausreichende Grundversorgung soll die Attraktivität der Gemeinden für
Jung und Alt erhalten bleiben und gestärkt werden. Die Grundversorgung vor Ort soll
gerade auch älteren Bevölkerungsgruppen ein selbstbestimmtes Leben in ihrem ver-
trauten Umfeld ermöglichen. Ein wohnortnahes, vielfältiges und damit attraktives An-
gebot trägt auch der Vermeidung von Versorgungsfahrten und damit der Verkehrs-
minderung und dem Umweltschutz bei.

Eine Sonderbaufläche „nicht großflächiger Lebensmittelmarkt“ (Vollversorger) hält
sich auch im Rahmen der Grundversorgung und überschreitet nicht die Schwelle zur
Vollversorgung. Das Marktpotenzial für den Lebensmittelmarkt liegt in den Gemein-
den Sölden und Wittnau nach aktuellen Angaben der BBE Baden-Württemberg
GmbH, Beratungsgesellschaft Handel und Kommune, Freiburg bei ca. 5,7 Mio. EUR /
Jahr. Nach Aussage des Handelsverbandes kommen für das Lebensmittelhandwerk
noch einmal ca. 1 Mio. EUR Verbrauchsausgabe hinzu. Das Einkommensniveau liegt
nach BBE im Einzugsgebiet ca. 10% über dem Bundesdurchschnitt. Wie eine Markt-
recherche aus dem Jahr 2015 bestätigt, liegt der Bedarf für die Gemeinden Sölden
und Wittnau mit insgesamt über 2.700 Einwohnern in Summe bei 1.140 m² Verkaufs-
fläche, wobei mögliche Kaufkraftzuflüsse durch Einwohner aus anderen Gemeinden
nicht berücksichtigt wurden. Damit ist die erforderliche Kaufkraft für einen Lebensmit-
telmarkt mit knapp 800 m² Verkaufsfläche gegeben und die Größe der angestrebten
Verkaufsfläche begründbar.

Derzeit erfolgen in ganz erheblichem Umfang Kaufkraftabflüsse. Nach Angaben der
BBE kann bei kleinen Geschäften lediglich eine Kaufkraft von unter 10% gebunden
werden. Mit einem Lebensmittelsupermarkt mit knapp 800 m² Verkaufsfläche in Söl-
den/Wittnau könnten ca. 3,0 - 3,5 Mio. EUR Umsatz jährlich erzielt und damit ein
nennenswerter Anteil der Kaufkraft am Ort gebunden werden.

Zwar setzt die Ansiedlung eines Vollsortimentmarktes mit einer handelsüblichen Pro-
duktvielfalt üblicherweise die Zulässigkeit einer Verkaufsfläche von 1.000 bis
1.500 m² und ein entsprechend großes Einzugsgebiet voraus. Die Gemeinden Sölden
und Wittnau sehen jedoch aufgrund von konkreten Verhandlungen mit einem Interes-
senten und aufgrund positiver Erfahrungen in St. Peter große Chancen, einen nicht
großflächigen Lebensmittelmarkt (Vollsortiment) an dem geplanten Standort ansie-
deln zu können.

Nachdem im Sommer 2017 die Metzgerei Salb geschlossen wurde, ist davon auszu-
gehen, dass die weiteren ansässigen Metzger, deren Hauptvertriebsweg aber nicht
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das Ladengeschäft in Sölden, sondern andere Filialen bzw. der Wochenmarkt in
Freiburg ist, auch weiterhin neben einem Vollsortimentsbetrieb mit unter 800 m² VK
bestehen können.

Nach Einschätzung des Handelsverbandes Südbaden e.V. bedient das Dorflädele in
Wittnau zum jetzigen Zeitpunkt zum überwiegenden Teil fußläufige Kundschaft aus
Wittnau. Eine gewisse Umverteilung  von Kunden, die aus Sölden kommen, kann
zwar nicht völlig ausgeschlossen werden. Es ist aber nicht zu erwarten, dass durch
einen interkommunalen Markt in Sölden für das Dorflädele in Wittnau ein erheblicher
Kaufkraftabfluss erfolgt. Das Dorflädele hat bereits bislang primär ein eingeschränk-
tes  Angebot gehabt, das in erster Linie für Ergänzungskäufe genutzt wird, wenn ein
Stück Butter oder eine Milch gefehlt hat. Außerdem wird das Dorflädele als Nahver-
sorger gezielt von Kunden in Wittnau fußläufig frequentiert. Bereits bislang wurden
aber die großen Wochenendeinkäufe mit dem Auto auswärts, insbesondere in Frei-
burg aber auch in Merzhausen etc. getätigt. Daher wird es in erster Linie eine Um-
satzumverteilung gegenüber diesen auswärtigen Lebensmittelmärkten in Freiburg
und Umgebung geben, an denen derzeit die großen Wochenendeinkäufe mit dem
Auto getätigt werden. Dagegen wird der neue Lebensmittelmarkt in Sölden sich allen-
falls geringfügig auf die Umsätze des Dorflädeles in Wittnau auswirken. Vielmehr geht
es hier in erster Linie um die Rückholung von bereits auswärts getätigten Umsätzen.
Somit sollte das Dorflädele durch seine Zielkundschaft auch weiter bestehen können.

Erhebliche Beeinträchtigungen vorhandener Einzelhandelslagen sind demnach durch
die Ansiedlung des Lebensmittelmarktes nicht zu befürchten. Vielmehr bleibt zu be-
fürchten, dass ohne den neuen Lebensmittelmarkt weitere noch vorhandene kleine
Läden schließen und die Grundversorgung vor Ort dann vollständig verloren geht.

4.4 Keine ausreichende Grundversorgung der Gemeinden Sölden und Wittnau
durch alternative Nahversorgungskonzepte

Aufgrund des Strukturwandels im Lebensmittelmarkt ist es in kleineren Gemeinden
kaum mehr möglich, die Grundversorgung auf der Basis kleiner Ladeneinheiten (Bä-
cker, Metzger, Getränkemarkt, Gemüseladen, Bankfiliale, Poststelle etc.) aufrecht zu
halten. Gleichwohl wurde in diesem Zusammenhang geprüft, ob eine ausreichende
Grundversorgung auch durch alternative Nahversorgungskonzepte erreicht werden
kann, z.B. eine Marktscheune oder genossenschaftlich geführte Läden. Durch alter-
native Nahversorgungskonzepte lässt sich jedoch eine ausreichende Grundversor-
gung nicht mit hinreichender Sicherheit dauerhaft gewährleisten. Zunächst dürfte es
bereits an einem hinreichend breiten Warenangebot zur Deckung des kurzfristigen
Bedarfs fehlen. Schon deshalb ist ein nicht großflächiger Lebensmittelmarkt (Vollsor-
timenter) gegenüber alternativen Versorgungskonzepten wie einer Marktscheune o-
der genossenschaftlich geführten Läden vorzugswürdig. Das breite Sortimentsspekt-
rum bietet eine bessere Versorgung für Waren des täglichen Bedarfs. Zudem ist bei
alternativen Nahversorgungskonzepten kein nachhaltiges Angebot gewährleistet.
Denn genossenschaftlich geführten Läden oder Marktscheunen können kaum wirt-
schaftlich geführt werden und sind deshalb auf das (in der Regel mehr oder weniger
ehrenamtliche) Engagement einzelner Personen angewiesen. Ferner können ausrei-
chende Öffnungszeiten aufgrund der nur eingeschränkten Wirtschaftlichkeit bei alter-
nativen Nahversorgungskonzepten in der Regel nicht vorausgesetzt werden.
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5 KRITERIEN FÜR EINE STANDORTALTERNATIVENPRÜFUNG

Bei der Standortwahl der Sonderbaufläche “nicht großflächiger Lebensmittelmarkt“
(Vollversorger) zur Sicherung einer angemessenen Grundversorgung der Gemeinden
Sölden und Wittnau sind folgende Kriterien zu beachten:

Hinweis: Im Zeitpunkt der Erstellung der Standortalternativenprüfung war die Ände-
rung des Landschaftsschutzgebiets „Schönberg“ noch nicht in Kraft getreten. Die
Standortalternativenprüfung war der Änderung des Landschaftsschutzgebiets
„Schönberg“ zeitlich vorgelagert. Sie war Voraussetzung für die inzwischen erfolgte
Änderung des Landschaftsschutzgebiets.

5.1 Erforderliche Grundstücksmindestgröße

Für die Standortalternativenprüfung ist zunächst die Grundstücksmindestgröße für
das Vorhaben festzulegen. Diese setzt sich zusammen aus der erforderlichen Ge-
bäudefläche, den erforderlichen Stellplätzen mit Zufahrt sowie einer erforderlichen
Mindestbegrünung.

Bei der Dimensionierung der erforderlichen Gebäudefläche ist zu berücksichtigen,
dass zur Vermeidung von Beeinträchtigungen die Anlieferung, die Mülltrennung und
Lagerung eingehaust werden sollen bzw. im Gebäudeinneren stattfinden. Die Neben-
flächen im Gebäude müssen deshalb so dimensioniert werden, dass dies möglich ist.

Ferner wird auf dem Grundstück ein angemessenes Stellplatzangebot und ausrei-
chend Raum für die Lkw-Anlieferung benötigt.

Zur Bestimmung der erforderlichen Mindest-Grundstücksgröße wurde insbesondere
auch das Vergleichsprojekt aus St. Peter berücksichtigt. Der Markt dort musste in äu-
ßerst beengten Verhältnissen auf einem knapp 4.000 m² großen Grundstück unter-
gebracht werden.

Der Markt in St. Peter ist als Vergleichsprojekt jedoch nur bedingt geeignet, da das
Grundstück dort für einen reibungslosen Betrieb deutlich zu klein ist, wie die bisheri-
gen Erfahrungen gezeigt haben. Zum einen wurde das Gebäude in St. Peter zu ge-
ring dimensioniert. Die Verkaufsfläche mit lediglich ca. 750 m² bietet zu wenig Raum
für die Warenpräsentation und das Befahren der Gänge mit Hubwagen. Daher sollte
die Schwelle zur Großflächigkeit mit knapp 800 m² Verkaufsfläche ausgeschöpft wer-
den. Aufgrund der in St. Peter gewonnenen Erfahrungen sollte die Gebäudegröße
insgesamt um mindestens 150 m² erhöht werden. Zudem setzte in St. Peter der Car-
port die Übernahme einer (teuren) Abstandsflächenbaulast durch den Nachbarn vo-
raus. Das Stellplatzangebot mit 43 Stellplätzen ist in St. Peter für einen reibungslosen
Betrieb zu gering und muss deshalb auf mindestens 51 Stellplätze erhöht werden.

EDEKA St. Peter
(Realisierung 2013)
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Das Minimalkonzept für einen funktionsfähigen interkommunalen Lebensmittelmarkt
für Sölden und Wittnau erfordert bei einem optimalen Grundstückszuschnitt eine
Mindest-Grundstücksgröße von 4.200 m². Diese schlüsselt sich wie folgt auf:

Minimalkonzept Sölden/Wittnau

Um für den Suchlauf bei der Standortalternativenprüfung keine möglichen Standorte
im Innenbereich außer Acht zu lassen, wurde für die Grundstücksmindestgröße für
die Standortalternativenprüfung lediglich mit 4.000 m² angesetzt. Dabei handelt es
sich um eine absolute Untergrenze, die bewusst niedrig angesetzt ist, um auch tat-
sächlich alle potenziellen Innenbereichsstandorte in die Standortalternativenprüfung
einbeziehen zu können. Dabei ist aber zu beachten, dass die Grundstücksmindest-
größe von 4.000 m² eine absolute Untergrenze (Schmerzgrenze) darstellt, die selbst
bei besonders günstigem Flächenzuschnitt die Funktionsfähigkeit eines nicht großflä-
chigen Lebensmittelmarkts nur noch in eingeschränkter Weise gewährleistet. Unein-
geschränkt gewährleistet ist die Funktionsfähigkeit bei optimalem Grund-
stückszuschnitt – wie unten dargelegt – erst bei einer Grundstücksmindestgrö-
ße ab 4.300 m2.

Bei Standorten mit normalem Grundstückszuschnitt ist die erforderliche Grund-
stücksmindestgröße noch größer als 4.300 m2. Dies gilt erst recht, wenn es sich
um ungünstige Grundstückszuschnitte handelt, bei denen für den Lebensmittelmarkt
nicht nutzbare Restflächen entstehen.

Die oben ermittelte Grundstücksmindestgröße von 4.000 m² als absolute Untergrenze
geht von oberirdischen Stellplätzen auf einer Ebene aus. Gerade in Hangsituationen
können Sockelgaragen oder Tiefgaragen eine architektonisch sinnvolle Lösung zur
Bewältigung der Topographie darstellen. Es wurde deshalb geprüft, ob sich die
Grundstücksmindestgröße von 4.000 m² in wirtschaftlich vertretbarer Weise durch al-
ternative Parkierungskonzepte weiter reduzieren lässt. Dies ist jedoch nicht der
Fall.

Die Realisierung einer Tiefgarage scheidet hier aus. Sie lässt sich bei einem zu
veranschlagenden Kostenaufwand von über 20.000 EUR pro Tiefgaragenstellplatz
bei dem vorliegenden Vorhaben nicht wirtschaftlich darstellen. Sogar bei großflächi-
gen Lebensmittelmärkten in größeren Städten scheiden Tiefgaragenlösungen häufig
aus. So wurde zum Beispiel bei der Errichtung eines großflächigen Lebensmittel-
markts in Weil-Haltingen mit einer Verkaufsfläche von knapp 2.000 m² die Errichtung
einer Tiefgarage, die die Stadt ursprünglich gefordert hatte, abgelehnt. Selbst bei die-
sem wirtschaftlich sehr rentierlichen Projekt, wäre eine Tiefgarage nur dann wirt-
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schaftlich realisierbar gewesen, wenn daneben noch ein zweiter Markt auf dem
Grundstück angesiedelt worden wäre. Da Tiefgaragen zudem den Einkauf mit Ein-
kaufswagen erschweren und zu einer geringeren Akzeptanz beim Kunden führen, soll
die Parkierung auf einer Ebene mit dem Lebensmittelmarkt liegen.

Auch die Errichtung eines Parkdecks könnte hier nicht wirtschaftlich realisiert wer-
den. Parkdecks sind nur bei großflächigen, besonders günstig gelegenen Standorten
finanzierbar, zum Beispiel bei dem knapp 1.800 m² großen Lebensmittelmarkt in Jes-
tetten direkt an der Schweizer Grenze, der in erster Linie von kaufkräftigen Schweizer
Kunden lebt. Selbst dort konnte ein Parkdeck nur in Verbindung mit öffentlichen Stell-
plätzen realisiert werden.

Es ist somit festzuhalten, dass als Grundstücksmindestgröße für den Suchlauf der
Standortalternativenprüfung 4.000 m² festgelegt werden, auch wenn die Funktionsfä-
higkeit eines nicht großflächigen Lebensmittelmarktes mit einer solchen Grund-
stücksgröße nur eingeschränkt gewährleistet werden kann.

5.2 Eignung des Standortes (Grundstückszuschnitt, Topographie und Lage)

Eine erfolgreiche Marktansiedlung hängt wesentlich von der Eignung des jeweiligen
Standortes ab.

Um eine effiziente Grundstücksorganisation zu ermöglichen sind ein kompakter
Grundstückszuschnitt und eine direkte Anbindung an das Verkehrsnetz (möglichst an
eine Hauptverkehrsstraße) von Vorteil. Der Standort sollte möglichst gut einsehbar
sein und im Blickfeld von den Hauptverkehrswegen liegen. Er sollte sich mit seinem
Eingang gut dem Kunden präsentieren können. Idealerweise liegen die Stellplätze gut
erreichbar vor dem Eingang.

Zudem muss ein Lebensmittelmarkt aufgrund der Benutzung von Einkaufswagen
über eine zusammenhängende große ebene Fläche verfügen. Schon das Parken auf
unterschiedlichen Höhenniveaus stellt ein Hindernis für die Kunden dar und steht so-
mit dem Erfolg eines Einzelhandelsprojekts entgegen. Um ein großes, ebenes Ge-
lände herzustellen, müssen Hanglagen durch Abgrabungen und Geländeaufschüt-
tungen ausgeglichen werden. Aufgrund des hohen Aufwandes, der erheblichen Ein-
griffe in Natur und Landschaft und dem zusätzlichen Flächenverbrauch sind starke
Hanglagen und Böschungen grundsätzlich ungeeignet. Das Gelände darf deshalb
nicht zu steil geneigt sein und das Höhenniveau des Standortes sollte nicht zu sehr
von der Erschließungsstraße abweichen.

Bei der Wahl des Standortes ist die Nähe zu einem der Ortskerne und zu den vor-
handenen Wohnlagen wichtig, um die Erreichbarkeit mit dem Fahrrad und zu Fuß zu
gewährleisten und um eine Konzentration der zentralen Einrichtungen im jeweiligen
Ort zu fördern. Dies ist vor allem für den älteren Teil der Bevölkerung und für Familien
von Bedeutung.

Der Standort sollte zudem nahe der Landesstraße L122 liegen, da es sich um eine
gemeinsame Versorgungseinrichtung der beiden Gemeinden Sölden und Wittnau
handelt und deshalb immer auch die gute Erreichbarkeit mit dem Pkw über die Orts-
verbindung gewährleistet sein muss. Der Standort des Lebensmittelmarktes wäre
damit an die Hauptverkehrsstraßen angebunden und für Pkw-Fahrer sowie für die
Warenanlieferung gut erschlossen. Gleichzeitig können damit unerwünschte Ver-
kehrsbelastungen auf Straßen, die durch Wohngebiete verlaufen und damit un-
nötige Lärmbelastungen von Wohngebieten vermieden werden.
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5.3 Grundstückserschließung

Das Baugrundstück muss mit angemessenem Aufwand erschlossen werden können.
Das heißt, es muss mit vertretbarem Aufwand an das vorhandene Verkehrsnetz an-
gebunden und an die Ver- und Entsorgungsinfrastruktur angeschlossen werden kön-
nen.

5.4 Grundstücksverfügbarkeit

Zur Realisierung des Vorhabens ist es erforderlich, dass zur Bebauung vorgesehe-
nen Grundstücke rechtlich auch tatsächlich zur Verfügung stehen. Dies setzt voraus,
dass der Vorhabenträger die Grundstücke von dem jetzigen Eigentümer zu wirt-
schaftlich vertretbaren Bedingungen zu Alleineigentum erwerben kann oder für die
betreffenden Grundstücke jedenfalls ein Erbbaurecht zu wirtschaftlich vertretbaren
Bedingungen erhalten kann.

Daher hat die Gemeinde für die relevanten Standorte die Grundstücksverfügbarkeit
als Voraussetzung für eine Überplanung und Bebauung geprüft. Hierzu wurden zahl-
reiche Verhandlungsgespräche geführt und schriftliche Anfragen über die Ver-
kaufsbereitschaft gestellt. Auf Anregung des Landratsamts wurde bei den Eigentü-
mern der Grundstücke von Standorten, die in die nähere Auswahl kommen, im Jahr
2017 noch einmal erneut eine schriftliche Anfrage über die Verkaufsbereitschaft
gestellt, bei der die Gemeinde die Fragestellung differenzierter dargestellt hat. Als
Option wurde u.a. die Variante aufgenommen, dass der Grundstückseigentümer
durchaus bereit ist, das Grundstück für den Bau eines nicht großflächigen Lebensmit-
telmarkts zu verkaufen, wenn ihm hierfür ein wirtschaftlich angemessener Kaufpreis
angeboten wird.

Bei erklärter fehlender Verkaufsbereitschaft der Eigentümer zu einem wirtschaft-
lich angemessenen Kaufpreis muss ein Standort mangels Grundstücksverfügbar-
keit ausscheiden. Sofern die Grundstücksverfügbarkeit nicht gegeben ist, kann die
Planung nicht umgesetzt werden. Mangels Grundstücksverfügbarkeit wäre die Auf-
stellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans für den nicht großflächigen Le-
bensmittelmarkt von vornerein nicht möglich, da der Vorhabenträger dann keine reali-
sierbare Baupflicht begründen könnte. Auch ein „normaler“ Angebotsbebauungsplan
könnte bei fehlender Grundstücksverfügbarkeit nicht umgesetzt werden.

Im Rahmen der vorliegenden Standortalternativenprüfung ist eine vertiefte Prüfung
erfolgt, ob bzw. unter welchen Voraussetzungen mit den Mitteln der Bodenordnung
nach dem BauGB eine Flächenverfügbarkeit erzielt werden könnte. Dabei hat sich
herausgestellt, dass die Grundstücksverfügbarkeit hier auch nicht über eine Umle-
gung oder eine Enteignung hergestellt werden kann.

Eine Umlegung scheidet hier schon deshalb aus, da aufgrund der Privatnützigkeit
der Umlegung jeder Grundstückseigentümer grundsätzlich einen Anspruch auf Flä-
chenzuteilung hat und nicht gegen seinen Willen mit einer Geldentschädigung abge-
funden werden darf.

Eine Enteignung der Grundstückseigentümer für die Realisierung des geplanten
nicht großflächigen Lebensmittelmarkts scheidet hier ebenfalls von vornerein aus, da
es sich hier um eine Enteignung zugunsten eines privaten Dritten handeln würde. Ei-
ne Enteignung zugunsten eines privatrechtlich organisierten Unternehmens ist seit
dem Boxberg-Urteil des Bundesverfassungsgerichts über die geplante Teststrecke
von Daimler Benz in Boxberg rechtlich grundsätzlich unzulässig (BVerfG, Urteil vom
24. März 1987 – 1 BvR 1046/85 –, BVerfGE 74, 264). Sie ist nur unter sehr engen
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Voraussetzungen ausnahmsweise zulässig. Erforderlich ist hierfür nach Art 14 Abs. 3
S 2 GG ein Gesetz, das den nur mittelbar verwirklichten Enteignungszweck deutlich
umschreibt, die grundlegenden Enteignungsvoraussetzungen und das Verfahren zu
ihrer Ermittlung festlegt sowie Vorkehrungen zur Sicherung des verfolgten Gemein-
wohlziels regelt. Ein solches Gesetz liegt hier nicht vor. Damit scheidet eine Enteig-
nung zugunsten eines privaten Dritten im vorliegenden Fall aus.

5.5 Keine entgegenstehenden Schutzgebietsausweisungen

Ein weiteres Kriterium für die Standortalternativenprüfung ist, ob dem Standort
Schutzgebietsausweisungen als höherrangiges Recht entgegenstehen.

Zu berücksichtigen sind insbesondere die beiden Landschaftsschutzgebiete „Östli-
ches Hexental“ (östlich der L122) und „Schönberg“ (westlich der L122) sowie das
FFH-Gebiet „Schönberg mit Schwarzwaldhängen“, das westlich an den Ortsrand von
Wittnau und Südöstlich an den Ortsrand von Sölden angrenzt.

Darüber hinaus sind im Regionalplan Südlicher Oberrhein für die Gemarkungen von
Sölden und Wittnau ein regionaler Grünzug und zwei Vorranggebiete für wertvolle Bi-
otope (Grünzäsuren) eingetragen.

Daher ist in der ersten Suchphase zunächst zu prüfen, ob geeignete Standorte au-
ßerhalb der Schutzgebietsflächen vorhanden und umsetzbar sind. Erst wenn dies
nicht der Fall ist, ist es angezeigt, den Suchraum auch auf die Schutzgebietsflächen
zu erweitern. Dann ist zugleich zu prüfen, ob ein entsprechender Standort unter Be-
rücksichtigung der Ziele des Landschaftsschutzes aus dem Landschaftsschutzgebiet
herausgenommen werden kann.

5.6 Vereinbarkeit des Standortes mit Artenschutz sowie mit Natur und Landschaft

Ein weiteres Kriterium für die Standortalternativenprüfung ist die Vereinbarkeit des
Standortes mit Artenschutz sowie mit Natur und Landschaft.

6 STANDORTALTERNATIVENPRÜFUNG

Hinweis: Im Zeitpunkt der Erstellung der Standortalternativenprüfung war die Ände-
rung des Landschaftsschutzgebiets „Schönberg“ noch nicht in Kraft getreten. Die
Standortalternativenprüfung war der Änderung des Landschaftsschutzgebiets
„Schönberg“ zeitlich vorgelagert. Sie war Voraussetzung für die inzwischen erfolgte
Änderung des Landschaftsschutzgebiets.

6.1 Methodische Vorgehensweise

Bevor ein Standort für die geplante Sonderbaufläche „nicht großflächiger Lebensmit-
telmarkt“ im Außenbereich oder in einem Landschaftsschutzgebiet in den Flächen-
nutzungsplan aufgenommen werden kann, müssen mögliche Standortalternativen
geprüft werden. Um ein vollständiges und nachvollziehbares Abwägungsergebnis zu
dokumentieren, bildet die Standortalternativenprüfung einen wesentlichen Teil der
Begründung zur Flächennutzungsplanänderung.

Als Standort für den interkommunalen Lebensmittelmarkt der Gemeinden Sölden und
Wittnau kommen zunächst Flächen beider Gemarkungen in Frage. Deshalb werden
beide Gemarkungsflächen vollständig in die Standortalternativenprüfung einge-
schlossen. Um dennoch den Untersuchungsaufwand auf ein vertretbares und ange-
messenes Maß zu begrenzen, muss ein methodisches Vorgehen gewählt werden, bei
dem die offensichtlich ungeeigneten Standorte bereits im Rahmen einer groben Be-
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wertung ausgeschlossen werden. Deshalb wird die Standortalternativenprüfung in
drei Untersuchungsphasen gegliedert.

In der Phase I ist zunächst zu prüfen, ob geeignete Standorte im Innenbereich
vorhanden und umsetzbar sind, durch die keine Flächen im Außenbereich und kei-
ne Flächen im Landschaftsschutzgebiet in Anspruch genommen werden müssen.

Erst wenn in der Phase I kein geeigneter Standort gefunden wird, ist der Suchraum in
der Phase II zu erweitern. Dann erstreckt sich der erweiterte Suchraum auch auf
Grundstücke, die im Außenbereich und im Landschaftsschutzgebiet gelegen sind.

In der Phase III werden die verbleibenden „geeigneten Standorte“ des erweiterten
Suchraums vertiefend untersucht und bewertet. Hierbei spielt zusätzlich die natur-
schutzfachliche Beurteilung der Standorte eine besondere Rolle.

Im Ergebnis kann der „geeignetste Standort“ nachvollziehbar identifiziert werden.

6.2 Phase I – Standortpotenziale im Innenbereich

In der Phase I werden sämtliche Baulücken und Freiflächen im Innenbereich
beider Gemeinden ermittelt, die eine Mindestgrundstücksgröße von 4.000 m2

aufweisen.

Zur Sicherung der Erreichbarkeit wird der Suchraum im Innenbereich auf einen Um-
kreis von 400 m vom jeweiligen Ortskern von Sölden bzw. Wittnau aus begrenzt. Als
Ortskern wird in der Gemeinde Sölden der Bereich des Rathauses (Staufenerstraße)
definiert. In der Gemeinde Wittnau werden zwei Bereiche als Ortskern definiert, diese
befinden sich zum einen im Bereich des Restaurants Engel (Weinbergstraße) und
zum anderen im Bereich des Landgasthofes Hirschen, des Gemeindekindergartens
St. Gallus und des Katholischen Pfarramtes Mariä Himmelfahrt (Kirchweg, Schön-
bergstraße).
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Übersicht Standorte im Innenbereich in Sölden und Wittnau (ohne Maßstab)
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Unter Berücksichtigung der Größe der beiden Gemeinden, erscheint es sachgerecht,
den Suchraum auf einen Umkreis von 400 m zu begrenzen. Zur Gewährleistung einer
hinreichenden Pkw-Erreichbarkeit sowie zur Warenanlieferung, wird der Suchraum
ferner dadurch begrenzt, dass er in einem 400 m breiten Korridor entlang der L122
liegen muss. Der maßgebliche Umkreis wird jeweils schwarz gestrichelt. Sodann
werden alle Standorte im Innenbereich, die eine Mindestgrundstücksgröße von
4.000 m² aufweisen und sich innerhalb der vorgenannten Umkreise von 400 m befin-
den, anhand der in Ziffer 5 genannten Kriterien bewertet.

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Kriterien wird der Suchraum auf die beiden
in der folgenden Abbildung schwarz gestichelt umrandeten Flächen begrenzt.

Standorte mit nur knapp 4.000 m² liegen nicht vor, die nächstkleineren Standorte lie-
gen wesentlich unterhalb der genannten Mindestgröße.

6.2.1 Standort S2a

Der Standort S2a (ca. 1.087 m²) befindet sich im Bereich zwischen dem Mischgebiet
"Staufener Str. II" und dem Aussiedlerhof am nördlichen Ortsrand Söldens und damit
im Innenbereich.

Der Standort S2a ist für einen Marktstandort zu klein, da die erforderliche Grund-
stücksmindestgröße von 4.000 m² deutlich unterschritten wird. Bereits aus diesem
Grund ist er auszuschließen. Ferner ist auf dem unmittelbar an die L122 angrenzen-
den Flurstück 175/1 ggf. mit Altablagerungen zu rechnen.

Auch unter ökologischen Gesichtspunkten ist der Standort S2a problematisch. Die
Realisierung am Standort S2a hätte eine erhebliche Beeinträchtigung der stark ver-
nässten Wiesenmulde (gemäß § 33 BNatSchG geschützte Fläche) zur Folge, die nur
durch einen gleichartigen Ausgleich und nur bei vertretbaren Gründen des öffentli-
chen Interesses zulässig wäre. Die Trockenlegung der Nasswiese mit ihrem Obst-
baumbestand wäre mit einem erheblichen und für einen nicht großflächigen Lebens-
mittelmarkt unverhältnismäßigen Aufwand verbunden.

Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist die Fläche für allgemein häufig vorkommende
Vogelarten als auch für geschützte Arten als Nahrungshabitat geeignet und besitzt
eine hohe Bedeutung als Lebensraum (vgl. Anlage).

Die hohe naturschutzfachliche Wertigkeit der Fläche und der sehr nasse Boden füh-
ren im Ergebnis dazu, dass der Standort S2a für die Errichtung eines Lebensmittel-
marktes nicht in Frage kommt. Diese Einschätzung wird von der Unteren Natur-
schutzbehörde geteilt.
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6.2.2 Standorte S3, S4 und S5

Die Standorte S3 (ca. 7.447 m²), S4 (ca. 5.142 m²) und S5 (ca. 2.674 m²) eignen sich
aufgrund ihrer topographischen Lage nicht für einen Marktstandort. Die Hanglage und
der Flächenzuschnitt im Nahbereich der Erschließungsstraße würden zu einem un-
verhältnismäßig hohen Erschließungsaufwand führen. Zudem tritt aufgrund der dorti-
gen geologischen Verhältnisse Schichtwasser aus dem Boden (vgl. Geotechnischer
Bericht für die Erschließung des Bebauungsplangebiets „Obere Breite“, Sölden
(2015) Ingenieurgruppe Geotechnik GbR), was eine Bodenfestigkeit für ein Wohnge-
bäude, nicht aber für einen Lebensmittelmarkt der geplanten Größe zulässt.

Die Standorte S3, S4 und S5 sind auch deshalb städtebaulich ungeeignet, da der An-
lieferungs- und Kundenverkehr für diese Standorte durch die Bürglestraße geführt
werden müsste und damit zu erheblichen Verkehrsbelastungen in den dortigen
Wohngebieten führen würde. Die Flächen eignen sich deshalb viel besser für eine Ar-
rondierung durch Wohnbebauung am nördlichen Ortsrand von Sölden und sollen ent-
sprechend der politischen Zielsetzung auch als solche entwickelt werden. Daher wird
für diesen Bereich derzeit der Bebauungsplan „Obere Breite“ aufgestellt und die im
Flächennutzungsplan dargestellte Wohnfläche (Planung) „S01“ im Bereich des
Standorts S3 und in Teilflächen von S4 als Wohnbaufläche entwickelt.

Im Bereich des Standorts S5 müsste der vorhandene Trinkwasser-Hochbehälter ver-
legt werden, um die Mindestgröße zu erreichen. Die Zufahrt zum Markt wäre dennoch
gerade für den anliefernden LKW-Verkehr mit erheblichem Aufwand verbunden.

Diese Einschätzung wird auch von der Unteren Naturschutzbehörde geteilt.

6.2.3 Standort S8
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Der Standort S8 (Südlich des Klosters) befindet sich im Gegensatz zu den anderen
Standorten in Sölden im Innenbereich in zentraler Lage und weist eine gute Erreich-
barkeit auf. Die mit Bäumen bestandene Wiesenfläche steigt von der Hexentalstraße
nach Osten um gut 9 m an. Im Flächennutzungsplan ist die Fläche im straßennahen
Bereich als Grünfläche, im rückwärtigen Bereich als gemischte Baufläche dargestellt.
Aufgrund der zentralen Lage im Ortskern erscheint der Standort trotz der eher knap-
pen Flächengröße von ca. 4.300 m² und der Höhendifferenz von ca. 9 m zunächst
nicht von vorneherein ungeeignet und wurde deshalb näher untersucht. Zur Klärung
der städtebaulichen Eignung wurde ein Testentwurf erarbeitet.

Wie der Testentwurf zeigt, kann der Markt nur im hinteren Grundstückteil angeordnet
werden. Aufgrund der rückwärtigen Lage und aufgrund der Lkw-Andienung ist der
Eingangsbereich schlecht einsehbar. Der ungünstige Grundstückzuschnitt bedingt ein
reduziertes Nutzflächenangebot und nur 45 Stellplätze. Die Bebauung fügt sich nicht
in den Maßstab der kleinteiligen Gebäudestruktur ein und beeinträchtigt das sensible
Ortsbild im Umfeld der historischen Klosteranlage.

Die Nähe zur vorhandenen Wohnbebauung führt zu vielschichtigen Nachbarschafts-
konflikten. Insbesondere stellt der Parkplatzlärm in der Nachbarschaft zur südlich ge-
legenen Wohnbebauung ein kaum überwindbares Hindernis dar. Wie beim EDEKA-
Markt in St. Peter realisiert, werden aufwändige Lärmschutzmaßnahmen an den
Grenzen zu den beiden Wohngrundstücken erforderlich. Aufgrund der Länge der be-
troffenen Grundstücksgrenzen, der Fußwegeverbindung nach Süden und des be-
nachbarten Kulturdenkmals ist ein baulicher Lärmschutz städtebaulich unverträglich
und abzulehnen.

Die Verkehrserschließung des Standortes S8 erweist sich nach Prüfung durch das
Ingenieurbüro Raupach & Stangwald als problematisch. Dies ergibt sich daraus, dass
die erforderliche Einrichtung einer Linksabbiegespur aufgrund des geringen Rauman-
gebots nicht möglich ist, was zu Rückstau auf der L122 führen wird und die Verkehrs-
sicherheit beeinträchtig. Aus gleichen Gründen sind Querungshilfen nicht realisierbar,
was zudem die Verkehrssicherheit von querenden Fußgängern gefährdet. Sowohl
beim Einbiegen von Süden als auch beim Ausfahren nach Norden wird aus fahrgeo-
metrischen Gründen durch den Lkw-Lieferverkehr die Gegenfahrbahn beansprucht
und ebenfalls die Verkehrssicherheit beeinträchtigt. Damit führt die Verkehrserschlie-
ßung über das Flst.-Nr. 367 zu einer signifikanten Beeinträchtigung der Verkehrssi-
cherheit im Innerort. Die Bewertung der Erschließungssituation der Standorte an der
L122 (S6, S7, S8, W5 und W12) erfolgte in Abstimmung mit der zuständigen Ver-
kehrsbehörde (LRA, FB Verkehrslenkung & Straßenbauverwaltung, Hr. Wunderlich)
und wird auch ausdrücklich so mitgetragen.

Der Standort S8 (ca. 4.300 m²) ist auch aus Gründen des Denkmalschutzes proble-
matisch. Er grenzt unmittelbar an das Kulturdenkmal „Propstei von Sölden“. Der weit-
gehend ummauerte Komplex mit Kirche und Probsteigebäude in seiner Mitte domi-
niert weithin sichtbar den Ort auf dem Hexentalsattel. Aus Gründen des Denkmal-
schutzes muss die Sichtbeziehungen zum Kloster weiterhin freigehalten werden. Ent-
sprechend einer Stellungnahme des Landesdenkmalamtes aus dem Jahr 1994 wäre
die Freihaltung der südlich gelegenen Wiesenflächen zu begrüßen. Im Fall einer Be-
bauung müsst aus Sicht des Denkmalschutzes zumindest ein Streifen von ca. 20 m
Tiefe wie auf der Westseite zur Klostermauer freigehalten werden. Diese Abstands-
fläche sollte auch nicht als Gartenfläche einzelnen Baugrundstücken zugeordnet
werden. Auch der BUND wies in seiner Stellungnahme vom 30.11.2006 zum Entwurf
der Fortschreibung des Flächennutzungsplanes der Verwaltungsgemeinschaft He-
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xental darauf hin, dass das Umfeld des Priorats keinesfalls verplant werden sollte.
Danach widerspricht ein Baukörper unmittelbar an der Klostermauer Zielen des
Denkmalschutzes. Ein Abrücken von der Klostermauer ist aufgrund des geringen Flä-
chenangebots nicht möglich.

Testentwurf Standort S8 (Stand 10/2017; ohne Maßstab)

Außerdem wäre der Lebensmittelmarkt am Standort S8 von außerorts kaum einseh-
bar, da die Fläche innerhalb des besiedelten Bereiches, umgeben von Einzelhausbe-
bauung und dem Kloster liegt. Lediglich von acht Einzelgebäuden aus wird das Vor-
haben unmittelbar wahrgenommen. Insofern besteht keine Beeinträchtigung des
Landschaftsbildes, wohl aber des Ortsbildes.

Der Standort S8 ist auch in artenschutzrechtlicher und naturschutzrechtlicher Hinsicht
problematisch. In artenschutzrechtlicher Hinsicht besitzt die Streuobstwiese eine ho-
he Bedeutung aufgrund der teils totholz- und höhlenreichen Obstbäumen, die von
verschiedenen geschützten und gefährdeten Arten besiedelt werden können, und
aufgrund ihrer Lage als innerörtliche Grünfläche. In naturschutzrechtlicher Hinsicht
hat der Standort aufgrund des schutzwürdigen Baumbestandes eine mittlere Wertig-
keit.

Zudem steht das Schlüsselgrundstück Flst.-Nr. 3 von Seiten des Grundstückseigen-
tümers für einen Marktstandort nicht zur Verfügung. Der Eigentümer hat seine Ver-
kaufsbereitschaft wiederholt schriftlich abgelehnt. Zuletzt hat er am 01.03.2017 er-
klärt, dass er auf keinen Fall bereit ist, das Grundstück Flst.Nr. 3 (Wiese südlich des
Klosterareals) für den Bau des EDEKA Markts an den Betreiber, an eine der Ge-
meinden oder an einen dritten Investor zu verkaufen.
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Im Rahmen der vorliegenden Standortalternativenprüfung erfolgte eine vertiefte Prü-
fung, ob bzw. unter welchen Voraussetzungen mit den Mitteln der Bodenordnung
nach dem BauGB eine Flächenverfügbarkeit beim Standort S8 erzielt werden könnte.
Dabei hat sich herausgestellt, dass die Grundstücksverfügbarkeit hier auch nicht über
eine Umlegung oder eine Enteignung hergestellt werden kann.

Eine Umlegung scheidet hier schon deshalb aus, da aufgrund der Privatnützigkeit
der Umlegung jeder Grundstückseigentümer grundsätzlich einen Anspruch auf Flä-
chenzuteilung hat und nicht gegen seinen Willen lediglich mit einer Geldentschädi-
gung abgefunden werden darf. Nach § 59 Abs. 4 Nr. 1 BauGB ist eine Geldabfindung
nur mit Einverständnis der betroffenen Eigentümer zulässig. Aufgrund der erklärten
prinzipiell fehlenden Verkaufsbereitschaft kann hier aber nicht von einem solchen
Einverständnis der betroffenen Eigentümer ausgegangen werden.

Eine Enteignung der Grundstückseigentümer für die Realisierung des geplanten
nicht großflächigen Lebensmittelmarkts scheidet hier ebenfalls von vornerein aus, da
es sich hier um eine Enteignung zugunsten eines privaten Dritten handeln würde. Ei-
ne Enteignung zugunsten eines privatrechtlich organisierten Unternehmens ist seit
dem Boxberg-Urteil des Bundesverfassungsgerichts über die geplante Teststrecke
von Daimler Benz in Boxberg rechtlich grundsätzlich unzulässig (BVerfG, Urteil vom
24. März 1987 – 1 BvR 1046/85 –, BVerfGE 74, 264). Sie ist nur unter sehr engen
Voraussetzungen ausnahmsweise zulässig. Erforderlich ist hierfür nach Art 14 Abs. 3
S. 2 GG ein Gesetz, das den nur mittelbar verwirklichten Enteignungszweck deutlich
umschreibt, die grundlegenden Enteignungsvoraussetzungen und das Verfahren zu
ihrer Ermittlung festlegt sowie Vorkehrungen zur Sicherung des verfolgten Gemein-
wohlziels regelt. Ein solches Gesetz liegt hier nicht vor. Damit scheidet eine Enteig-
nung zugunsten eines privaten Dritten im vorliegenden Fall aus.

Danach ist der Standort S8 aufgrund des städtebaulichen Kontexts, des Zuschnitts
und der Erschließung eher für eine Wohnbebauung geeignet. Für die Realisierung ei-
nes Lebensmittelmarktes ist der Standort ungeeignet.

6.2.4 Standort W3

Auf dem Standort W3 (ca. 4.937 m²) befinden sich mehrere im Flächennutzungsplan
dargestellte und realisierte öffentliche Grünflächen mit Sportanlagen und einem
Spielplatz. Die Sportflächen sollen im Sinne der kurzen Wege in der Nachbarschaft
zur Schule verbleiben. Aufwändige Kosten zur Verlegung der Sportflächen sollen
vermieden werden. Aus Sicht der Gemeinde Wittnau kommt eine Verlegung der
Sportflächen nicht in Frage.

Der übrige Teilbereich, südwestlich der Flächen für Gemeinbedarf (Gemeinde-
Kindergarten St. Gallus), wird des Weiteren im Flächennutzungsplan bereits als ge-
mischte Bauflächen „W06“ (Planung) dargestellt.
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Der Standort W3 ist auch deshalb städtebaulich ungeeignet, da der Anlieferungs- und
Kundenverkehr für diesen Standort durch ein bestehendes Wohngebiet geführt wer-
den müsste und damit zu erheblichen Verkehrs- und Lärmbelastungen bei den dorti-
gen Wohngebieten führen würde. Somit ist der Standort W3 auch aufgrund der Lage
in unmittelbarer Nachbarschaft zur bestehenden Wohnbebauung und den damit ein-
hergehenden Nutzungs- und Immissionskonflikten dieser Standort für einen Lebens-
mittelmarkt ungeeignet.

6.2.5 Standort W4

Der Standort W4 (ca. 4.620 m²) befindet sich in relativ zentraler Lage im Innenbereich
der Gemeinde Wittnau. Zwar grenzt er unmittelbar an die L122, gleichwohl ist die Er-
reichbarkeit dieses Standortes aber nicht gut. Denn die bewegte Topographie lässt
eine unmittelbare Anbindung an die L122 nicht zu. Daher müsste ein Lebensmittel-
markt am Standort W4 über eine durch ein Wohngebiet führende Straße erschlossen
werden. Dies würde zu erheblichen Verkehrs- und Lärmkonflikten bei den benachbar-
ten Wohngebäuden führen. Aus diesem Grund sind zwischen dem Lebensmittelmarkt
(v.a. dessen Andienungs- und Kundenverkehr) und der umliegenden Wohnbebauung
erhebliche Nutzungskonflikte zu erwarten.

Zugleich würde der potenzielle Marktstandort weiter westlich hin zur bestehenden
Wohnbebauung rücken. Der Teilbereich für den potenziellen Marktstandort wird im
Flächennutzungsplan bereits als öffentliche Grünfläche und Wohnbaufläche darge-
stellt.

Weiterhin weist der schmalgeschnittene Standort W4 für einen Lebensmittelmarkt ei-
nen sehr ungünstigen schlauchartigen Zuschnitt auf. Insgesamt ist der Standort W4
somit als Marktstandort ungeeignet.

6.2.6 Standort W7
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Der Standorts W7 verfügt insgesamt über ein zusammenhängendes Freiflächenpo-
tenzial von ca. 4.610 m² im Innenbereich und wurde deshalb schon zu einem frühen
Zeitpunkt in die Untersuchungen eingestellt. Auf den Grundstücken befinden sich in-
takte Wohngebäude und großzügige Gartenflächen mit privatem Tennisplatz. Unter
Berücksichtigung der notwendigen Gartenflächen, die in einem üblichen Verhältnis
zur Gebäudegröße stehen, reduziert sich das Flächenpotenzial bereits auf ca.
3.300 m² (siehe Luftbild). Die Reduktion der Gartenflächen und der Wegfall der Ten-
nisanlage reduzieren die Wohnqualität und erscheinen eher unrealistisch.

Der Standort ist im Flächennutzungsplan als Mischbaufläche dargestellt. Durch die
unmittelbare Nähe zur Wohnbebauung würde ein Marktstandort auf diesen Flächen
zu erheblichen Lärmkonflikten zwischen dem Lebensmittelmarkt (insbesondere durch
dessen Kunden- und Anlieferungsverkehr) und den direkten Nachbarn führen. Daher
werden aufwändige Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz der angrenzenden Wohnla-
gen erforderlich, die nur auf der Grundlage von Abstandsflächenbaulasten realisier-
bar sind.

Nach dem Straßengesetz ist von der Landesstraße L122 durch bauliche Anlagen wie
Gebäude und Stellplätze ein Abstand von 20 m einzuhalten.

Aufgrund der erforderlichen Lärmschutzmaßnahmen, der vorhandenen Böschung mit
Grünstrukturen und dem einzuhaltenden Abstand zur L122 gehen von dem Grund-
stück weitere Flächen für den Markt verloren. Die verbleibende Fläche ist für den Le-
bensmittelmarkt deutlich zu klein. Der Standort W7 ist als Marktstandort ungeeignet.

6.2.7 Standort W11

Der Standort W11 (ca. 12.582 m²) wird vollständig im Flächennutzungsplan als in
Planung befindliche Wohnbaufläche „W04“ dargestellt. Für die Baugrundstücke wur-
den bereits Baugenehmigungen erteilt.

Der Standort W11 ist als Marktstandort bereits wegen der Topographie problema-
tisch. Die bewegte Topographie an diesem Standort würde zudem die Anbindung an
einen Lebensmittelmarkt erschweren.

Der Standort W11 befindet sich auch nicht unmittelbar an der L122. Daher müsste ein
Lebensmittelmarkt am Standort W11 über eine durch ein Wohngebiet führende Stra-
ße erschlossen werden. Dies würde zu erheblichen Verkehrs- und Lärmkonflikten bei
den benachbarten Wohngebäuden führen. Aus diesem Grund sind zwischen dem
Lebensmittelmarkt (v.a. dessen Andienungs- und Kundenverkehr) und der umliegen-
den Wohnbebauung erhebliche Nutzungskonflikte zu erwarten. Die Erschließung
kann also nur zu Lasten von ruhigen Wohnlagen erfolgen.

Insofern kann dieser Standort W11 nicht weiter als potenzieller Marktstandort be-
trachtet werden.
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6.2.8 Standort W13

Der Standort W13 (ca. 5.197 m²) liegt an der Weinbergstraße, die von der L122 ab-
zweigt. Auch aufgrund der ausreichenden vorhandenen Flächengröße und der im
Vergleich zu anderen Standorten in Wittnau und Sölden relativ flachen Topographie
eignet sich der Standort aus städtebaulicher Sicht zunächst als potenzieller Markt-
standort.

Jedoch ist der Standort sowohl nach Norden, Süden und Westen hin losgelöst vom
Siedlungsgefüge.

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan werden die westlichen Flächen als Sonder-
flächen mit der Zweckbestimmung „Sportstätten“ und die östlichen Flächen als ge-
mischte Bauflächen („W07“ in Planung) und Wohnbauflächen („W05“ in Planung)
dargestellt.

Im Zuge der bereits angestoßenen bauplanungsrechtlichen Verfahren wurde ein geo-
logisches Gutachten erstellt. Nach dem „Geologischen Bericht - BV Sportplätze Witt-
nau“ ist der Standort W13 aufgrund der hydrogeologischen Situation (zeitweise ver-
nässte Böden) nur bedingt bebaubar. Außerdem verlaufen durch den Standort (Flst.-
Nr. 479) Hauptabwasserleitungen, die ggf. kostenintensiv verlegt werden müssten.

Des Weiteren würde die Realisierung des Markstandortes in westlicher Randlage
Wittnaus eine erhebliche Verkehrs- und Lärmzunahme für die umliegenden Wohnge-
biete bedeuten. Sowohl der Lkw-Verkehr für die Andienung des Lebensmittelmarktes,
als auch der Pkw-Verkehr durch Kunden würden das Wohngebiet zwischen der L122
und dem Standort W13 durchqueren. Für die Bürger aus Sölden wäre die Erreichbar-
keit daher eher ungünstig.

Die naturschutzfachliche Prüfung bewertet den Standort W13 ebenfalls als ungeeig-
net, da hier eine mittlere naturschutzfachliche Wertigkeit vorliegt und insbesondere
eine hochwertige und schutzwürdige Landschaft mit naturraumtypischer Eigenart an-
zufinden ist. Durch eine Bebauung des Standorts würde die offene Wiesenlandschaft
deutlich verändert werden. Die weitläufige Landschaft würde durch eine isoliert wir-
kende Einzelbebauung erheblich beeinträchtigt werden. Demnach würden das Land-
schaftsbild erheblich verändert werden (vgl. Anlage).

Die Artenschutzrechtliche Beurteilung ergab, dass Brutstätten allgemein häufig vor-
kommenden Arten und gefährdeter Arten (Fledermäuse, Zauneidechse etc.) sowie
Nahrungshabitate betroffen sein könnten. Zudem besitzt die Fläche aufgrund der
Obstbäume eine mittlere Bedeutung als Lebensraum (vgl. Anlage).

Aus den vorgenannten städtebaulichen, naturschutzfachlichen und artenschutzrecht-
lichen Gründen ist der Standort W13 kein geeigneter Standort für den geplanten Le-
bensmittelmarkt. Diese Einschätzung wird vom Landratsamt geteilt.
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6.3 Phase II – Erweiterung des Suchraums auf Flächen im Außenbereich und im
Landschaftsschutzgebiet

Da in der Phase I kein geeigneter Standort im Innenbereich gefunden werden konnte,
ist der Suchraum in der Phase II zu erweitern. Der erweiterte Suchraum erstreckt
sich nunmehr auch auf Grundstücke, die am Ortsrand im Außenbereich und im Land-
schaftsschutzgebiet gelegen sind.

Zunächst werden in der Phase II nachfolgend die potenziellen Standorte im Außenbe-
reich und im Landschaftsschutzgebiet dargestellt und bewertet. Zugleich werden in
der Phase II die Standorte im Außenbereich und im Landschaftsschutzgebiet ausge-
schieden, die im Ergebnis als nicht geeignet angesehen werden. Die verbleibenden
potenziell geeigneten Standorte im Außenbereich und im Landschaftsschutzgebiet
werden dann in der Phase III einer vertiefenden Untersuchung unterzogen.
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Übersicht sämtlicher Standorte in Sölden und Wittnau (hier ohne Maßstab – maßstäblich im Anhang)
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6.3.1 Standort S1

Der im Außenbereich und teilweise im Landschaftsschutzgebiet liegende Standort S1
(ca. 5.432 m²) ist als Standort für einen nicht-großflächigen Lebensmittelmarkt unge-
eignet. Dies ergibt sich bereits durch die Lage des Grundstücks, die nur mit erhebli-
chem Erschließungsaufwand realisierbar wäre. Außerdem liegt der Standort S1 nicht
unmittelbar an der L122 und müsste über eine durch ein künftiges Wohnbaugebiet
führende Erschließungsstraße erschlossen werden. Dies würde künftig zu erhebli-
chen Immissions- und Nutzungskonflikten mit der Nachbarschaft führen.

Zudem liegt ein Teilbereich des Standortes im regionalen Grünzug des Regionalplans
in der Fassung der Genehmigung vom 26.07.2017 und im Landschaftsschutzgebiet
„Östliches Hexental“. Weiter befinden sich im möglichen Zufahrtsbereich zu dem
Standort S1 Biotope (vgl. 6.2.1 und 6.3.2).

6.3.2 Standort S2b

Der Standort S2b (ca. 4.910 m²) liegt im Bereich zwischen dem Mischgebiet "Staufe-
ner Str. II" und dem Aussiedlerhof am nördlichen Ortsrand Söldens.

Der Standort S2b befindet sich auf dem Flst.-Nr. 166, welches nach schriftlicher Dar-
legung vom Grundstückseigentümer nicht zum Verkauf zur Verfügung steht. Zudem
befinden sich Teilbereiche des Standorts S2b auf dem Landschaftsschutzgebiet „Öst-
liches Hexental“.

Die Realisierung am Standort S2b hätte eine erhebliche Beeinträchtigung der stark
vernässten Wiesenmulde (gemäß § 33 BNatSchG geschützte Fläche) zur Folge, die
nur durch einen gleichartigen Ausgleich und nur bei vertretbaren Gründen des öffent-
lichen Interesses zulässig wäre. Die Trockenlegung der Nasswiese mit ihrem Obst-
baumbestand wäre mit einem erheblichen und für einen nicht großflächigen Lebens-
mittelmarkt unverhältnismäßigen Aufwand verbunden.



3. punktuelle Flächennutzungsplanänderung Stand: 20.06.2018
Verwaltungsgemeinschaft Hexental Fassung: Feststellungsbeschluss

gem. § 6 BauGB

BEGRÜNDUNG Seite 28 von 78

18-06-20 FNPÄ Begründung (18-06-05).docx

Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist die Fläche für allgemein häufig vorkommende
Vogelarten als auch für geschützte Arten als Nahrungshabitat geeignet und besitzt
eine hohe Bedeutung als Lebensraum (vgl. Anlage).

Die hohe naturschutzfachliche Wertigkeit der Fläche und der sehr nasse Boden füh-
ren im Ergebnis dazu, dass der Standort S2b für die Errichtung eines Lebensmittel-
marktes nicht in Frage kommt. Diese Einschätzung wird von der Unteren Natur-
schutzbehörde geteilt.

6.3.3 Standort S6

Der im Außenbereich gelegene Standort S6 (Obere Tormatten, ca. 4.330 m²) ist so-
wohl für die Bürger aus Sölden als auch für die Bürger aus Wittnau gut erreichbar.
Zudem liegt er unmittelbar an der L122 und ist gut erschließbar und gut einsehbar.
Ein Marktstandort an dieser Stelle würde keinen ungewünschten Verkehrszuwachs
für umliegende Wohngebiete bedeuten. Insbesondere müsste so der Kundenverkehr
aus Wittnau nicht durch den Ortskern von Sölden geführt werden. Der Standort S6
befindet sich vollständig in einem Landschaftsschutzgebiet. Der Standort S6 wird in
der Phase III detailliert untersucht.

6.3.4 Standort S7

Der im Außenbereich gelegen Standort S7 (ca. 4.360 m²) befindet sich am nördlichen
Ortsrand Söldens. Die Fläche wird im Flächennutzungsplan als öffentliche Grünfläche
mit der Zweckbestimmung Sportanlagen dargestellt. Bei einer überschlägigen Bewer-
tung ist er als Standort für einen nicht-großflächigen Lebensmittelmarkt nicht von
vornherein ungeeignet. Der Standort S7 befindet sich vollständig in Randlage in ei-
nem Landschaftsschutzgebiet. Der Standort S7 wird näher in der Phase III unter-
sucht.
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6.3.5 Standort S9

Der Standort S9 (ca. 5.033 m²) kann nur über die untergeordnete Wohnstraße „Hel-
genacker“ erschlossen werden. Dies hätte eine unerwünschte Erhöhung der Ver-
kehrsbelastung in diesem Wohngebiet zur Folge. Insbesondere würde das zu Nut-
zungs- und Lärmkonflikten zu Stoßzeiten des Kundenverkehrs und zu Anlieferungs-
zeiten des LKW-Verkehrs führen. Bereits deshalb ist der Standort als Marktstandort
für einen nicht-großflächigen Lebensmittelmarkt ungeeignet.

Die Böschungen und die rückwärtige Lage erfordern zudem einen erhöhten Erschlie-
ßungsaufwand.

Darüber hinaus würde ein Marktstandort am südlichen Ortsrand Nutzungskonflikte
zwischen der nach Süden ausgerichteten Wohnbebauung (Südterrassen) und den
Stellplatzflächen des Lebensmittelmarktes hervorrufen.

Ferner sind die Grundstücke, über die erschlossen werden müsste (Flst.-Nr. 673 und
671), aufgrund ihrer hohen Eignung für den Wohnungsbau im Flächennutzungsplan
als Wohnflächen dargestellt.

Teilbereiche des Standorts S9 liegen zudem auf Flächen der Grünzäsur (Vorrangge-
biet) des am 26.07.2017 genehmigten Regionalplans sowie im Landschaftsschutzge-
biet „Schönberg“. Der Standort S9 ist somit für einen Markt ungeeignet.

6.3.6 Standort S10

Der im Außenbereich und im Landschaftsschutzgebiet liegende Standort S10 (ca.
4.695 m²) weist eine ungünstige Erschließungssituation auf. Er liegt zwar unmittelbar
an der L122. Eine Anbindung des Standort S10 an die L122 ist aber mit einem unver-
hältnismäßigem Erschließung- und Kostenaufwand verbunden. Dies ergibt sich auf-
grund der topographischen Lage am südlichen Ortsausgang und dem Bachlauf ent-
lang der L122, der verdolt werden müsste. Eine Erschließung über den untergeordne-
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ten „Heidenweg“, der eine nicht ausreichende Breite von ca. 5 m aufweist, ist aus
Platzgründen nicht möglich.

Des Weiteren befinden sich auf diesen landwirtschaftlichen Flächen des Standorts
S10 z.T. artenreiche Wiesen sowie Feldgehölze (biotopkartierte Flächen gem. Geo-
portal des LUBW).

Darüber hinaus wurde bereits von Seiten des Grundstückeigentümers schriftlich er-
klärt, dass er nicht bereit ist, sein Flst.-Nr. 471 für einen Marktstandort zur Verfügung
zu stellen.

Der Standort S10 liegt zudem vollständig im Landschaftsschutzgebiet „Schönberg“.
Insgesamt ist somit festzuhalten, dass der Standort S10 als Standort für einen Le-
bensmittelmarkt ungeeignet ist.

6.3.7 Standort S11

Der Standort S11 (2.855 m²) unterschreitet bereits die erforderliche Mindestgrund-
stücksgröße von 4.000 m². Bereits aus diesem Grund ist der Standort S11 ungeeig-
net. Eine Vergrößerung des Standorts S11 nach Süden hätte zur Folge, dass der
Standort z.T. Flächen der Grünzäsur (Vorranggebiet) des Regionalplans in der Fas-
sung der Genehmigung vom 26.07.2017 tangiert. Zudem ist der 20 m Anbauabstand
nach dem Straßengesetz einzuhalten. Dadurch verkleinert sich die von dem Standort
für einen Lebensmittelmarkt verbleibende Fläche.

Ferner kann er ebenso wie der Standort S10 nur mit unverhältnismäßigem Aufwand
über die L122 erschlossen werden. Dies ergibt sich aus der topographischen Hangla-
ge des Standortes S11. Die Anbindung dieses Standorts an die L122 könnte nur
durch Aufschüttungen von Süden her erfolgen, die mit erheblichem Kostenaufwand
verbunden wären. Auch ist die für einen Lebensmittelmarkt erforderliche Bodenfestig-
keit auf dem aufgeschütteten Grund ggf. nicht mehr gegeben. Zudem ist aus Gründen
der Topographie mit Hangwasser zu rechnen.

Die Wiesenflächen werden derzeit als Viehgehege (Geflügel) genutzt. Auf der Fläche
befinden sich artenreiche Wiesen und schutzwürdige Baumbestände.

Weiterhin befindet sich der Standort vollständig auf Flächen des Landschaftsschutz-
gebiets „Östliches Hexental“.

Zusätzlich hat der Eigentümer schriftlich erklärt, dass er nicht bereit ist, das Grund-
stück Flst.-Nr. 477/1 für einen Lebensmittelmarkt zur Verfügung zu stellen. Der
Standort S11 ist somit als Standort für einen Lebensmittelmarkt ungeeignet.
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6.3.8 Standort S12

Der Standort S12 (ca. 5.240 m²) ist schon allein aufgrund der erheblichen Höhendiffe-
renz zum Mattenhofweg ungeeignet. Die Realisierung eines Marktstandortes auf die-
ser Fläche wäre nur mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand verbunden. Insbe-
sondere die Aufschüttung von Böschungen und die Herstellung eines ausreichend
stabilen Bauuntergrunds führen zu unverhältnismäßig hohen Investitionskosten, die
sich an diesem rückwärtigen Standort nicht amortisieren werden.

Der Standort liegt nicht unmittelbar an der L122. Die Erschließung des Standorts S12
müsste deshalb durch vorhandene Straßen in einem Wohngebiet führen und würde
zu erheblichen Verkehrs- und Lärmbelastungen der angrenzenden Wohnbebauung
führen.

Zudem befindet sich dieser Standort ebenso wie der Standort S11 im Landschafts-
schutzgebiet „Östliches Hexental“ und z.T. auf der Grünzäsur (Vorranggebiet) des
Regionalplans in der Fassung der Genehmigung vom 26.07.2017. Der Standort S12
ist somit als Standort für einen Lebensmittelmarkt ungeeignet.

6.3.9 Standort W1

Der Standort W1 (ca. 6.274 m²) ist schon aufgrund der steilen Hanglage für die Reali-
sierung eines Lebensmittelmarktes nicht geeignet.

Auch aus Gründen der Verkehrssicherheit kommt der Standort W11 nicht in Frage,
da sich der Knotenpunkt zur L122 bereits in der Vergangenheit als Unfallschwerpunkt
herauskristallisiert hat. Ebenso müsste die vor kurzem erst umgebaute Bushaltestel-
lenbucht kostenintensiv verlegt werden.

Des Weiteren liegt auch dieser Standort auf Flächen des Landschaftsschutzgebiets
„Schönberg“.

Der Standort W1 ist somit als Standort für einen Lebensmittelmarkt ungeeignet.
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6.3.10 Standort W2

Der Standort W2 (ca. 24.725 m²) befindet sich in einer „half-pipe-artigen“ Tallage. Zur
Herstellung einer für den Lebensmittelmarkt erforderlichen ebenen Fläche wären
aufwändige Auffüllungen erforderlich. Dadurch würde der Standort in unerwünschter
Höhe über der Landesstraße liegen.

Die Erschließung im Umfeld des Verkehrsknotens ist aus Gründen der Verkehrssi-
cherheit auszuschließen. Zudem ist die Erschließung auch im Übrigen durch die seit-
lichen Hanglagen problematisch.

Darüber hinaus liegt dieser Standort vollständig im Landschaftsschutzgebiet „Östli-
ches Hexental“.

Der Standort W2 ist somit als Standort für einen Lebensmittelmarkt ungeeignet.

6.3.11 Standort W5

Der Standort W5 (ca. 7.991 m²) liegt am nördlichen Ortsrand von Wittnau und ist los-
gelöst vom Siedlungsgefüge im Außenbereich. Das Grundstück ist nicht eben, son-
dern befindet sich nach Süden und Westen hin in einer Hanglage. Das Grundstück
müsste bei Realisierung eines Lebensmittelmarktes eingeebnet werden. Die Realisie-
rung eines Marktstandortes auf dieser Fläche wäre schon deshalb nur mit einem un-
verhältnismäßig hohen Aufwand verbunden.

Die Erschließungssituation des Standorts W5 ist ungünstig. Er liegt zwar direkt ne-
ben der L122, befindet sich aber außerhalb der Ortsdurchfahrt auf anbaufreier
Strecke mit einer zulässigen Geschwindigkeit von 70 km/h. Nach § 22 StrG dürfen
außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der
Ortsdurchfahrten Hochbauten jeder Art längs der Landesstraßen in einer Entfernung
bis zu 20 m gemessen vom äußeren Rand der befestigten, für den Kraftfahrzeugver-
kehr bestimmten Fahrbahn nicht errichtet werden. Gleiches gilt außerhalb der zur Er-
schließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten für
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bauliche Anlagen, die über Zufahrten oder Zugänge an Landesstraßen, die im We-
sentlichen von Einmündungen, höhengleichen Kreuzungen und Zufahrten frei sind,
unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen. Danach wäre eine Erschlie-
ßung des außerhalb der Ortsdurchfahrt auf anbaufreier Strecke gelegenen Standort
W5 über die L122 grundsätzlich unzulässig.

Nach § 22 Abs. 1 Satz 2 StrG kann die untere Verwaltungsbehörde im Falle von Lan-
desstraßen in der Straßenbaulast des Landes im Benehmen mit dem Regierungsprä-
sidium, im Einzelfall Ausnahmen von diesem Verbot zulassen, wenn die Durchfüh-
rung der Vorschrift im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen
würde und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist oder wenn
Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung erfordern. Ausnahmen hiervon
sind also nur dann möglich, wenn die Sicherheit und die Leichtigkeit des Verkehrs-
flusses auf der Landesstraße gewährleistet werden. Hierzu wäre nach Aussage des
Regierungspräsidiums eine Grundstückszufahrt mit Abbiegespuren notwendig. Aus
Gründen der Verkehrssicherheit und der netzplanerisch angestrebten Fahrtge-
schwindigkeit sollten zwischen den einzelnen Knotenpunkten allerdings möglichst
große Abstände bestehen. Daher müsste eine Zusammenlegung mit dem südlich ge-
legenen Knoten L122/Hexentalstraße in Verbindung mit einem Links- und Rechtsab-
biegestreifen angestrebt werden.

Nach Einschätzung des Ingenieurbüros Raupach & Stangwald käme für den Standort
W5 ein Anschluss an die L122 auf Höhe der gegenüberliegenden Einmündung Brü-
ckenstraße bei gleichzeitiger Sperrung der vorhandenen Einmündung Hexentalstraße
in Betracht. Ein solcher Anschluss mit Anlegung einer Links- und Rechtsabbiegespur
setzt die Verbreiterung der Fahrbahn nach Süden und Norden voraus und wäre nur
mit einem ganz erheblichen finanziellen Mehraufwand möglich. Schon alleine für die
Straßenverbreiterung für die Abbiegespuren würden für den Standort W5 Erschlie-
ßungskosten in Höhe von ca. 170.000 EUR anfallen. Die weiteren Mehrkosten durch
Grunderwerb, Querungshilfe, Aufschüttungen etc. lassen sich ohne vertiefende Pla-
nung noch nicht beziffern.

Um ein sicheres Einbiegen von Norden und Süden zu gewährleisten müsste ein
Links- und Rechtsabbieger realisiert werden. Da der westliche Fahrbahnrand der
L122 aufgrund des Radwegs, der abschnittsweise steilen Böschung und der darüber
liegenden Brückenstraße nicht weiter nach Westen verlegt werden kann, müsste der
östliche Fahrbahnrand nach Osten verlegt werden. Das damit verbundene Ver-
schwenken der Fahrbahn müsste auf einer längeren Strecke der L122 ausgeglichen
(harmonisiert) werden. Da das vorhandene Straßengrundstück nicht die notwendigen
Spielräume bietet, setzt die Verbreiterung einen Grunderwerb auf längerer Strecke
auch nördlich und südlich des Marktgrundstücks sowie Geländeauffüllungen voraus.

Ferner müsste der vorhandene Anschluss der Hexentalstraße gesperrt werden.
Durch Verlängerung der Stichstraße über den Standort W5 könnte die Hexentalstra-
ße an die L122 neu angebunden werden, was aber die Nutzbarkeit des Standortes
W5 aufgrund der Zerschneidung erheblich einschränkt und einen weiteren Kosten-
aufwand bedeutet.

Der Standort W5 liegt im Kurvenbereich der L122 und im Bereich der Gefällstrecke.
Aus Gründen der Verkehrssicherheit wäre eine Tempodrosselung anzustreben.

Eine Verkehrserschließung über das untergeordnete Straßennetz des Ortsteils Bie-
zighofen kommt aufgrund der umwegigen Zufahrt, der engen Straßenquerschnitte im
Innerort und mit Rücksicht auf die schutzwürdigen Wohnlagen nicht in Frage.
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Eine fußläufige Anbindung der westlich der L122 gelegenen Wohnlagen von Wittnau
wäre mittels Überquerungshilfe denkbar. Dies erfordert aber eine weitere Verbreite-
rung des Straßenraumes und führt zu immensen Steigerungen der Mehrkosten, da
die Aufweitung auf einer längeren Strecke verzogen werden muss und aufgrund der
Topographie mit immensen Auffüllungen verbunden wäre.

Die Bewertung der Erschließungssituation der Standorte an der L122 (S6, S7, S8,
W5 und W12) erfolgte in Abstimmung mit der zuständigen Verkehrsbehörde (LRA, FB
Verkehrslenkung & Straßenbauverwaltung, Hr. Wunderlich) und wird auch ausdrück-
lich so mitgetragen.

Aus naturschutzfachlicher Sicht ist der Standort W5 als Marktstandort völlig ungeeig-
net, da er eine sehr hohe Wertigkeit aufweist. Auf der Fläche befinden sich nach § 32
BNatSchG geschützte Biotope unterschiedlicher Biotoptypen (vgl. rechtswirksamer
FNP Hexental), hochwertige Böden und eine schutzwürdige Landschaft mit hoher
Vielfalt. Zudem besteht hier eine erhebliche Gefährdung des Landschaftsschutzge-
biets „Östliches Hexental“ (vgl. Anlage).

Darüber hinaus besitzt die Fläche eine sehr hohe Bedeutung als Lebensraum. Auf-
grund des Strukturreichtums ist der Standort W5 für Fledermäuse und gefährdete
Vogelarten als Nisthabitat und Nahrungshabitat sehr gut geeignet. Auch für Reptilien
und Amphibien sind geeignete Lebensräume vorhanden. Die Feuchtbereiche können
dem Großen Feuerfalter als Lebensraum dienen. Artenschutzfachliche Aspekte spre-
chen eindeutig gegen eine Realisierung des Vorhabens.

Insgesamt kommt aus den vorgenannten Gründen der Standort W5 nicht als Markt-
standort in Betracht. Diese Einschätzung wird von der Unteren Naturschutzbehörde
geteilt.

6.3.12 Standort W6

Der Standort W6 (ca. 5.969 m²) befindet sich in einer eher abgelegenen und vom
Siedlungsgefüge losgelösten Lage am nordöstlichen Ortsrand von Wittnau.

Der Standort W6 ist bereits wegen der sehr ungünstigen Erschließungssituation un-
geeignet. Er befindet sich nicht unmittelbar an der L122. Die Erschließung des Stan-
dortes kann deshalb nur über die lediglich ca. 5 m breite „Hexentalstraße“ erfolgen.
Eine Realisierung des Vorhabens an diesem Standort hätte damit zur Folge, dass der
emittierende Andienungs- und Kundenverkehr des Lebensmittelmarkts durch diese
enge untergeordnete Wohnstraße verlaufen würde. Dies würde zu erheblichen Lärm-
und Nutzungskonflikten mit der benachbarten Wohnbebauung führen. Aus verkehrs-
technischer und immissionstechnischer Sicht ist dieser Standort demzufolge unge-
eignet.
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Des Weiteren befindet sich auch dieser Standort z.T. auf dem Landschaftsschutz
„Östliches Hexental“. Der Standort W6 ist somit als Standort für einen Lebensmittel-
markt ungeeignet.

6.3.13 Standort W8

Die Lage des Standortes W8 (ca. 8.796 m²) befindet sich unmittelbar an der L122 und
am südlichen Ortsrand Wittnaus hin zur Gemeinde Sölden, wodurch er sowohl für die
Bürger Wittnaus als auch Söldens gut erreichbar wäre.

Die Erschließung des Standorts W8 ist jedoch problematisch. Eine Erschließung über
die L122 ist nur mit unverhältnismäßigem Aufwand denkbar, da im Kurvenbereich ei-
ne Linksabbiegerspur notwendig wäre und der entlang der L122 verlaufende Entwäs-
serungsgraben verdolt werden müsste. Die Fläche kann auch nicht über die unterge-
ordnete Wohnstraße „Wasenacker“ erschlossen werden, da diese zu eng ist und die
Bauplätze zwischen der Wohnstraße und dem Standort W8 bereits der Wohnbebau-
ung zugeordnet sind. Insgesamt gestaltet sich damit die Erschließung an diesen
Standort kosten- und flächenintensiv.

Zudem sind aufgrund des Straßengesetzes entsprechende Abstandsflächen einzu-
halten.

Vergleichbar mit dem Standort S9 sind des Weiteren Nutzungskonflikte zwischen der
lärmempfindlichen Wohnbebauung und dem Lebensmittelmarkt absehbar. Erforderli-
che Abstandsflächen und Immissionsschutzmaßnahmen verursachen wiederum ei-
nen höheren Flächenverbrauch und höhere Kosten.

Aus naturschutzfachlicher Sicht spricht die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes
gegen diesen Standort. Der Standort befindet sich in exponierter Lage und weist des-
halb eine gute Einsehbarkeit vom Nah- und Fernbereich auf.

Zudem befindet sich der Standort W8 z.T. auf Flächen des regionalen Grünzuges des
Regionalplans in der Fassung der Genehmigung vom 26.07.2017 und größtenteils
auf Flächen des Landschaftsschutzgebiets „Schönberg“.

Aus artenschutzrechtlicher Sicht können gefährdete Arten wie die Feldlerche, der
Feldschwirl oder die Zauneidechse vorkommen.

Standort W8 ist somit für einen Lebensmittelmarkt nicht geeignet. Diese Einschät-
zung wird von der Unteren Naturschutzbehörde geteilt.
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6.3.14 Standort W9

Der Standort W9 (ca. 5.459 m²) befindet sich wie der Standort W8 zwischen Wittnau
und Sölden. Er weist einen schmalen Grundstückszuschnitt auf, der für die Ansied-
lung eines Marktes nicht optimal geeignet ist. Zudem muss nach dem Straßengesetz
ein Mindestabstand zur L122 eingehalten werden. Dadurch wird der verbleibende, für
den Lebensmittelmarkt zur Verfügung stehende Grundstückszuschnitt noch schmaler.

Der Standort W9 liegt zwar an der L122. Zur Erschließung müsste aber eine zusätzli-
che Linksabbiegerspur errichtet werden. Ferner müssten ggf. Immissionsschutzmaß-
nahmen zur nördlich angrenzenden Wohnbebauung realisiert werden.

Darüber hinaus bestehen eine Gefährdung des Schutzzwecks des Landschafts-
schutzgebiets „Östliches Hexental“ und eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes.
Ebenso liegt der Standort z.T. im regionalen Grünzug des Regionalplans in der Fas-
sung der Genehmigung vom 26.07.2017. Hinzukommend weist die Fläche hohe na-
turschutzfachliche Wertigkeiten auf, denn es befinden sich hier geschützte Biotope
(schützenswerter Obstbaumbestand) und es besteht der Verdacht auf Hangwasser
aus angrenzenden z.T. steilen Flächen (vgl. Anlage).

Auch aus artenschutzrechtlicher Sicht wird der Standort W9 als Fläche mit hoher Be-
deutung als Lebensraum bewertet, da sich vermutlich im höhlenreichen Obstbaum-
bestand viele seltene Arten angesiedelt haben.

Aus den vorgenannten Gründen ist auch dieser Standort W9 nicht als Marktstandort
geeignet. Diese Einschätzung wird von der Unteren Naturschutzbehörde geteilt.

6.3.15 Standort W10
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Der Standort W10 (ca. 4.684 m²) eignet sich aufgrund der bewegten Topographie
nicht für einen Marktstandort. Die zur Realisierung erforderlichen Aufschüttungen
werden für das Vorhaben als nicht zumutbar erachtet.

Ferner ist die Erschließungssituation ungünstig. Der Standort befindet sich nicht un-
mittelbar an der L122 und müsste deshalb über untergeordnete Wohnstraßen erfol-
gen. Dies würde zu erheblichen Nutzungs- und Lärmkonflikten mit der Nachbarschaft
führen. Aus wirtschaftlichen und ökologischen Gründen wird dieser Standort als un-
geeignet bewertet.

Zudem liegt der Standort größtenteils im Landschaftsschutzgebiet „Östliches Hexen-
tal“ und tangiert den regionalen Grünzug des Regionalplans in der Fassung der Ge-
nehmigung vom 26.07.2017. Der Standort W10 ist somit als Standort für einen Le-
bensmittelmarkt ungeeignet.

6.3.16 Standort W12

Der Standort W12 (ca. 4.360 m²) befindet sich am nördlichen Ortsrand von Wittnau
im Außenbereich. Es handelt sich um eine mit einzelnen Bäumen bestandene Wie-
senfläche. Diese fällt nach Norden hin um ca. 9 m ab. Im Südosten grenzt der Stand-
ort W12 an Wohnbebauung des Ortsteils Biezighofen an. Die Fläche wird im Flä-
chennutzungsplan teilweise als gemischte Baufläche („W02“ geplant) und teilweise
als landwirtschaftliche Fläche dargestellt.

Der Standort W12 befindet sich nur teilweise im westlichen Randgebiet des Land-
schaftsschutzgebiets „Östliches Hexental“. Die nähere Untersuchung des Standorts
W12 erfolgt in der Phase III.

6.3.17 Standort W14

Der Standort W14 (ca. 4.866 m²) befindet sich gegenüber dem Standort W13 auf der
anderen Seite der Weinbergstraße. Die Erschließung des Marktes am Standort W13
ist jedoch nur über die durch ein Wohngebiet verlaufende Weinbergstraße möglich.
Die Ansiedelung eines Marktes hat durch Kunden- und den Anlieferungsverkehr im-
mer ein erhöhtes Verkehrsaufkommen zur Folge. Ebenso wie bei dem im Innenbe-
reich gelegenen Standort W13 spricht gegen den Standort W14, dass die Wohnge-
biete zwischen der L122 und dem Standort durch die Verkehrszunahme eine Störung
und Zerschneidung der Wohngebiete zu beklagen hätten. Dieser Durchfahrtsverkehr
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würde sowohl Lärmbelastungen als auch Gefährdungen der Sicherheit gerade von
Kindern bedeuten, die sich auf Bürgersteig und Straße bewegen.

Im Gegensatz zu den Flächen des Standortes W13 werden im Flächennutzungsplan
die Flächen des Standortes W14 vollständig als landwirtschaftliche Flächen darge-
stellt. Auch bestehen zunächst keine erkennbaren Flächeneinschränkungen.

Naturschutzfachlich wird der Standort W14 als ungeeignet eingestuft. Die Hochwer-
tigkeit der Böden, der zeitweise nasse Standort, der kritische Boden bzw. Baugrund,
die dortige schutzwürdige Landschaft mit naturraumtypischer Eigenart und die Ge-
fährdung des Schutzzweckes des Landschaftsschutzgebiets „Schönberg“ und des
regionalen Grünzugs des am 26.07.2017 genehmigten Regionalplans werden als Be-
gründung genannt (vgl. Anlage).

Die artenschutzfachliche Prüfung ergab, dass davon ausgegangen werden muss,
dass Brutstätten allgemein häufiger Arten und gefährdeter Arten sowie Nahrungsha-
bitate betroffen sein könnten. Ebenso besitzt die Fläche nur eine mittlere Bedeutung
als Lebensraum (vgl. Anlage).

Insgesamt kann demnach auch der Standort W14 nicht als potenzieller Standort für
einen Lebensmittelmarkt herangezogen werden. Diese Einschätzung wird vom Land-
ratsamt so mitgetragen.

6.4 Phase III – Vertiefende Untersuchung

Die in der Phase II nicht ausgeschiedenen potenziell geeigneten Standorte im Au-
ßenbereich und (jedenfalls teilweise) im Landschaftsschutzgebiet S6, S7 und W12
werden in der Phase III einer vertiefenden Untersuchung unterzogen. Diese Standor-
te werden zunächst in städtebaulicher Hinsicht (einschließlich Erschließung und
Grundstücksverfügbarkeit) betrachtet. Hierzu wurden für alle drei Standorte Testent-
würfe angefertigt.

Weiter wurden die drei verbleibenden Standorte unter ökologischen Gesichtspunkten
bewertet. Zur Beurteilung der ökologischen Gesichtspunkte wurden insbesondere die
Anlagen „Naturschutzfachliche Beurteilung der Standorte“ des Landschaftsplanungs-
büros Planungsgruppe Landschaft und Umwelt von Februar 2017 sowie „Standort-
vergleich für einen Lebensmittelmarkt in Sölden und Wittnau – Artenschutzrechtliche
Einschätzung“ vom Büro für Landschaftsökologie von Februar 2017 als Grundlage
herangezogen (vgl. Anlagen).

Außerdem wurde untersucht, ob und in welchem Maße bei einer Herausnahme der
Flächen aus dem Landschaftsschutzgebiet die Schutzziele der Landschaftsschutz-
verordnung verletzt werden.

Auch wenn eine Beeinträchtigung der Ziele der Landschaftsschutzverordnung gege-
ben ist, ist eine Gesamtabwägung vorzunehmen, in der insbesondere auch die städ-
tebaulichen Gesichtspunkte einschließlich der Erschließungssituation und der Grund-
stücksverfügbarkeit zu beurteilen sind. Dies ergibt sich aus dem Grundsatz der Ein-
heit der Rechtsordnung. Danach ist das Ziel der Sicherung einer angemessenen
Grundversorgung der Gemeinden, das Ausfluss der gemeindlichen Selbstverwaltung
ist, sehr hoch zu gewichten. Daher kann die Frage, welcher Standort am geeignets-
ten ist, nicht nur nach dem Kriterium des Landschaftsschutzes bewertet werden.
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6.4.1 Standort S6

6.4.1.1 Städtebau

Der Standort S6 (ca. 4.330 m²) befindet sich im Außenbereich und vollständig im
Randbereich des Landschaftsschutzgebiets „Schönberg“.

In städtebaulicher Hinsicht liegt der Standort S6 nicht „Mitten auf der grünen Wiese“.
Vielmehr ist ein gewisser Zusammenhang mit dem Siedlungskörper durch die gegen-
überliegende Wohnbebauung sowie durch den südlich angrenzenden Sportplatz und
den Bauhof gegeben. Eine Realisierung des Vorhabens an diesem Standort kann
deshalb als homogene Erweiterung des Siedlungsgefüges begriffen werden.

Der Testentwurf zeigt, dass das Gelände zwar ca. 5 m nach Süden abfällt. Durch die
Längsausrichtung der Stellplatzanlage ist die Topographie aber für einen Markt noch
geeignet. Weiter ist aus dem Testentwurf ersichtlich, dass am Standort S6 eine Ge-
bäudeorientierung nach Süden Richtung Siedlungsbereich und damit die Orientierung
der Stellplatzflächen und der Andienung nach Norden Richtung Außenbereich hin
möglich sind. Dies ist eine geeignete Minimierungsmaßnahme für die Beeinträchti-
gung des Landschaftsbildes und damit auch der Ziele der Landschaftsschutzverord-
nung.

Vorplanung 2015 Sölden/Wittnau
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Aus Sicht des Betreibers wäre für einen optimalen Betrieb eine Grundstücksgröße
von knapp 6.000 m2 wünschenswert. Diese Fläche würde sich aus einem Sonder-
gebiet nicht großflächiger Lebensmittelmarkt in der Größe von ca. 5.000 m² (Gebäu-
defläche und Stellplatzfläche mit Zufahrt) sowie Grünflächen zusammensetzen. Ein
solches Flächenkonzept liegt der ursprünglichen Vorplanung für den Lebensmittel-
markt in Sölden/Wittnau (Stand Bürgerentscheid und Frühzeitige Beteiligung) zu-
grunde. Mit einem Stellplatzangebot von 61 Stellplätzen wären auch die Spitzenzei-
ten abgedeckt. Zudem könnte ein Standort für Glascontainer integriert werden. Auch
im Bereich der Nebenräume (Mülltrennung und Aufbewahrung) wären für einen opti-
malen Betriebsablauf und als Entwicklungsspielraum größere Flächen sinnvoll. Die-
ses Konzept wird jedoch aufgrund der rechtlichen Vorgaben modifiziert.

Konzept 10/2017 Sölden/Wittnau

Die Verwaltungsgemeinschaft hat aufgrund der Anregung des Landratsamts inzwi-
schen die erforderliche Fläche für den Standort S6 noch einmal eingehend überprüft.
Dadurch konnte die Fläche für den Standort S6 deutlich reduziert werden. An Stelle
der bislang angesetzten Grundstücksfläche von 5.930 m² (Vorentwurf) bzw. 5.830 m²
(1. Offenlage) werden für den Standort S6 nunmehr lediglich 4.330 m² benötigt. Die
Sondergebietsfläche für den Standort S6 reduziert sich von 4.950 m² (Vorentwurf)
bzw. 5.000 m² (Stand 1. Offenlage) auf 4.030 m² zzgl. Grünflächen.

Zur besseren Vergleichbarkeit der Standorte S6 und S7 wurde der Testentwurf für
den Standort S6 aktualisiert. Als tragfähige Lösung sieht der Testentwurf S6 nunmehr
eine Gebäudegrundfläche von 1.650 m² vor. Die angesetzte Fläche für das Gebäude
ist von 1.850 m² (Stand 1. Offenlage) um 200 m² auf 1.650 m² verringert worden.
Nach dem aktuellen Testentwurf ist inzwischen nur noch ein untergeordnetes Café
vorgesehen. Dadurch ist die Gebäudegröße soweit reduziert worden, dass die Funk-
tionsfähigkeit des Gebäudes gerade noch gewahrt ist. Dabei verbleiben minimale
Spielräume für zukünftige Anforderungen an die Müll- und Leergutlagerung. Zudem
rückt das Gebäude durch die Verschiebung und Aufspreizung der Stellplatzfläche nä-
her in Richtung Siedlungskörper.

Sodann wurde die Zahl der Stellplätze von 59 auf 51 reduziert, der Umgriff für die
Parkplätze optimiert und hierdurch auch die Parkplatzfläche einschließlich privater
Zufahrt verringert.

Durch diese Maßnahmen konnte nach der 1. Offenlage eine Reduzierung der Son-
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dergebietsfläche für den Standort S6 von 5.000 m² auf 4.030 m² erreicht werden.

Außerdem wurde die Grünfläche von bislang 930 m² (Vorentwurf) bzw. 830 m² (Stand
1. Offenlage) auf 300 m² reduziert. Die beim Standort S6 angesetzte Grünfläche ist
dadurch lediglich 90 m² größer als die Grünfläche beim Standort S7. Die um 90 m²
größere Grünfläche beim Standort S6 ergibt sich durch die leichte Verschiebung in
Richtung Siedlungskörper und der damit besseren Ortsrandeingrünung zwischen den
Stellplätzen und dem vorhandenen Landwirtschaftsweg.

Die Grundstücksfläche, bestehend aus Sondergebiet und Grünfläche, kann damit im
Testentwurf S6 auf 4.330 m² begrenzt werden. Daher wurden beim Standort S6
grundsätzlich die gleichen Maßstäbe angesetzt wie beim Standort S7.

Diese Grundstücksfläche von 4.330 m² für den Standort S6, bestehend aus Sonder-
gebietsfläche mit ca. 4.030 m² (ca. 1.650 m² für Gebäude und ca. 2.380 m² Parkplatz-
fläche mit privater Zufahrt) und Grünfläche mit 300 m² ist allerdings nicht identisch mit
der Fläche, die aus dem Landschaftsschutzgebiet herausgenommen werden muss.
Bei den zusätzlichen Flächen handelt es sich um öffentliche Verkehrsflächen, die in
der Standortalternativenprüfung bei allen geprüften Standorten nicht in die Grund-
stücksgröße miteingerechnet worden sind. Aus dem Landschaftsschutzgebiet her-
ausgenommen werden muss eine Fläche von insgesamt 5.330 m² (vgl. Ziffer 6.4.1.8).

Testentwurf Standort S6 (Stand Oktober 2017; ohne Maßstab)

Durch die Lage des landwirtschaftlichen Weges zwischen dem Fahrbahnrand und
dem Gebäude kann der 20-Meter-Abstand nach Straßengesetz nahezu eingehalten
werden. Im Testentwurf beträgt der Abstand vom Fahrbahnrand zum Gebäude 17 m.
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Das zuständige RP Freiburg Abt. 4 Ref. 47.1 hat nach Absprache mit dem LRA
Breisgau-Hochschwarzwald in Aussicht gestellt, dass der Abstand von 20 m vom
Fahrbahnrand zum Gebäude auf 17 m verringert werden kann. Außerdem hat das
Regierungspräsidium Freiburg in Aussicht gestellt, dass der Abstand von 20 m vom
Fahrbahnrand auf 15 m zu den Parkplätzen reduziert werden kann, sofern durch die
Anordnung, das heißt die Lage, der Parkplätze keine Blendgefahr für den Verkehr auf
der L122 besteht. Für die Verringerung der Abstandsfläche soll eine Befreiung bean-
tragt werden.

Zudem wird ein Versetzen der Ortsdurchfahrt angestrebt.

6.4.1.2 Erschließung

Die Erschließungssituation des Standorts S6 ist günstig. Der Standort S6 (Obere
Tormatten) liegt unmittelbar an der L122 und kann von dort nach dem Testentwurf mit
verhältnismäßig geringem Aufwand direkt an die Landesstraße angeschlossen wer-
den, da die Fahrbahn bereits eine ausreichende Breite für eine Linksabbiegespur
aufweist. Im Zuge des weiteren Verfahrens wird die fachtechnische Genehmigung
des Regierungspräsidiums Freiburg eingeholt. Hierzu wird die Verwaltungsgemein-
schaft dem Regierungspräsidium Freiburg einen RE Entwurf für die Linksabbiegespur
und den Anschluss des Lebensmittelmarkts an die L122 vorlegen.

Abbildung der verkehrsrechtlichen Anordnung vom 27.07.2015 (ohne Maßstab)

Die Erschließung erfolgt entsprechend dem vorhandenen höhengleichen Anschluss
des bestehenden Landwirtschaftsweges und in Anlehnung an die höhengleiche
Grundstückszufahrt auf der gegenüberliegenden Straßenseite. Im Unterschied zu
dem Standort W12 ist ein Anschluss des Standorts S6 an die L122 in einem Stre-
ckenabschnitt mit einer Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h möglich. Dies ergibt sich
aus der beiliegenden verkehrsrechtlichen Anordnung des Landratsamts vom
27.07.2015. Danach beträgt die zulässige Höchstgeschwindigkeit im Bereich der An-
bindung des Standorts S6 an die L122 50 km/h.



3. punktuelle Flächennutzungsplanänderung Stand: 20.06.2018
Verwaltungsgemeinschaft Hexental Fassung: Feststellungsbeschluss

gem. § 6 BauGB

BEGRÜNDUNG Seite 43 von 78

18-06-20 FNPÄ Begründung (18-06-05).docx

Sowohl die Einrichtung einer Linksabbiegespur aus Richtung Ortskern als auch eine
Rechtsabbiegespur aus Richtung Wittnau ist innerhalb des Straßengrundstücks
grundsätzlich möglich. Da die Fahrbahn bereits eine ausreichende Breite aufweist,
kann der Linksabbieger mit geringem Aufwand realisiert werden. Dies wird in dem zu
erstellenden RE Entwurf für die fachtechnische Genehmigung durch das Regierungs-
präsidium Freiburg nachgewiesen werden. Aufgrund des vorhandenen Geschwindig-
keitstrichters (erst Tempo 70, dann Tempo 50), der günstigen topographischen Ver-
hältnisse und der freien Sicht kann auf eine Rechtsabbiegespur verzichtet werden.
Die Einrichtung einer Querungshilfe ist möglich und erforderlich, um einen sicheren
Zugang für Fußgänger und Radfahrer aus dem östlichen Ortsteil von Sölden herzu-
stellen. Damit ist dieser Standort sowohl für die Bürger aus Sölden als auch für die
Bürger aus Wittnau gut erreichbar. Die Verkehrssicherheit kann an diesem Standort
durch eine Linksabbiegespur und eine Querungshilfe für alle Verkehrsteilnehmer ge-
währleistet werden.

Die Bewertung der Erschließungssituation der Standorte an der L122 (unter anderem
S6) erfolgte in Abstimmung mit der zuständigen Verkehrsbehörde (LRA, FB Ver-
kehrslenkung & Straßenbauverwaltung, Hr. Wunderlich) und wird auch ausdrücklich
so mitgetragen.

Ein Marktstandort an dieser Stelle würde auch keinen ungewünschten Verkehrszu-
wachs und keine Beeinträchtigungen für umliegende Wohngebiete bedeuten. Insbe-
sondere müsste so der Kundenverkehr aus Wittnau nicht durch den Ortskern von
Sölden geführt werden. Der vorhandene Sportplatz wirkt sich als Abstandsfläche aus
immissionsschutzrechtlicher Sicht zwischen dem Markt und den Wohnlagen westlich
der Landesstraße positiv aus. Immissionskonflikte sind nicht zu erwarten.

6.4.1.3 Grund- und Oberflächenwasser

Der Standort S6 befindet sich im Einzugsbereich des Tormattenbachs. Dies stellt
zwar hohe Anforderungen an den Schutz von Grund- und Oberflächenwasser und er-
fordert ggf. erhöhte Maßnahmen zur Regenwasserrückhaltung sowie ggf. Reinigung.
Die Machbarkeit der Grundstücksentwässerung wird hierdurch jedoch nicht ausge-
schlossen. Weitere Untersuchungen können im Bebauungsplanverfahren erfolgen.

6.4.1.4 Hochwasser, Starkregenereignisse

In den vergangenen Jahren wurde bei Starkregenereignissen mehrfach eine Überflu-
tung der Landesstraße L122 durch abfließendes Oberflächenwasser beobachtet. Im
Falle eines Starkregenereignisses fließt das Oberflächenwasser aus den Wiesen und
den Baugebieten östlich der L122 über die Ziegelstraße, anschließend über das Ge-
meindegrundstück Flst. Nr. 739 und das private Grundstücke Flst.Nr. 175/2, danach
über die L122 und sodann weiter über die Böschungskante zum Bolzplatz. Zusätzlich
fließt bei Starkregen Regenwasser auf Höhe des Standortes S6 entlang der L122
über den Wirtschaftsweg in Richtung der Senke des Standorts S7.

Inzwischen hat das Ingenieurbüro BIT im Vorgriff auf eine vertiefte Untersuchung im
Rahmen eines Starkrisikomanagements die Analyse der Fließwege des Oberflächen-
abflusses vom 15.08.2017 vorgelegt. In dem Gutachten des Ingenieurbüro BIT, das
die Fließwege des Oberflächenabflusses im Einzugsgebiet der Standorte S6 und S7
untersucht, wurde festgestellt, dass die Fließwege alle zu einem Sammelpunkt im Be-
reich des Bolzplatzes, direkt oberhalb des Beginns des Tormattenbächles führen.
Hier fließt der Oberflächenabfluss, der entlang von Wiesen und Feldern südöstlich
von Wittnau-Bitzighofen entsteht, mit dem Oberflächenabfluss aus den Bereichen öst-
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lich der Ziegelstraße zusammen.

Die Fließweganalyse der BIT Ingenieure vom 15.08.2017 führt aus, dass bei einem
Starkregenereignis das Niederschlagswasser zunächst aus der Bürglestraße, aus
den Baugebieten Staufener Straße I und II und von der L122 im Bereich des derzeiti-
gen Bolzplatzes zusammenfließt. Von dort fließt es dann weiter ins Tormattenbächle.
Der Bereich des derzeitigen Bolzplatzes, in dem das Niederschlagswasser bei einem
Starkregenereignis zusammenfließt, bevor es ins Tormattenbächle weiterfließt, befin-
det sich auf ca. 379,5 m üNN in einer Senke. Die Senke im Bereich des heutigen
Bolzplatzes übernimmt damit faktisch bei Starkregenereignissen zusätzlich eine ein-
geschränkte Rückhaltefunktion zum Schutz der Unterlieger.

Bei Realisierung des Lebensmittelmarkts am Standort S6, würde die Senke weiterhin
als Sammelbereich der zufließenden oberflächlichen Abflusswege zur Verfügung ste-
hen.

Auch im Übrigen stehen Belange des Hochwasserschutzes der Realisierung am
Standort S6 nicht entgegen. Aufgrund der Hanglage in Richtung Wittnau oberhalb der
Geländesenke erscheint die Hochwassersituation für den Standort S6 beherrschbar.
Bei Realisierung des Marktes am Standort S6 kann der Markt durch Geländeanpas-
sung vor dem Hochwasser geschützt werden. Das abfließende Wasser kann so ent-
lang des Wirtschaftsweges in Richtung Bolzplatz abfließen.

Zwar ist zur Rückhaltung des Niederschlagswassers, das im Marktbereich anfällt,
beim Standort S6 voraussichtlich ein geeignetes Regenrückhaltebecken erforderlich.
Ein solches Regenrückhaltebecken kann beim Standort S6 südlich des Marktes er-
richtet werden.

Durch die Höhenlage des Standorts S6 und die Errichtung eines Regenrückhaltebe-
ckens südlich hiervon können Starkregenereignisse aus hydrologischer Sicht mit ver-
tretbarem Aufwand so bewältigt werden, dass hierdurch keine zusätzliche Hochwas-
sergefahr für Unterlieger entsteht.

6.4.1.5 Grundstücksverfügbarkeit

Die Grundstücksverfügbarkeit ist gewährleistet.

6.4.1.6 Flächennutzungsplan / Denkmalschutz

Nach dem wirksamen Flächennutzungsplan ist der Standort S6 als landwirtschaftli-
che Fläche dargestellt.

Der Flächennutzungsplan weist in diesem Bereich auf archäologische Fundstellen
hin. Die Lage in dem denkmalgeschützten Bereich steht einer Realisierung des nicht
großflächigen Lebensmittelmarkts am Standort S6 aber nicht entgegen. Von Seiten
des Landesdenkmalamts wurde bereits zugesagt, dass dies zwar eine Prospektion
vor Beginn der Bauarbeiten voraussetzt, jedoch eine Bebauung nicht ausschließt.

6.4.1.7 Natur- und Artenschutz

Hinsichtlich Natur- und Artenschutz ist für den Standort S6 auszuführen:

Die Fläche verfügt zwar über hochwertigen Boden. Sie hat jedoch nur eine mittlere
naturschutzfachliche Wertigkeit (vgl. Anlage).

Artenschutzfachlich wurden auf dem Standort keine Arten nachgewiesen. Die Fläche
ist lediglich für allgemein häufig vorkommende Vogelarten als Nahrungshabitat ge-
eignet und besitzt eine geringe Bedeutung als Lebensraum (vgl. Anlage). Am Stand-
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ort S6 konnte bei der Brutvögelerfassung der Rotmilan nicht festgestellt werden. Der
Rotmilan brütet im Wald sowie manchmal auch in Feldgehölzen. Auch in den angren-
zenden Feldgehölzen konnte kein Rotmilan nachgewiesen werden. Es kann zwar
nicht ausgeschlossen werden, dass ein Rotmilan, der weiter weg im Wald brütet, ge-
legentlich über diese Wiese fliegt. Nach Aussagen des Büros für Landschaftsökologie
LAUFER würde der Rotmilan jedoch auch nach Realisierung des nicht großflächigen
Lebensmittelmarktes den Standort überfliegen. Die derzeitigen Wiesen- und Ackerflä-
chen am Standort S6 stellen für den Rotmilan weder Brutplatz, Rastplatz noch ein
essenzielles Nahrungshabitat dar. Der Standort S6 wird daher für den Rotmilan als
verträglich betrachtet. Der Rotmilan brütet also nicht im Einflussbereich des Vorha-
bens und hat hier auch keine essentiellen Nahrungshabitate. Negative Auswirkungen
durch das Vorhaben auf diese Vogelart sind deshalb nicht zu erwarten.

6.4.1.8 Landschaftsbild / Landschaftsschutzgebiet

Der flächenmäßige Eingriff in das Landschaftsschutzgebiet umfasst bei Realisierung
des Standorts S6 eine Fläche von ca. 5.330 m². Dies ergibt sich daraus, dass die für
das Vorhaben am Standort S6 erforderliche Grundstücksfläche von 4.330 m, beste-
hend aus Sondergebietsfläche mit ca. 4.030 m² (ca. 1.650 m² für Gebäude und ca.
2.380 m² Parkplatzfläche mit privater Zufahrt) und Grünfläche mit 300 m² nicht iden-
tisch mit der Fläche ist, die tatsächlich aus dem Landschaftsschutzgebiet herausge-
nommen werden muss.

Die zusätzlich zu der Grundstücksfläche für das Vorhaben selbst aus dem Land-
schaftsschutzgebiet herauszunehmende Fläche beträgt beim Standort S6 1.000 m².
Bei der zusätzlich zu der Grundstücksfläche für das Vorhaben selbst aus dem LSG
herauszunehmende Fläche von 1.000 m² handelt es sich um öffentliche Verkehrsflä-
chen, die in der Standortalternativenprüfung bei allen Standorten nicht in die Grund-
stücksgröße miteingerechnet worden sind.

Die zusätzlich herauszunehmende Fläche von 1.000 m² setzt sich wie folgt zusam-
men:

aus der Fläche, die als öffentliche Zufahrt nördlich des Wirtschaftsweges bis
zum Anschluss an die L122 benötigt wird und

der Fläche zwischen dem Vorhaben des geplanten Lebensmittelmarkts und
dem Wirtschaftsweg westlich der L122. In diesem Geländestreifen ist aus
Gründen der Verkehrssicherheit eine Anpassung des vorhandenen landwirt-
schaftlichen Weges vorzunehmen.

Diese Flächen werden zwar nicht als private Flächen für das Vorhaben benötigt. Sie
sind aber als schmaler Randstreifen zwischen Vorhaben und der L122 von vornhe-
rein ungeeignet, weiterhin die Schutzzwecke der Landschaftsschutzgebietsverord-
nung wahrzunehmen.

Die zusätzlich aus dem LSG herauszunehmende Fläche ist in der Standortalterna-
tivenprüfung bei keinem untersuchten Standort in die für das Vorhaben benötigte
Grundstücksgröße miteingerechnet worden.

Zur Klärung möglicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der Schutz-
zwecke des Landschaftsschutzgebiets wurde eine Prognose der Auswirkungen durch
das Landschaftsplanungsbüro PLU aus Freiburg (Stand Oktober 2017) erstellt.

Zu den Auswirkungen eines nicht großflächigen Lebensmittelmarkts auf das Land-
schaftsbild im Nahbereich heißt es für den Standort S6: „Das Vorhaben liegt nörd-
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lich von Sölden in leicht hängiger Lage ca. 100 m vom bestehenden Bauhof entfernt.
Auf der östlichen Seite der L122 ist bereits Bebauung vorhanden, die das Land-
schaftsbild bzw. den Ortsrand von Sölden prägt. Durch vorhandene Gehölzbestände
ist das Vorhaben abgeschirmt und nur durch eine Lücke zwischen den beiden Ge-
hölzbeständen eindeutig von außen wahrnehmbar. Vom vorhandenen Wirtschafts-
weg entlang der L122, der auch als Radwanderweg genutzt wird, ist das Vorhaben
dauerhaft wahrnehmbar. Die Ortsrandsilhouette wird deutlich verändert und beein-
trächtigt.

Auswirkungen: mittel“

Um die Auswirkungen eines nicht großflächigen Lebensmittelmarkts auf das Land-
schaftsbild im Fernbereich beurteilen zu können, wurden historische bzw. traditio-
nelle Wanderwege festgelegt, von denen aus das Vorhaben wahrnehmbar ist und als
störend empfunden werden kann. Dies sind der Bettlerpfad am westlichen Talrand
und der Hexentalrundweg am östlichen Talrand, von denen aus eine Auswirkungs-
prognose im Rahmen von Begehungen vorgenommen wurde. Hierzu heißt es für den
Standort S6:

„Das Vorhaben wird vom Hexentalrundweg (Standpunkt 1) auf einer kurzen Wegstre-
cke außerhalb des Waldes vom Betrachter wahrgenommen und als durchaus  stö-
rend empfunden, da sich der Baukörper von der vorhandenen Bebauung deutlich ab-
hebt. Vom Standpunkt 2 (Saalenberkapelle) und den Standpunkten 3 und 4 (Bettler-
pfad) ist das Vorhaben nicht identifizierbar, da sichtverschattende Strukturen (Bebau-
ung, Relief, Gehölzbestände) die Einsehbarkeit verhindern. Die Standpunkte 5 und 6
sind zu weit entfernt, wobei die Wahrnehmbarkeit des Vorhabens deutlich abnimmt
und verschwimmt.

Auswirkungen: mittel“

Weiter heißt es in der Studie, dass der Standort S6 im Nahbereich und im Fernbe-
reich mittlere bzw. erhebliche bis unerhebliche Auswirkungen auf das Landschaftsbild
verursacht. In Verbindung mit folgenden Vermeidungs-, Minimierungs- und Gestal-
tungsmaßnahmen kann auch der Standort S6 landschaftsbildverträglich gestaltet
werden, sodass erhebliche und nachhaltige Beeinträchtigungen vermieden werden:

Extensive Dachbegrünung (100 % der gesamten Dachfläche) zur Minimierung der
Wahrnehmbarkeit von aussen
Verwendung natürlicher heimischer Materialien (Holz) im Aussenbereich zur
Minimierung der Wahrnehmbarkeit und Einbindung in die Landschaft
Gestaltung der Aussenfassaden mit Holzlamellen in landschaftsbezogenen
Farben
Bepflanzung der Kfz-Stellplätze mit Bäumen zur landschaftlichen Einbindung
Bepflanzung der nichtüberbauten Freiflächen mit Bäumen und Sträuchern zur
landschaftlichen Einbindung und Eingliederung in die Landschaft
Verwendung wasserdurchlässiger Beläge im gesamten Bereich der Kfz-Stellplätze
in landschaftsbezogenen Farben

Der Standort S6 befindet sich vollständig im Randbereich des Landschaftsschutzge-
biets „Schönberg“, das eine Größe von 1.530 ha hat. Wesentlicher Schutzzweck des
LSG „Schönberg“ ist die Erhaltung von Natur und Landschaft der Vorbergzone des
Schönbergs und seiner Ausläufer in ihrer geologischen und botanischen Eigenart und
Vielfalt, sowie die Erhaltung der offenen Wiesenlandschaft besonders in den Gipfella-
gen und an den Hängen des Schönbergs, die als Obstwiesen, Feldfluren und Wein-
berge genutzt werden.
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Nach Auffassung der Prognose der Auswirkungen auf das Landschaftsbild und die
Landschaftsschutzgebiete sind beim Standort S6 die Auswirkungen eines nicht
großflächigen Lebensmittelmarkts auf die Schutzzwecke des LSG „Schönberg“
gering.

Die Verwaltungsgemeinschaft geht aufgrund der Stellungnahme der Unteren Natur-
schutzbehörde allerdings davon aus, dass die Auswirkungen hoch sind.

6.4.1.9 Landwirtschaft

Die Siedlungskörper von Sölden und Wittnau sind von landwirtschaftlichen Flächen
umgeben, die überwiegen eine hohe Eignung für die landwirtschaftliche Nutzung
aufweisen und deshalb überwiegend der Vorrangflur II zugeordnet sind. Deshalb soll-
ten Fremdnutzungen auf diesen Flächen ausgeschlossen bleiben.

Grundsätzlich sollten eher die für die Landwirtschaft weniger geeigneten Flächen für
bauliche Nutzungen in Anspruch genommen werden. Jedoch weisen nur die im Sü-
den von Sölden gelegenen Hangflächen sowie einzelne Steillagen um Wittnau einen
geringeren landwirtschaftlichen Nutzwert auf und sind der Grenzflur zugeordnet.

Der Standort S6 ist als Vorrangfluren der Stufe II zugeordnet. Der Eingriff in die land-
wirtschaftliche Fläche ist als hoch anzusehen.
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Auswirkungen der Vorhaben auf das LSG „Schönberg“

Standort S6
Schutzzweck Auswirkungen durch das Vorhaben Erheblichkeit

Erhaltung von Natur und Land-
schaft der Vorberge des
Schönbergs und seiner
Ausläufer in ihrer geologischen
und botanischen Eigenart und
Vielfalt

Erhaltung der offenen Wiesen-
landschaft besonders in den
Gipfelbereichen und an den
Hängen des Schönbergs, die
als Obstwiesen, Feldfluren und
Weinberge benutzt werden

Der Standort liegt im östlichen
Randgebiet des LSG, wobei eine
Wirtschaftswiese/Fettwiese betroffen
ist, die botanisch kein besonderes
Artenspektrum aufweist.

Das LSG besitzt eine Größe von rund
1.530 ha; davon betroffen sind durch
das Vorhaben rund 5.330 m² (0,53 ha);
dies sind ca. 0,03 % des
Gesamtgebietes

Der Standort besitzt keine Erholungs-
funktion und keinen Schutzstatus

Das Landschaftsbild wird im Nah- und
Fernbereich verändert, die
Auswirkungen sind bedingt störend
wahrnehmbar

Der Standort liegt unmittelbar in der
äußeren Randzone des LSG; die
Puffer- und Kernzone des LSG wird
nicht beeinträchtigt.

Artenschutzfachlich wurden auf dem
Standort keine Arten nachgewiesen.
Die Fläche ist für allgemein häufige
Vogelarten als Nahrungshabitat
geeignet. Die Bedeutung als
Lebensraum ist gering.

gering

gering

gering

mittel

gering

gering

Die Prognose der Auswirkungen auf das Landschaftsbild und die Landschaftsschutz-
gebiete geht noch davon aus, dass durch das Vorhaben (Sondergebietsfläche von
4.330 m² einschließlich Stellplätze und private Grünfläche) sowie der öffentlichen
Verkehrsfläche von 1.000 m² insgesamt 0,53 ha der im LSG liegenden Fläche betrof-
fen ist.
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6.4.2 Standort S7

6.4.2.1 Städtebau

Der im Außenbereich gelegen Standort S7 (ca. 4.360 m²) befindet sich in einer Senke
am nördlichen Ortsrand Söldens. Der Standort S7 befindet sich vollständig in Rand-
lage in einem Landschaftsschutzgebiet. Die Fläche wird im Flächennutzungsplan als
öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Sportanlagen dargestellt.

In städtebaulicher Hinsicht ist der Standort S7 (Sportplatz) am nördlichen Ortsrand
Söldens durch die gegenüberliegende Wohnbebauung sowie den benachbarten Bau-
hof geeignet. Eine Realisierung des Vorhabens an diesem Standort kann deshalb als
Arrondierung des Siedlungsgefüges begriffen werden.

Testentwurf Standort S7 (Stand Oktober 2017; ohne Maßstab)
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Der Testentwurf zeigt, dass die innere Organisation des Marktes aufgrund des
Grundstückszuschnitts erschwert, aber noch darstellbar ist. Aufgrund der Höhenlage
und der Baumkulisse entlang der Böschung zur L122 ist der Markt kaum einsehbar.

6.4.2.2 Erschließung

Die Erschließungssituation des Standorts S7 ist ungünstig. Er liegt zwar direkt ne-
ben der L122. Auch ist beim Standort S7 wie beim Standort S6 im Unterschied zu
dem Standort W12 ein Anschluss an die L122 in einem Streckenabschnitt außerhalb
der Anbauverbotszone mit einer Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h möglich. Anders
als der Standort S6 kann der Standort S7 aber nicht auf kurzem Wege über die
L122 erschlossen werden. Denn der Standort S7 liegt um 7 m tiefer als das Straßen-
niveau der L122. Bereits im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans „Zweigacker“
wurde eine Zufahrt von der L122 zum Bauhof und damit auch die potenzielle Zufahrt
zum Marktstandort S7 geprüft. Seitens der Straßenbaubehörde konnte jedoch der Er-
schließung direkt von der L122 aufgrund der Höhenunterschiede nicht zugestimmt
werden.

Eine Zufahrt von Süden über die von der L122 abzweigende Herrgasse mit Fortset-
zung über den landwirtschaftlichen Weg scheidet aus. Zu diesem Ergebnis kommt
das Ingenieurbüro Raupach & Stangwald, das die Möglichkeit einer Verkehrser-
schließung des Lebensmittelmarkts von Süden erneut untersucht hat. Dies ergibt sich
bereits aufgrund des durch den Lebensmittelmarkt zu erwartenden Verkehrs. Die Er-
schließung von Süden käme um ca. 60.000 EUR teurer als die Erschließung des
Standortes S6. Ferner hat das Ingenieurbüro Raupach & Stangwald festgestellt, dass
eine Erschließung von Süden über den vorhandenen Knotenpunkt L122/Herrgasse
problematisch ist. Denn die erforderliche Einrichtung einer Linksabbiegespur ist we-
gen der dort bestehenden und notwendigen Querungshilfe nicht möglich. Das Einfah-
ren von Süden würde ohne Linksabbiegespur an diesem Knotenpunkt zu Rückstau
auf der L122 führen. Dadurch würden die Verkehrssicherheit und die Leistungsfähig-
keit des Knotens erheblich beeinträchtigt. Für die Fußgänger bzw. Schulkinder und
Radfahrer würde im Bereich Herrgasse eine neue Gefahrenstelle geschaffen. Bei ei-
ner Erschließung von Süden über die Herrgasse mit Fortsetzung über den landwirt-
schaftlichen Weg sind zudem Lärmkonflikte mit vorhandenen Wohngebieten zu er-
warten. Außerdem würden die nach § 32 BNatSchG geschützten Biotope entlang der
L122 (vgl. Kapitel 7) bei Erschließungsmaßnahmen erhebliche Beeinträchtigungen
erleiden.

Der Testentwurf zeigt, dass eine Zufahrt von Norden über den gleichen Anschluss an
die L122 möglich ist, wie bei dem nördlich gelegenen Standort S6. Die Erschlie-
ßungsstraße müsste deshalb vollständig über den Standort S6 und somit durch in-
nerhalb des Landschaftsschutzgebiets liegende Flächen verlaufen. Dadurch wird die
Erschließungsstraße mehr als doppelt so lang wie beim Standort S6. Die Erschlie-
ßung des Standortes S7 ist also nur durch die Inanspruchnahme der Fläche des
Standortes S6 und über Umweg realisierbar. Nach Kostenermittlung des Ingenieurbü-
ros Raupach & Stangwald liegen auch in diesem Fall die Erschließungskosten um ca.
42.000 EUR zzgl. ca. 12% Planungskosten höher als für die Erschließung des Stan-
dortes S6 (vgl. Mail vom 31.07.2017). Zudem wird aufgrund der Länge der Erschlie-
ßungsstraße eine relativ große Fläche zusätzlich versiegelt.

Die Bewertung der Erschließungssituation der Standorte an der L122 (u.a. S7) erfolg-
te in Abstimmung mit der zuständigen Verkehrsbehörde (LRA, FB Verkehrslenkung &
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Straßenbauverwaltung, Hr. Wunderlich) und wird von dieser auch ausdrücklich so
mitgetragen.

6.4.2.3 Grund- und Oberflächenwasser

Der Standort S7 befindet im Nahbereich des Tormattenbachs, was bei der Grund-
stücksentwässerung insgesamt hohe Anforderungen an den Schutz von Grund- und
Oberflächenwasser stellt. Dies erfordert ggf. erhöhte Maßnahmen zur Regenwasser-
rückhaltung und ggf. Reinigung schließ jedoch die Machbarkeit der Grundstücksent-
wässerung nicht aus. Weitere Untersuchungen können im Bebauungsplanverfahren
erfolgen.

6.4.2.4 Hochwasser, Starkregenereignisse

In den vergangenen Jahren wurde bei Starkregenereignissen mehrfach eine Überflu-
tung der Landesstraße durch abfließendes Oberflächenwasser beobachtet. In diesen
Fällen fließt das Oberflächenwasser aus den Wiesen und den Baugebieten östlich
der L122 über die Ziegelstraße, über das Gemeindegrundstück Flst. Nr. 739 und das
private Grundstücke Flst.Nr. 175/2, über die L122 und dann weiter über die Bö-
schungskante zum Bolzplatz. Zusätzlich fließt bei Starkregen Regenwasser entlang
der L122 über den landwirtschaftlichen Weg in Richtung der Senke des Standorts S7.
Überflutungen des Standortes S7 sind daher nicht auszuschließen.

Bei einer Bebauung des Standorts S7 wird die Regenwasserrückhaltung und Versi-
ckerung im Boden sowie der Regenwasserabfluss behindert. Zum Schutz der bauli-
chen Anlagen muss einerseits das Gebäude vor zufließendem Hochwasser geschützt
und andererseits der Wasserabfluss um das Gebäude herum gewährleistet werden.

Inzwischen hat das Ingenieurbüro BIT im Vorgriff auf eine vertiefte Untersuchung im
Rahmen eines Starkrisikomanagements die Analyse der Fließwege des Oberflächen-
abflusses vom 15.08.2017 vorgelegt. In dem Gutachten werden die Fließwege des
Oberflächenabflusses im Einzugsgebiet der Standorte S6 und S7 im Einzelnen dar-
gestellt. Danach führen die Fließwege alle zu einem Sammelpunkt im Bereich des
Bolzplatzes, direkt oberhalb des Beginns des Tormattenbächles. Hier fließt der Ober-
flächenabfluss, der entlang von Wiesen und Feldern südöstlich von Wittnau-
Bitzighofen entsteht, mit dem Oberflächenabfluss aus den Bereichen östlich der Zie-
gelstraße zusammen.

Der Bereich des derzeitigen Bolzplatzes auf ca. 379,5 m üNN befindet sich in einer
Senke. Dieser Bereich der Senke entspricht dem Standort S7. In der Senke des
Bolzplatzes läuft das Niederschlagswasser bei einem Starkregenereignis aus der
Bürglestraße, aus den Baugebieten Staufener Straße I und II und von der L122 zu-
sammen und fließt von dort weiter ins Tormattenbächle. Die Senke im Bereich des
heutigen Bolzplatzes übernimmt damit faktisch bei Starkregenereignissen zusätzlich
eine eingeschränkte Rückhaltefunktion zum Schutz der Unterlieger.

Würde der Lebensmittelmarkt am Standort S7 realisiert, würde die Senke nicht mehr
als Sammelbereich der zufließenden oberflächlichen Abflusswege zur Verfügung ste-
hen. Der hierdurch verursachte Wegfall von faktischer Retentionsfläche in der Senke
hätte zur Folge, dass bei Starkregenereignissen dann die Gefahr besteht, dass das
Wasser ungedrosselt in Richtung unterliegende Bebauung weiterfließt. Dadurch wür-
de sich die Gefahr von Überschwemmungsschäden an unterliegenden Gebäuden bei
Starkregenereignissen voraussichtlich erhöhen. Außerdem bestünde die Gefahr,
dass der Lebensmittelmarkt bei einem Starkregenereignis überflutet werden könnte.
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Zur Rückhaltung des Niederschlagswassers, das im Marktbereich anfällt, ist deshalb
beim Standort S7 ein geeignetes Regenrückhaltebecken erforderlich. Im Bereich des
Standorts S7 kann dies dadurch umgesetzt werden, dass der Lebensmittelmarkt nach
Norden verschoben wird und in dem Bereich zwischen dem Markt und der Zufahrt
zum Bauhof ein Regenrückhaltebecken errichtet wird.

6.4.2.5 Grundstücksverfügbarkeit

Die Grundstücksverfügbarkeit ist gewährleistet.

6.4.2.6 Verlagerung Sportanlagen

Ferner erfordert eine Realisierung des nicht großflächigen Lebensmittelmarkts am
Standort S7 eine Verlagerung der Sportanlagen. Am Standort S7 befindet sich die
einzige und durch Schüler, Vereine und Freizeitgruppen hoch frequentierte Sportan-
lage der Gemeinde. Diese Sportanlage hat nur deshalb bislang keinen Ballfangzaun,
da sie als Altanlage Bestandschutz genießt. Neben dem Sportplatz befindet sich ein
asphaltierter Basketballplatz, der mit Fördermitteln errichtet wurde. Für die Errichtung
eines Lebensmittelmarktes müssten diese Sportanlagen einschließlich der nach DIN
zugehörigen Stellplätze verlegt werden. Eine solche Verlegung des Sportplatzes und
des asphaltierten Basketball-Spielfeldes an den Standort S6 wäre technisch zwar
grundsätzlich möglich. Sie muss jedoch in räumlich funktionalem Zusammenhang er-
folgen. Die Verlegung der Sportanlagen würde zu erheblichen notwendigen Folgekos-
ten führen, die notwendige Voraussetzung zur Realisierung des Lebensmittelmarkts
auf dem Standort S7 wären. Eine Verlegung führt zudem zu weiterem Flächenver-
brauch und zu Eingriffen in das sensible Landschaftsbild bzw. in das Landschafts-
schutzgebiet.

Um eine ebene Fläche für den zu verlegenden Sportplatz herzustellen sind umfang-
reiche Auf-, Abtrags- und Befestigungsarbeiten erforderlich. Nach Kostenschätzung
durch das Büro für Freiraum- und Landschaftsarchitektur Ralf Wermuth aus Esch-
bach (Kostenschätzung Verlegung Sportanlage Sölden 24.07.2017) liegen die Kosten
für die Verlagerung ohne Entwurfsplanung und ohne Grunderwerb bei 190.970 EUR.
Unberücksichtigt bleiben auch mögliche Mehrkosten durch Sondierungen, die aus
denkmalschutzrechtlichen Gründen voraussichtlich erforderlich werden.

6.4.2.7 Bauwerksgründung

Darüber hinaus entstehen bei dem Standort S7 Mehrkosten für die Gründung des
Lebensmittelmarkts in Höhe von 50.000 – 100.000 EUR. Die Mehrkosten für die Son-
dergründung ergeben sich daraus, dass der Boden unter den bestehenden Sportan-
lagen aufgeschüttet wurde und die Auffüllungen eine Mächtigkeit von bis zu 4,30 m
aufweisen. Aufgrund der geringen Tragfähigkeit des Bodens sind Sondermaßnahmen
bei der Bauwerksgründung wie Mikropfähle oder Bohrpfähle in dem oben genannten
Umfang erforderlich. Zur Festlegung der geotechnischen Randbedingungen sind zu-
dem eine Baugrunderkundung und eine Gründungsberatung notwendig. Die aus geo-
technischer Sicht zu erwartenden Mehrkosten basieren auf einer Kostenschätzung
der Ingenieurgruppe Geotechnik (Aussage vom 22.11.2016).

6.4.2.8 Verlegung einer vorhandenen Abwasserleitung

Weiter ist bei Realisierung des Standorts S7 eine kostenintensive Neuverlegung der
in ca. 5 m Tiefe querenden öffentlichen Abwasserleitung für Niederschlagswasser
DN 500 / DN 600 erforderlich. Dieser Regenwasserkanal verläuft aus den anliegen-
den Wohngebieten und quert den Sportplatz auf Höhe der Grundstückmitte (ehemali-
ge Talsohle) von Osten nach Westen. Im Falle einer Überbauung ist eine Verlegung
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der Leitung erforderlich. Die südlich der Leitung gelegene Teilfläche ist unter Wah-
rung der Abstandsflächen zur tiefliegenden Leitung für das Marktgebäude zu klein.
Daher wurde durch das Ingenieurbüro Raupach & Stangwald der zusätzliche Kosten-
aufwand zur Verlegung des RW-Kanals nach Kostenpunkten aufgeschlüsselt ermittelt
(Mail vom 31.07.2017). Im Ergebnis führt die Verlegung des RW-Kanals zu Mehrkos-
ten in Höhe von ca. 128.000 EUR zuzgl. ca. 12% Planungskosten.

Lageplan: Querende Abwasserleitung

6.4.2.9 Flächennutzungsplan / Denkmalschutz

Die Fläche wird im Flächennutzungsplan als öffentliche Grünfläche mit der Zweck-
bestimmung Sportanlagen dargestellt und weist wie beim Standort S6 auf archäolo-
gische Fundstellen hin.

Eine Bebauung im denkmalgeschützten Bereich setzt eine Prospektion vor Beginn
der Bauarbeiten voraus. Eine Bebauung ist damit wie beim Standort S6 nicht ausge-
schlossen. Im Bereich des Standorts S7 müsste allerdings (wie beim Standort S6) vor
Beginn der Bauarbeiten eine denkmalschutzrechtliche Prospektion erfolgen. Dabei ist
zu berücksichtigen, dass der Boden unter den bestehenden Sportanlagen aufge-
schüttet wurde und die Auffüllungen eine Mächtigkeit von bis zu 4,30 m aufweisen.
Bei einer denkmalschutzrechtlichen Prospektion muss aber das „ursprüngliche“ natür-
liche Gelände untersucht werden. Dieses liegt jedoch beim Standort S7 unterhalb der
4,30 m hohen Auffüllungen.

Aufgrund der größeren Tiefenlage des natürlichen Geländes ist für die denkmal-
schutzrechtliche Prospektion beim Standort S7 mit weit höherem Untersuchungs- und
Kostenaufwand zu rechnen als beim Standort S6.

Zudem muss bei Realisierung des Standorts S7 der Sportplatz nach Norden verlagert
werden. Daher muss auch für den nördlich an den Standort S7 angrenzenden Be-
reich eine vorgelagerte denkmalschutzrechtliche Prospektion durchgeführt werden
und die Fläche für die bodengreifenden Maßnahmen freigegeben werden. Dies erhö-
hen sich die Kosten für den denkmalschutzrechtlichen Untersuchungsaufwand weiter.

6.4.2.10 Natur- und Artenschutz

Naturschutzfachlich weist der Standort S7 aufgrund der Nutzung als Sportfläche eine
geringe Wertigkeit auf. Aufgrund der Vorbelastung ist auch seine artenschutzfachli-
che Bedeutung sehr gering. Sowohl für allgemein häufige als auch und für gefährdete
Vogelarten besitzt der Standort eine sehr geringe Bedeutung als Lebensraum. Die
Fläche wird weder als Bruststätte noch als Nahrungshabitat genutzt.
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Östlich und westlich grenzen zwei nach § 30 BNatSchG geschützte Biotope an das
Plangebiet an. Wegen der notwendigen Erschließung ist nicht auszuschließen, dass
das östlich angrenzende Biotop „Feldgehölze an der L122“ beeinträchtigt werden
würde. Durch die Bebauung des Standortes S7 würde der Funktionszusammenhang
und Austausch zwischen beiden Biotopen erheblich beeinträchtigt werden.

6.4.2.11 Landschaftsbild / Landschaftsschutzgebiet

Der flächenmäßige Eingriff in das Landschaftsschutzgebiet umfasst bei Realisierung
des Standorts S7 eine Fläche von ca. 5.770 m².

Auch bei dem Standort S7 ist zusätzlich zu der Grundstücksfläche für das Vorhaben
selbst (4.360 m²) eine weitere Fläche aus dem Landschaftsschutzgebiet herauszu-
nehmen. Die zusätzlich zu der Grundstücksfläche für das Vorhaben selbst aus dem
LSG herauszunehmende Fläche beträgt beim Standort S7 1.410 m². Die beim Stand-
ort S7 zusätzlich herauszunehmende Fläche von 1.410 m² setzt sich wie folgt zu-
sammen:

aus der Fläche, die als öffentliche Zufahrt nördlich des Wirtschaftsweges bis
zum Anschluss an die L122 benötigt wird – wie beim Standort S6 – und

ebenfalls wie beim Standort S6 aus der Fläche zwischen dem Vorhaben des
geplanten Lebensmittelmarkts und dem Wirtschaftsweg westlich der L122. In
diesem Geländestreifen ist eine Anpassung des vorhandenen landwirtschaftli-
chen Weges vorzunehmen.

Diese Flächen werden zwar nicht für das Vorhaben benötigt. Sie sind aber als
schmaler Randstreifen zwischen Vorhaben und der L122 bzw. zwischen der privaten
Zufahrt zu dem Vorhaben über die östliche Randfläche des Standorts S6 und der
L122 von vornherein ungeeignet, weiterhin die Schutzzwecke der Landschafts-
schutzgebietsverordnung wahrzunehmen.

Die zusätzlich aus dem LSG herauszunehmende Fläche ist in der Standortalterna-
tivenprüfung bei keinem untersuchten Standort in die für das Vorhaben benötigte
Grundstücksgröße miteingerechnet worden.

Zur Klärung möglicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der Schutzze-
cke des Landschaftsschutzgebiets wurde eine Prognose der Auswirkungen durch das
Landschaftsplanungsbüro PLU aus Freiburg (Stand Oktober 2017) erstellt.

Zu den Auswirkungen eines nicht großflächigen Lebensmittelmarkts auf das Land-
schaftsbild im Nahbereich heißt es für den Standort S7:

„Das Vorhaben liegt nördlich von Sölden und grenzt unmittelbar an den Bauhof an.
Durch die vorhandenen Gehölzkulissen entlang der L122 und westlich des Standor-
tes, sowie die Senkenlage ist das Vorhaben aus der Ferne nur bedingt wahrnehmbar.
Vom vorhandenen Wirtschaftsweg (Radwanderweg) wird auch hier das Vorhaben
dauerhaft wahrgenommen. Aufgrund der Senkenlage wird die Ortsrandsilhouette we-
niger stark verändert und beeinträchtigt.

Auswirkungen: gering“

Um die Auswirkungen eines nicht großflächigen Lebensmittelmarkts auf das Land-
schaftsbild im Fernbereich beurteilen zu können, wurden historische bzw. traditio-
nelle Wanderwege festgelegt, von denen aus das Vorhaben wahrnehmbar ist und als
störend empfunden werden kann. Dies sind der Bettlerpfad am westlichen Talrand
und der Hexentalrundweg am östlichen Talrand, von denen aus eine Auswirkungs-
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prognose im Rahmen von Begehungen vorgenommen wurde. Hierzu heißt es für den
Standort S7:

„Das Vorhaben wird weder vom Hexentalweg (Standpunkt 1 und 2) noch vom Bett-
lerpfad (Standpunkt 3 und 4) aus wahrgenommen und als störend empfunden, da
sichtverschattende Strukturen (Gehölzbestände, Relief) und die Senkenlage der Ein-
sehbarkeit entgegenstehen.

Auswirkungen: gering“

Der Standort S7 befindet sich vollständig im Randbereich des Landschaftsschutzge-
biets „Schönberg“, das eine Größe von 1.530 ha hat. Wesentlicher Schutzzweck des
LSG „Schönberg“ ist die Erhaltung von Natur und Landschaft der Vorbergzone des
Schönbergs und seiner Ausläufer in ihrer geologischen und botanischen Eigenart und
Vielfalt, sowie die Erhaltung der offenen Wiesenlandschaft besonders in den Gipfella-
gen und an den Hängen des Schönbergs, die als Obstwiesen, Feldfluren und Wein-
berge genutzt werden.

Nach Auffassung der Prognose der Auswirkungen auf das Landschaftsbild und die
Landschaftsschutzgebiete sind bei Realisierung des Standorts S7 die Auswirkungen
eines nicht großflächigen Lebensmittelmarkts auf die Schutzzwecke des LSG
„Schönberg“ im Nahbereich mittel und im Fernbereich gering. Zwar wird das Vorha-
ben durch vorhandene Gehölzstrukturen und durch die Senkenlage von außen kaum
wahrnehmbar sein. Erheblich wird das Landschaftsbild aber beeinträchtigt im Bereich
des Standorts S6 durch die damit verbundene aufwendige Zufahrt von Norden und
durch topographische Veränderungen aufgrund der Sportplatzverlegung.

6.4.2.12 Landwirtschaft

Die Siedlungskörper von Sölden und Wittnau sind von landwirtschaftlichen Flächen
umgeben, die überwiegen eine hohe Eignung für die landwirtschaftliche Nutzung
aufweisen und deshalb überwiegend der Vorrangflur II zugeordnet sind. Deshalb soll-
ten Fremdnutzungen auf diesen Flächen ausgeschlossen bleiben.

Grundsätzlich sollten eher die für die Landwirtschaft weniger geeigneten Flächen für
bauliche Nutzungen in Anspruch genommen werden. Jedoch weisen nur die im Sü-
den von Sölden gelegenen Hangflächen sowie einzelne Steillagen um Wittnau einen
geringeren landwirtschaftlichen Nutzwert auf und sind der Grenzflur zugeordnet.

Zwar befindet sich der Standort S7 (Sportplatz) selbst nicht auf landwirtschaftlicher
Fläche, jedoch müsste der dort bestehende Sportplatz auf Flächen der Vorrangflur
Stufe II verlagert werden. Für die Verlagerung des Sportplatzes kommen die unter-
suchten Standorte mit Grenzflur-Qualität schon aus topographischen Gründen nicht
in Betracht.

Der Eingriff in die landwirtschaftliche Fläche ist als hoch anzusehen.
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Auswirkungen der Vorhaben auf das LSG „Schönberg“

Standort S7
Schutzzweck Auswirkungen durch das Vorhaben Erheblichkeit

Erhaltung von Natur und
Landschaft der Vorberge
des Schönbergs und seiner
Ausläufer in ihrer
geologischen und
botanischen Eigenart und
Vielfalt

Erhaltung der offenen
Wiesenlandschaft
besonders in den
Gipfelbereichen und an den
Hängen des Schönbergs,
die als Obstwiesen,
Feldfluren und Weinberge
benutzt werden

Der Standort liegt im östlichen Randgebiet
des LSG, wobei ein Sportplatz betroffen ist,
der aufgrund seiner intensiven Nutzung
kein besonderes Artenspektrum aufweist;
der Standort ist artenarm.

Das LSG besitzt eine Größe von rund 1.530
ha; davon betroffen sind durch das Vor-
haben rund 5.770 m² (0,58 ha); dies sind
0,04 % des Gesamtgebietes

Der Standort dient als siedlungsnahe
Freizeit- und Sportfläche; die Fläche besitzt
keine Schutzstatus.

Das Landschaftsbild wird verändert; die
Auswirkungen sind kaum wahrnehmbar

Der Standort liegt unmittelbar in der äuß-
eren Randzone des LSG; die Puffer- und
Kernzone des LSG wird nicht beein-
trächtigt.

Betroffen ist eine Fläche außerhalb des
Gipfelbereiches und den Hängen des
Schönbergs

Artenschutzfachlich wurden auf dem Stand-
ort keine Arten nachgewiesen. Die Fläche
kann für allgemein häufige Vogelarten be-
dingt als Nahrungshabitat dienen. Die
Bedeutung als Lebensraum ist sehr gering

sehr gering

gering

mittel

gering

sehr gering

gering

sehr gering

6.4.3 Standort W12

6.4.3.1 Städtebau

Bei dem Standort W12 (ca. 4.360 m²) handelt es sich um eine mit einzelnen Bäumen
bestandene Wiesenfläche am nördlichen Ortsrand von Wittnau. Der Standort befindet
sich im Außenbereich und liegt teilweise im Randbereich des Landschaftsschutzge-
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biets „Östliches Hexental“. Er fällt nach Norden um ca. 9 m ab und grenzt im Südos-
ten an Wohnbebauung des Ortsteils Biezighofen an.

In städtebaulicher Hinsicht ist der Standort W12 am nördlichen Ortsrand von Witt-
nau durch die im Südosten angrenzende Wohnbebauung des Ortsteils Biezighofen
geeignet. Eine Realisierung des Vorhabens an diesem Standort kann deshalb als Ar-
rondierung des Siedlungsgefüges begriffen werden.

Der Testentwurf zeigt allerdings, dass aus städtebaulicher Sicht der Standort W12
eher für eine Wohnbebauung geeignet, die über das vorhandene Straßennetz des
Ortsteils Biezighofen erschlossen werden kann und den Ortsrand abrundet.

Testentwurf Standort W12 (Stand 10/2017; ohne Maßstab)

6.4.3.2 Erschließung

Die Erschließungssituation des Standorts W12 ist ungünstig. Er liegt zwar direkt
neben der L122, befindet sich aber außerhalb der Ortsdurchfahrt auf anbaufreier
Strecke mit einer zulässigen Geschwindigkeit von 70 km/h. Die L122 zerschneidet
den Ort im Einschnitt, weshalb hier auch keine Grundstückszufahrten bestehen und
dem Verkehrsfluss ein Vorrang eingeräumt wurde. Darin unterscheidet sich die Er-
schließungssituation wesentlich von der Erschließungssituation der Standorte S6 und
S7, die an die L122 in einem Streckenabschnitt, in dem die Höchstgeschwindigkeit
auf 50 km/h begrenzt ist angeschlossen werden können. Es bestehen bereits beim
Standort S6 und S7 höhengleichen Grundstückszufahrten und Querungen. Die Lan-
desstraße übernimmt insoweit eine Erschließungsfunktion. Dies ergibt sich aus der
beiliegenden verkehrsrechtlichen Anordnung des Landratsamts vom 27.07.2015. Da-
nach beträgt die zulässige Höchstgeschwindigkeit im Bereich der Anbindung des
Standorts W12 an die L122 70 km/h.

Nach schriftlicher Aussage vom Regierungspräsidium Abteilung 4 vom 24.11.2016
dürfen gemäß § 22 StrG außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstü-
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cke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten Hochbauten jeder Art längs der Landes-
straßen in einer Entfernung bis zu 20 m gemessen vom äußeren Rand der befestig-
ten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn nicht errichtet werden. Glei-
ches gilt außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten
Teile der Ortsdurchfahrten für bauliche Anlagen, die über Zufahrten oder Zugänge an
Landesstraßen, die im Wesentlichen von Einmündungen, höhengleichen Kreuzungen
und Zufahrten frei sind, unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen. Da-
nach wäre eine Erschließung des außerhalb der Ortsdurchfahrt auf anbaufreier Stre-
cke gelegenen Standort W12 (entspricht dem Standort 4 der Email vom 24.11.2016)
über die L122 grundsätzlich unzulässig.

Nach § 22 Abs. 1 Satz 2 StrG kann die untere Verwaltungsbehörde im Falle von Lan-
desstraßen in der Straßenbaulast des Landes im Benehmen mit dem Regierungsprä-
sidium, im Einzelfall Ausnahmen von diesem Verbot zulassen, wenn die Durchfüh-
rung der Vorschrift im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen
würde und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist oder wenn
Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung erfordern. Ausnahmen hiervon
sind also nur dann möglich, wenn die Sicherheit und die Leichtigkeit des Verkehrs-
flusses auf der Landesstraße gewährleistet werden. Hierzu wäre nach Aussage des
Regierungspräsidiums eine Grundstückszufahrt mit Abbiegespuren notwendig. Aus
Gründen der Verkehrssicherheit und der netzplanerisch angestrebten Fahrtge-
schwindigkeit sollten zwischen den einzelnen Knotenpunkten allerdings möglichst
große Abstände bestehen. Daher müsste eine Zusammenlegung mit dem südlich ge-
legenen Knoten L122/Hexentalstraße in Verbindung mit einem Links- und ggf. mit ei-
nem Rechtsabbiegestreifen angestrebt werden.

Vor diesem Hintergrund hat das Ingenieurbüro Raupach & Stangwald die Ver-
kehrserschließung des Standortes W12 vertiefend untersucht. Im Ergebnis wäre die
Erschließung mit Anlegung einer Linksabbiegespur und einem verkürzten Rechtsab-
bieger nur mit einem ganz erheblichen finanziellen Mehraufwand möglich. Schon al-
leine durch die Straßenverbreiterung zur Einrichtung eines Linksabbiegers wäre die
Erschließung des Standortes W12 um ca. 120.000 EUR teurer als die Erschließung
des Standortes S6. Weitere Mehrkosten durch Grunderwerb und Maßnahmen im Be-
reich des Einschnitts zur Realisierung eines verkürzten Rechtsabbiegers lassen sich
ohne vertiefende Planung nicht beziffern.

Um ein sicheres Einbiegen von Norden zu gewährleisten, müsste ein Linksabbieger
realisiert werden. Da der westliche Fahrbahnrand der L122 aufgrund des Radwegs,
der steilen Böschung und der darüber liegenden Brückenstraße nicht weiter nach
Westen verlegt werden kann, müsste der östliche Fahrbahnrand nach Osten verlegt
werden. Das damit verbundene Verschwenken der Fahrbahn müsste auf einer länge-
ren Strecke der L122 ausgeglichen (harmonisiert) werden. Da das vorhandene Stra-
ßengrundstück nicht die notwendigen Spielräume bietet, setzt die Verbreiterung einen
Grunderwerb auf längerer Strecke auch nördlich des Marktgrundstücks und Gelän-
deauffüllungen voraus.

Ferner müsste der Anschluss der Hexentalstraße für die sichere Ausfahrt nach Süden
möglichst rechtwinklig an die L122 geführt werden. Hierzu bietet der tiefe Gelände-
einschnitt südlich der Hexentalstraße jedoch kaum Möglichkeiten. Schon heute ist die
Situation aufgrund der steilen Böschung sehr beengt und unübersichtlich. Eine weite-
re Abgrabung wäre allenfalls mit steilen Stützmauern denkbar.
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Um ein sicheres Einbiegen von Süden zu gewährleisten wäre eine Rechtsabbiege-
spur im Zuge der L122 erforderlich. Der Geländeeinschnitt auf der Ostseite bietet für
eine Rechtsabbiegespur jedoch nicht genügend Raum. Ein Rechtsabbiegen ohne
Rechtsabbiegespur oder mit einem verkürztem Rechtsabbieger wäre aufgrund des
spitzen Einbiegewinkels und der erschwerten Sichtverhältnisse allenfalls bei langsa-
mer Fahrt denkbar und setzt eine Geschwindigkeitsreduzierung (z. B. Tempo 50) vo-
raus. Im vorliegenden Fall sind die Bedingungen für den nachfolgenden Verkehr von
Süden aufgrund der südlich gelegenen Geländekuppe und der Gefällstrecke im Be-
reich des Einbiegens zusätzlich erschwert weshalb auch bei Tempodrosselung Auf-
fahrunfälle zu erwarten sind. Daher ist das Rechtseinbiegen ohne eine Rechtsabbie-
gespur voraussichtlich nicht genehmigungsfähig. Der von Süden kommende Verkehr
müsste den Markt dann über den Ortsteil Biezighofen anfahren.

Aufgrund der vorgenannten Gründe kann die Verkehrssicherheit bei einem Vollan-
schluss mit Linksabbiegespur und Rechtseinbiegen nicht hinreichend gewährleistet
werden. Die Gefahr eines neuen Unfallschwerpunkts kann selbst bei Tempodrosse-
lung nicht ausgeschlossen werden. Daher erscheint ein solcher Straßenumbau nicht
sinnvoll. Die Genehmigungsfähigkeit erscheint sehr zweifelhaft.

Eine Verkehrserschließung über das untergeordnete Straßennetz des Ortsteils Bie-
zighofen kommt aufgrund der umwegigen Zufahrt, der engen Straßenquerschnitte im
Innerort und mit Rücksicht auf die schutzwürdigen Wohnlagen nicht in Frage.

Eine fußläufige Anbindung der westlich der L122 gelegenen Wohnlagen von Wittnau
wäre aus Gründen der Topographie und der Verkehrssicherheit allenfalls in Verbin-
dung mit einer zusätzlichen Fußgängerbrücke möglich. Ein zusätzliches Brücken-
bauwerk scheidet aus Kostengründen jedoch aus. Als sichere Fußwegverbindung
bleibt den Fußgängern aus Wittnau nur der Umweg über die vorhandene Brücke der
Weinbergstraße. Die fußläufige Erreichbarkeit aus dem Kernort von Wittnau ist somit
gering. Eine Integration in das Ortsgefüge ist kaum möglich.

Die Bewertung der Erschließungssituation der Standorte an der L122 (S6, S7, S8,
W5 und W12) erfolgte in Abstimmung mit der zuständigen Verkehrsbehörde (LRA, FB
Verkehrslenkung & Straßenbauverwaltung, Hr. Wunderlich) und wird auch ausdrück-
lich so mitgetragen.

6.4.3.3 Grund- und Oberflächenwasser

Der Standort W12 befindet sich im Bereich einer Quellmulde, was hohe Anforderun-
gen an den Schutz von Grund- und Oberflächenwasser stellt. Dies erfordert ggf. er-
höhte Maßnahmen zur Regenwasserrückhaltung und ggf. Reinigung, schließ jedoch
die Machbarkeit der Grundstücksentwässerung nicht aus. Weitere Untersuchungen
können im Bebauungsplanverfahren erfolgen.

6.4.3.4 Grundstücksverfügbarkeit

Die Grundstücksverfügbarkeit für den Standort W12 ist nicht gegeben. Das Grund-
stück Flst.-Nr. 54 steht von Seiten der Grundstückseigentümer für einen Marktstand-
ort nicht zur Verfügung. Die Eigentümer haben ihre Verkaufsbereitschaft wiederholt
und schriftlich abgelehnt. Mit Schreiben vom 03.03.2017 haben beide Grundstücksei-
gentümer des Flst.Nr. 54 nochmals ausdrücklich erklärt, dass sie auf keinen Fall be-
reit sind, das Grundstück Flst.Nr. 54 (W12 Hexentalstraße) für den Bau des EDEKA
Markts an den Betreiber, an eine der Gemeinden oder an einen dritten Investor zu
verkaufen.
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Da hier die Grundstücksverfügbarkeit nicht gegeben ist, kann die Planung nicht um-
gesetzt werden. Mangels Grundstücksverfügbarkeit wäre die Aufstellung eines vor-
habenbezogenen Bebauungsplans für den nicht großflächigen Lebensmittelmarkt von
vornerein nicht möglich, da der Vorhabenträger dann keine realisierbare Baupflicht
begründen könnte. Auch ein „normaler“ Angebotsbebauungsplan könnte danach bei
fehlender Grundstücksverfügbarkeit nicht umgesetzt werden.

Aufgrund der erklärten prinzipiell fehlenden Verkaufsbereitschaft der Eigentümer
muss der Standort W12 mangels Grundstücksverfügbarkeit ausscheiden.

Im Rahmen der vorliegenden Standortalternativenprüfung erfolgte eine vertiefte Prü-
fung, ob bzw. unter welchen Voraussetzungen mit den Mitteln der Bodenordnung
nach dem BauGB eine Flächenverfügbarkeit beim Standort W12 erzielt werden könn-
te. Dabei hat sich herausgestellt, dass die Grundstücksverfügbarkeit hier auch nicht
über eine Umlegung oder eine Enteignung hergestellt werden kann.

Eine Umlegung scheidet hier schon deshalb aus, da aufgrund der Privatnützigkeit
der Umlegung jeder Grundstückseigentümer grundsätzlich einen Anspruch auf Flä-
chenzuteilung hat und nicht gegen seinen Willen lediglich mit einer Geldentschädi-
gung abgefunden werden darf. Nach § 59 Abs. 4 Nr. 1 BauGB ist eine Geldabfindung
nur mit Einverständnis der betroffenen Eigentümer zulässig. Aufgrund der erklärten
prinzipiell fehlenden Verkaufsbereitschaft kann hier aber nicht von einem solchen
Einverständnis der betroffenen Eigentümer ausgegangen werden.

Eine Enteignung der Grundstückseigentümer für die Realisierung des geplanten
nicht großflächigen Lebensmittelmarkts scheidet hier ebenfalls von vornerein aus, da
es sich hier um eine Enteignung zugunsten eines privaten Dritten handeln würde. Ei-
ne Enteignung zugunsten eines privatrechtlich organisierten Unternehmens ist seit
dem Boxberg-Urteil des Bundesverfassungsgerichts über die geplante Teststrecke
von Daimler Benz in Boxberg rechtlich grundsätzlich unzulässig (BVerfG, Urteil vom
24. März 1987 – 1 BvR 1046/85 –, BVerfGE 74, 264). Sie ist nur unter sehr engen
Voraussetzungen ausnahmsweise zulässig. Erforderlich ist hierfür nach Art 14 Abs. 3
S. 2 GG ein Gesetz, das den nur mittelbar verwirklichten Enteignungszweck deutlich
umschreibt, die grundlegenden Enteignungsvoraussetzungen und das Verfahren zu
ihrer Ermittlung festlegt sowie Vorkehrungen zur Sicherung des verfolgten Gemein-
wohlziels regelt. Ein solches Gesetz liegt hier nicht vor. Damit scheidet eine Enteig-
nung zugunsten eines privaten Dritten im vorliegenden Fall aus.

6.4.3.5 Flächennutzungsplan

Die Fläche wird im Flächennutzungsplan teilweise als gemischte Baufläche („W02“
geplant) und teilweise als landwirtschaftliche Fläche dargestellt.

6.4.3.6 Natur- und Artenschutz

Hinsichtlich Natur- und Artenschutz ist für den Standort W12 auszuführen:

Die naturschutzfachliche Bewertung ergab, dass mit den verbliebenen landschaftsty-
pischen Strukturen, der schutzwürdigen Landschaft mit hoher Vielfalt und der natur-
raumtypischen Eigenart insgesamt eine hohe Wertigkeit besteht. Insbesondere hat
die Wiese mit ihren Obstbäumen eine wichtige gestalterische Funktion am Ortsrand
und sollte erhalten bleiben.

Gemäß der artenschutzfachlichen Bewertung sind Brutstätten und Lebensräume von
allgemein häufigen und gefährdeten Arten sowie Nahrungshabitate betroffen. Auf-
grund des Baumbestandes besteht zudem der Verdacht auf Nisthabitate und Nah-
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rungshabitate für Fledermäuse. Insgesamt besitzt der Standort W12 damit eine hohe
artenschutzfachliche Bedeutung (vgl. Anlage).

6.4.3.7 Landschaftsbild / Landschaftsschutzgebiet

Auch nach Auffassung des BUND (vgl. Stellungnahme zur FNP-Fortschreibung,
30.11.2006) stellt diese Fläche „einen harmonischen Übergang von der dörflichen
Bebauung in die umgebende Landschaft dar“. Eine Bebauung „mit gewerblich ge-
nutzten Baukörpern würde das Landschafts- und Ortsbild völlig verändern“. Der
BUND hielt „aus diesen Gründen diese Fläche als Baugebiet für völlig ungeeignet“.
Allerdings hält die UNB nach ihrer fachlichen Einschätzung die aufgeworfenen arten-
schutzrechtlichen und naturschutzrechtlichen Konflikte für bewältigbar.

Zur Klärung möglicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der Schutz-
zwecke des Landschaftsschutzgebiets wurde eine Prognose der Auswirkungen durch
das Landschaftsplanungsbüro PLU aus Freiburg (Stand Oktober 2017) erstellt.

Zu den Auswirkungen eines nicht großflächigen Lebensmittelmarkts auf das Land-
schaftsbild im Nahbereich heißt es für den Standort W12:

„Das Vorhaben liegt nördlich von Wittnau und grenzt unmittelbar an vorhandene Be-
bauung an. Von Norden (L122) und Westen (Bebauung in Hanglage) ist das Vorha-
ben eindeutig wahrnehmbar. Von weiteren 4 Wohngebäuden aus, die unmittelbar an-
grenzen, wird das Vorhaben wahrgenommen. Die Ortsrandsilhouette wird deutlich
verändert und beeinträchtigt.

Auswirkungen: mittel“

Um die Auswirkungen eines nicht großflächigen Lebensmittelmarkts auf das Land-
schaftsbild im Fernbereich beurteilen zu können, wurden historische bzw. traditio-
nelle Wanderwege festgelegt, von denen aus das Vorhaben wahrnehmbar ist und als
störend empfunden werden kann. Dies sind der Bettlerpfad am westlichen Talrand
und der Hexentalrundweg am östlichen Talrand, von denen aus eine Auswirkungs-
prognose im Rahmen von Begehungen vorgenommen wurde. Hierzu heißt es für den
Standort W12:

„Das Vorhaben ist von beiden Wegen, Bettlerpfad und Hexentalrundweg, nicht mehr
erkennbar und als störend wahrnehmbar. Zahlreiche sichtverschattende Strukturen
(Bebauung, Gehölzbestände) dominieren das Landschaftsbild und verhindern somit
die Einsehbarkeit.

Auswirkungen: gering“

Der Standort W12 befindet sich teilweise im westlichen Randgebiet des Landschafts-
schutzgebiets „Östliches Hexental“, das eine Größe von 526,2 ha hat. Ein großer Teil
der Fläche des Standorts W12 liegt allerdings außerhalb des Landschaftsschutzge-
bietes. Betroffen wäre eine extensive Wirtschaftswiese und Obstbaumwiese (Wal-
nuss), die zeitweise beweidet wird. Die Fläche ist Teilgebiet des nördlich angrenzen-
den, hochwertigen und vielfältig strukturierten Gebiets (vgl. Anlage). Wesentlicher
Schutzzweck des LSG „Östliches Hexental“ ist die Erhaltung von Natur und Land-
schaft im östlichen Teil des Hexentales zwischen dem Schönberg mit seinen Ausläu-
fern und dem südlichen Schwarzwaldkamm. Die Landschaft ist besonders durch den
Wechsel von Waldungen und ausgedehnten Wiesenflächen geprägt, die durch natur-
nahe Bachläufe mit uferbegleitenden Gehölzen, Obstbaumwiesen und Feldgehölzen
vielfältig gegliedert sind.
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Nach Auffassung der Prognose der Auswirkungen auf das Landschaftsbild und die
Landschaftsschutzgebiete sind beim Standort W12 die Auswirkungen eines nicht
großflächigen Lebensmittelmarkts auf die Schutzzwecke des LSG „Östliches
Hexental“ gering.

6.4.3.8 Landwirtschaft

Die Siedlungskörper von Sölden und Wittnau sind von landwirtschaftlichen Flächen
umgeben, die überwiegen eine hohe Eignung für die landwirtschaftliche Nutzung
aufweisen und deshalb überwiegend der Vorrangflur II zugeordnet sind. Deshalb soll-
ten Fremdnutzungen auf diesen Flächen ausgeschlossen bleiben.

Grundsätzlich sollten eher die für die Landwirtschaft weniger geeigneten Flächen für
bauliche Nutzungen in Anspruch genommen werden. Jedoch weisen nur die im Sü-
den von Sölden gelegenen Hangflächen sowie einzelne Steillagen um Wittnau einen
geringeren landwirtschaftlichen Nutzwert auf und sind der Grenzflur zugeordnet.

Der Standort W12 ist als Vorrangfluren der Stufe II zugeordnet. Der Eingriff in die
landwirtschaftliche Fläche ist als hoch anzusehen.
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Auswirkungen der Vorhaben auf das LSG „Östliches Hexental“

Standort W12
Schutzzweck Auswirkungen durch das

Vorhaben
Erheblichkeit

Erhaltung von Natur und Land-
schaft im östlichen Teil des
Hexentales. Die Landschaft ist
besonders durch ihren Wechsel
von Waldungen und ausge-
dehnten Wiesenflächen geprägt,
die durch Bachläufe mit ufer-
begleitenden Gehölzen, Obst-
baumwiesen und Feldgehölzen
gegliedert sind.

Die Landschaft soll als natür-
licher und naturnaher Lebens-
raum für zahlreiche Tier- und
Pflanzenarten gesichert sowie als
Erholungsgebiet von besonderer
Schönheit und Eigenart mit
hohem landschaftsästhetischem
Wert für die Allgemeinheit
erhalten und entwickelt werden

Erhaltung und Entwicklung der im
Gebiet vorkommenden
Lebensräume und Habitate der in
den Anhängen II oder IV der FFH-
Richtlinie genannten Arten
(Hirchkäfer und Waldmeister-
Buchenwald)

Der Standort liegt im westlichen
Randgebiet des LSG, wobei eine
extensive Wirtschaftswiese und
Obstbaumwiese (Walnuß), die
zeitweise beweidet wird, betroffen ist.
Die Fläche ist Teilgebiet des nördlich
angrenzenden hochwertigen vielfältig
strukturierten Gebietes.

Das LSG besitzt eine Größe von
rund 526 ha; davon betroffen sind
durch das Vorhaben rund 300
m²/0,03 ha; dies sind 0,0057 % des
Gesamtgebietes.

Der Standort liegt unmittelbar in der
äußeren Randzone des LSG; die
Puffer- und Kernzone wird nicht
beeinträchtigt

Die Erholungsfunktion ist nicht
betroffen, da die Fläche eingezäunt
ist und zeitweise beweidet wird; für
die Allgemeinheit unzugänglich

Das Landschaftsbild wird im
Nahbereich verändert, die
Auswirkungen sind bedingt störend
wahrnehmbar

Auf der Fläche liegt kein besonderer
Schutz-status

Artenschutzfachlich besitzt der
Standort eine hohe Bedeutung. Es ist
davon auszugehen, dass sich auch
Bruttstätten in der Fläche befinden.
Nachgewiesen sind Bachstelzen und
Haussperlinge. Potenziell vorkom-
mende Arten sind baumhöhlen-
bewohnende Arten (Fledermäuse)

Das FFH-Gebiet liegt weit außerhalb
des Wirkungsbereiches, sodass
davon aus-zugehen ist, dass keine
Beeinträchtigungen von geschützten
Arten verursacht werden

mittel

sehr gering

gering

sehr gering

gering-mittel

gering

hoch

sehr gering
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6.5 Gesamtabwägung der Standort S6, S7 und W12

Als abschließender Schritt der Standortalternativenprüfung ist eine Gesamtabwägung
vorzunehmen. In die Gesamtabwägung sind sämtliche relevanten Gesichtspunkte
einzustellen. Das bedeutet, dass im Rahmen der Gesamtabwägung auch die städte-
baulichen Gesichtspunkte, die Erschließungssituation der einzelnen Standorte sowie
deren Grundstücksverfügbarkeit zu beurteilen sind. Ferner ist zu beurteilen, in wel-
chem Maße die einzelnen Standorte die Ziele des jeweiligen Landschaftsschutzge-
biets beeinträchtigen. Wie bereits dargestellt, kann die Frage, welcher Standort am
geeignetsten ist, nicht nur nach dem Kriterium des Landschaftsschutzes bewertet
werden. Dies ergibt sich aus dem Grundsatz der Einheit der Rechtsordnung.

6.5.1 Standort W12

Bereits unabhängig von der fehlenden Grundstücksverfügbarkeit ist der Standort W12
im Rahmen der Gesamtabwägung gegenüber den Standorten S6 und S7 nicht vor-
zugswürdig.

Zwar befindet er sich im Unterschied zu den Standorten S6 und S7 nur zu einem
kleinen Teil in einem Landschaftsschutzgebiet. Die Ziele des Landschaftsschutzge-
biets werden durch einen nicht großflächigen Lebensmittelmarkt hier nur gering be-
einträchtigt.

Dagegen ist die Erschließungssituation des Standorts W12 deutlich ungünstiger
als bei den Standorten S6 und S7. Der Standort W12 liegt zwar direkt neben der
L122, befindet sich aber außerhalb der Ortsdurchfahrt auf anbaufreier Strecke mit
einer zulässigen Geschwindigkeit von 70 km/h. Die L122 zerschneidet den Ort im
Einschnitt, weshalb hier auch keine Grundstückszufahrten bestehen und dem Ver-
kehrsfluss ein Vorrang eingeräumt wurde. Darin unterscheidet sich die Erschlie-
ßungssituation wesentlich von der Erschließungssituation der Standorte S6 und S7,
die an die L122 in einem Streckenabschnitt mit einer Höchstgeschwindigkeit von
50 km/h und es bestehen bereits höhengleichen Grundstückszufahrten und Querun-
gen, da die Landesstraße hier bereits eine Erschließungsfunktion übernimmt. Dies
ergibt sich aus der beiliegenden verkehrsrechtlichen Anordnung des Landratsamts
vom 27.07.2015. Danach beträgt die zulässige Höchstgeschwindigkeit im Bereich der
Anbindung des Standorts W12 an die L122 70 km/h. Eine weitere Geschwindigkeits-
reduzierung von 70 km/h auf 50 km/h bei Wittnau erscheint nach Auffassung der Ver-
kehrsbehörde nach derzeitigem Stand und bei den vorliegenden Argumenten voraus-
sichtlich nicht genehmigungsfähig.

Nach § 22 StrG wäre eine Erschließung des außerhalb der Ortsdurchfahrt auf anbau-
freier Strecke gelegenen Standort W12 über die L122 grundsätzlich unzulässig. Die
danach zwingend erforderliche Erteilung einer Ausnahme nach § 22 StrG setzt zwin-
gend die Anlegung einer Abbiegespur voraus. Diese ist nur mit einem ganz erhebli-
chen finanziellen Mehraufwand möglich. Die Erschließung des Standorts W12 wäre
schon alleine durch die Straßenverbreiterung zur Einrichtung eines Linksabbiegers
um ca. 120.000 EUR teurer als die Erschließung des Standorts S6 (vgl. Kapitel
6.3.12). Weitere Mehrkosten durch Grunderwerb und Maßnahmen im Bereich des
Einschnitts zur Realisierung eines verkürzten Rechtsabbiegers lassen sich ohne ver-
tiefende Planung nicht beziffern.

Außerdem besteht bei einem Anschluss des Standorts W12 an die L122 aufgrund der
Außerortslage, der Gefällstrecke, der ungünstigen Sichtverhältnisse, der Lage im
Einschnitt selbst bei Tempodrosselung in diesem Streckenabschnitt die Gefahr, dass
ein neuer Unfallschwerpunkt entsteht.
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Zudem ist die fußläufige Erreichbarkeit aus dem Kernort von Wittnau ungünstig. Als
sichere Fußwegverbindung steht den Fußgängern aus Wittnau nur der Umweg über
die vorhandene Brücke der Weinbergstraße zur Verfügung.

Die Bewertung der Erschließungssituation der Standorte an der L122 (u.a. S6, S7,
und W12) erfolgte in Abstimmung mit der zuständigen Verkehrsbehörde (LRA, FB
Verkehrslenkung & Straßenbauverwaltung, Hr. Wunderlich) und wird von dieser auch
ausdrücklich so mitgetragen.

Damit scheidet der Standorts W12 bereits wegen der ungünstigen Erschließungs-
situation aus.

Im Übrigen scheidet der Standort W12 zusätzlich auch wegen der fehlenden
Grundstücksverfügbarkeit aus. Das Grundstück Flst.Nr. 54 steht von Seiten der
Grundstückseigentümer für einen Marktstandort nicht zur Verfügung. Die Eigentümer
haben ihre Verkaufsbereitschaft wiederholt und schriftlich prinzipiell abgelehnt.

Da hier die Grundstücksverfügbarkeit nicht gegeben ist, kann die Planung nicht um-
gesetzt werden. Mangels Grundstücksverfügbarkeit wäre die Aufstellung eines vor-
habenbezogenen Bebauungsplans für den nicht großflächigen Lebensmittelmarkt von
vornerein nicht möglich, da der Vorhabenträger dann keine realisierbare Baupflicht
begründen könnte. Auch ein „normaler“ Angebotsbebauungsplan könnte danach bei
fehlender Grundstücksverfügbarkeit nicht umgesetzt werden.

Aufgrund der erklärten prinzipiell fehlenden Verkaufsbereitschaft der Eigentümer
muss der Standort W12 neben der ungünstigen Erschließungssituation zusätzlich
aufgrund der fehlenden Grundstücksverfügbarkeit ausscheiden.

Im Rahmen der vorliegenden Standortalternativenprüfung erfolgte eine vertiefte Prü-
fung, ob bzw. unter welchen Voraussetzungen mit den Mitteln der Bodenordnung
nach dem BauGB eine Flächenverfügbarkeit beim Standort W12 erzielt werden könn-
te. Dabei hat sich herausgestellt, dass die Grundstücksverfügbarkeit hier auch nicht
über eine Umlegung oder eine Enteignung hergestellt werden kann (vgl. Kapitel 5.4).

6.5.2 Vergleich Standort S6 und Standort S7

In der Gesamtabwägung der verbleibenden Standorte S6 und S7 erweist sich der
Standort S6 gegenüber dem Standort S7 als deutlich vorzugswürdig.

6.5.2.1 Landschaftsbild / Landschaftsschutzgebiet

Hinsichtlich des Landschaftsbildes und der Ziele des Landschaftsschutzgebiets
schneidet der Standort S7 gegenüber dem Standort S6 insgesamt günstiger ab, da
der Standort S7 aufgrund seiner unmittelbaren Randlage im räumlichen Geltungsbe-
reich des Landschaftsschutzgebiets, seiner unmittelbaren Ortsrandlage und der Ge-
ländesenke, die für eine optisch bessere Einbindung genutzt werden könnte, die Zie-
le des Landschafsschutzgebiets und das Landschaftsbild geringer beeinträchtigt
als der Standort S6.

Die geringere Beeinträchtigung der Ziele des Landschafsschutzgebiets durch den
Standort S7 relativiert sich allerdings dadurch, dass die Erschließung über Flächen
des Standorts S6 verlaufen muss. Vor allem relativieren sich die geringeren Aus-
wirkungen beim Standort S7 dadurch, dass bei Realisierung des Standorts S7 eine
Verlegung des Sportplatzes und des asphaltierten Basketballplatzes in nördliche
Richtung erforderlich ist und der neu zu errichtende Bolzplatz – anders als die Be-
standsschutz genießende Altanlage - nach DIN aus Sicherheitsgründen mit einem
Ballfangzaun mit einer Höhe von ca. 5 m versehen werden muss, der aufgrund sei-
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ner Höhe optisch wahrnehmbar ist. Weiterhin sind nach DIN mehrere Parkplätze er-
forderlich. Zwar hat die bisherige Sportanlage keinen Ballfangzaun, da sie als Altan-
lage Bestandschutz genießt. Bei einer Neuerrichtung des Bolzplatzes sind jedoch die
derzeit maßgeblichen Anforderungen zu berücksichtigen, d.h. es ist ein Ballfangzaun
zu errichten. Sowohl die Fläche, auf die der Sportplatz verlegt werden soll, als auch
die Fläche für die Erschließung liegen im Landschaftsschutzgebiet.

Beispiel: Ballfangzaun St. Ulrich

Bei dem Standort S6 muss insgesamt eine Fläche von 5.330 m² aus dem Land-
schaftsschutzgebiet herausgenommen werden, bei dem Standort S7 insgesamt eine
Fläche von 5.770 m². Der flächenmäßige Eingriff in das Landschaftsschutzgebiet ist
damit aufgrund der inzwischen erfolgten Optimierung der Planung beim Standort S6
sogar geringer als beim Standort S7. Dadurch relativiert sich die bessere Bewertung
des Standorts S7 im Hinblick auf das Landschaftsbild / die Ziele des Landschafts-
schutzgebiets gegenüber dem Standort S6 noch weiter.

Die zusätzlich zu der Grundstücksfläche für das Vorhaben (4.360 m²) aus dem Land-
schaftsschutzgebiet herauszunehmende Fläche (1.410 m²) ist beim Standort S7 des-
halb um ca. 410 m² größer als beim Standort S6, da aufgrund der südlicheren Lage
des Standorts S7 die zur Erfüllung der Zwecke des Landschaftsschutzgebiets nicht
mehr geeignete Fläche zwischen Grundstücksfläche für das Vorhaben einschließlich
privater Zufahrt und der L122 größer ist als beim Standort S6.
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Standort S6: Herausnahme (rote Linie) und bestehende Eingriffe (blau schraffiert) in das LSG

Standort S7: Herausnahme (rote Linie) und zusätzliche Eingriffe (blau schraffiert) in das LSG
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6.5.2.2 Belange der Landwirtschaft

Die Belange der Landwirtschaft werden beim Standort S6 und beim Standort S7 in
etwa gleich betroffen.

Bei Realisierung am Standort S7 würde die Verlagerung des Sportplatzes entspre-
chend dem Testentwurf sogar zu größeren Verlusten der Vorrangflur II führen, als die
Realisierung des Marktes am Standort S6.

6.5.2.3 Hochwasser

Der Standort S6 ist aus hydrologischer Sicht hinsichtlich des Hochwasserschutzes
deutlich günstiger als der Standort S7. Denn der Standort S7 befindet sich im Bereich
des derzeitigen Bolzplatzes auf ca. 379,5 m üNN in einer Senke. In dieser Senke läuft
das Niederschlagswasser bei einem Starkregenereignis aus der Bürglestraße, aus
den Baugebieten Staufener Straße I und II und von der L122 zusammen und fließt
von dort weiter ins Tormattenbächle. Die Senke im Bereich des heutigen Bolzplatzes
übernimmt damit faktisch bei Starkregenereignissen zusätzlich eine eingeschränkte
Rückhaltefunktion zum Schutz der Unterlieger.

Würde der Lebensmittelmarkt am Standort S7 realisiert, würde die Senke nicht mehr
als Sammelbereich der zufließenden oberflächlichen Abflusswege zur Verfügung ste-
hen. Der hierdurch verursachte Wegfall von faktischer Retentionsfläche in der Senke
hätte zur Folge, dass bei Starkregenereignissen dann die Gefahr besteht, dass das
Wasser ungedrosselt in Richtung unterliegende Bebauung weiterfließt. Dadurch wür-
de sich die Gefahr von Überschwemmungsschäden an unterliegenden Gebäuden bei
Starkregenereignissen voraussichtlich erhöhen. Außerdem bestünde die Gefahr,
dass der Lebensmittelmarkt bei Starkregenereignissen überflutet werden könnte.

Dagegen ist der Standort S6 aus hydrologischer Sicht erheblich günstiger als der
Standort S7. Dies ergibt sich daraus, dass bei Realisierung des Standorts S6 die
Funktion des Bolzplatzes in der Senke als Retentionsfläche bei Starkregenereignis-
sen in vollem Umfang erhalten bleibt. Die bisherigen Abflusswege bleiben erhalten.
Das zufließende Oberflächenwasser könnte sich nach wie vor auch bei Starkregene-
reignissen zum Schutz der unterliegenden Gebäude in der Senke sammeln. Ferner
wäre der Lebensmittelmarkt am Standort S6 besser vor Überflutung im Falle von
Starkregenereignissen geschützt. Denn der Standort S6 liegt fast 2 m höher als der
Standort S7. Außerdem befindet sich der Standort S6 in Hanglage Richtung Wittnau
und ist auch aus diesem Grund besser vor einer möglichen Überflutung geschützt als
beim Standort S7.

Fließwege im digitalen Geländemodell, S6 (links) und S7 (rechts), Quelle: BIT Ingenieure AG



3. punktuelle Flächennutzungsplanänderung Stand: 20.06.2018
Verwaltungsgemeinschaft Hexental Fassung: Feststellungsbeschluss

gem. § 6 BauGB

BEGRÜNDUNG Seite 69 von 78

18-06-20 FNPÄ Begründung (18-06-05).docx

6.5.2.4 Erschließungskosten

Die Erschließungskosten für den Standort S6 sind deutlich günstiger als die für den
Standort S7. Nach der Kostenermittlung des Ingenieurbüros Raupach & Stangwald
liegen die Erschließungskosten für den Standort S7 um ca. 42.000 EUR zzgl. ca.
12% Planungskosten höher als für die Erschließung des Standortes S6 (vgl. Mail vom
31.07.2017). Die Mehrkosten für die Erschließung des Standorts S7 ergeben sich aus
folgenden Gründen:

Der Standort S6 (Obere Tormatten) liegt unmittelbar an der L122 und kann von dort
nach dem Testentwurf mit verhältnismäßig geringem Aufwand direkt und verkehrssi-
cher angeschlossen werden.

Der Standort S7 liegt zwar ebenfalls direkt neben der L122. Anders als der Standort
S6 kann der Standort S7 aber nicht auf kurzem Wege über die L122 erschlossen
werden.

Die Erschließung des Standorts S7 ist entsprechend der vertiefenden Untersuchung
(siehe Kap. 6.4.2) nur über eine Zufahrt von Norden möglich. Diese kann nur über
den gleichen Anschluss an die L122 verlaufen wie für den nördlich gelegenen Stand-
ort S6. Die Erschließungsstraße für den Standort S7 muss deshalb vollständig über
den Standort S6 und somit durch innerhalb des Landschaftsschutzgebiets liegende
Flächen verlaufen. Dadurch wird die Erschließungsstraße mehr als doppelt so lang
wie beim Standort S6. Die Erschließung des Standortes S7 ist also nur durch die In-
anspruchnahme der Fläche des Standortes S6 und über eine längere Erschließungs-
straße realisierbar.

Zudem erscheinen die dadurch verursachten Eingriffe in Form von Versiegelung und
Flächenverbrauch unverhältnismäßig hoch.

6.5.2.5 Kosten für Maßnahmen des Denkmalschutzes

Bei Realisierung des Standorts S7 ist mit ca. 30.000 EUR höheren Kosten für eine
denkmalschutzrechtliche Prospektion zu rechnen als beim Standort S6. Durch diese
Voruntersuchung kann festgestellt werden, ob bzw. in welchem Umfang es nachfol-
gender Rettungsgrabungen bedarf. Die Maßnahme erfolgt unter Beteiligung des Lan-
desamts für Denkmalpflege, die Kosten sind vom Verursacher zu tragen.

Eine Bebauung setzt sowohl beim Standort S6 als auch beim Standort S7 eine vorge-
lagerte denkmalschutzrechtliche Prospektion voraus, die vor Beginn der Bauarbeiten
durchgeführt werden muss. Denn beide Standorte befinden sich in einem denkmal-
geschützten Bereich.

Im Bereich des Standorts S7 ist jedoch mit höheren Kosten für eine denkmalschutz-
rechtliche Prospektion zu rechnen als beim Standort S6. Dies ergibt sich daraus,
dass der Boden im Bereich des Standorts S7 unter den bestehenden Sportanlagen
aufgeschüttet wurde und die Auffüllungen eine Mächtigkeit von bis zu 4,30 m aufwei-
sen. Bei einer denkmalschutzrechtlichen Prospektion muss aber das „ursprüngliche“
natürliche Gelände untersucht werden. Dieses liegt jedoch beim Standort S7 unter-
halb der 4,30 m hohen Auffüllungen.

Aufgrund der größeren Tiefenlage des natürlichen Geländes ist deshalb für die
denkmalschutzrechtliche Prospektion beim Standort S7 mit weit höherem Untersu-
chungs- und Kostenaufwand zu rechnen als beim Standort S6.

Zudem muss bei Realisierung des Standorts S7 der Sportplatz nach Norden verlagert
werden. Daher muss auch für den nördlich an den Standort S7 angrenzenden Be-
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reich eine vorgelagerte denkmalschutzrechtliche Prospektion durchgeführt werden
und die Fläche für die bodengreifenden Maßnahmen freigegeben werden. Dies erhö-
hen sich die Kosten für den denkmalschutzrechtlichen Untersuchungsaufwand weiter.

Die Höhe der Mehrkosten durch denkmalschutzrechtliche Maßnahmen ist grund-
sätzlich schwer abzuschätzen. Die Kosten für die Voruntersuchung (Prospektion) be-
tragen nach Auskunft des Landesamts für Denkmalpflege bei einem Baugebiet von
einem Hektar Größe abhängig von der Zahl der erforderlichen Mitarbeiter ca. 1.500 –
2.000 EUR zuzgl. der Mietkosten für einen Bagger (http://www.denkmalpflege-
bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexible-
prospektionen.html). Sollte sich der archäologische Befund als umfangreich und
komplex herausstellen, bedarf es einer zusätzlichen archäologischen Rettungsgra-
bung. Zur Einschätzung der in der Praxis tatsächlich anfallenden Kosten können ver-
gleichbare Beispiele aus der Region herangezogen werden. In der Gemeinde Bötzin-
gen musste auf einer Fläche von 0,85 ha vor der der Erschließung des Gewerbege-
biets Frohmatten II eine Prospektion durchgeführt werden. Die Kosten für die Pros-
pektion lagen bei 40.000 EUR zuzüglich 21.000 EUR für den Bagger. Die Kosten für
die anschließenden Rettungsgrabungen lagen bei ca. 200.000 EUR. Die Kosten der
archäologischen Untersuchungen für das Weingut Abril in Bischoffingen lagen in ver-
gleichbarer Höhe.

Wie in den genannten Beispielen in Bötzingen und Bischoffingen ist eine Bebauung
damit weder beim Standort S6 noch beim Standort S7 ausgeschlossen. Allerdings
wird bei einer vergleichenden Betrachtung offensichtlich, dass die Mehrkosten für die
Prospektion und das finanzielle Risiko bei Realisierung des Standorts S7 weit höher
liegen als beim Standort S6. Denn bei Realisierung des Standorts S6 muss nur eine
Fläche von ca. 0,5 ha untersucht werden. Demgegenüber müssen bei Realisierung
des Standortes S7 mit Sportplatzverlagerung nach Norden die Bereiche S6 und S7
gesamthaft, also eine Fläche von insgesamt ca. 1,0 ha untersucht werden. Aufgrund
der größeren Tiefenlage des natürlichen Geländes am Standort S7 ist im Bereich der
zusätzlichen Fläche zudem mit einem weit höherem Untersuchungs- und Kostenauf-
wand zu rechnen als beim Standort S6.

Der höhere Aufwand für die Durchführung der Prospektion beim Standort S7 gegen-
über dem Standort S6 wird hier mit ca. 30.000 € veranschlagt. Hiervon werden ca.
20.000 EUR für Personalkosten veranschlagt und ca. 10.000 EUR für den Bagger.
Hinzukommt, dass sich das finanzielle Risiko durch mögliche Rettungsgrabungen
aufgrund der größeren Fläche deutlich erhöht.

6.5.2.6 Notwendige Folgekosten

Beim Standort S7 fallen in erheblichem Maße Folgekosten an. Dagegen fallen beim
Standort S6 keine Folgekosten an.

6.5.2.4.1 Verlagerung Sportanlage

Beim Standort S7 führt die erforderliche Verlegung der Sportanlagen zu erhebli-
chen Folgekosten, die notwendige Voraussetzung zur Realisierung des Lebensmit-
telmarkts auf dem Standort S7 sind. Die Höhe dieser Kosten sind betragen nach der
Kostenschätzung durch das Büro für Freiraum- und Landschaftsarchitektur Ralf
Wermuth aus Eschbach (Kostenschätzung Verlegung Sportanlage Sölden
24.07.2017) ca. 190.970 EUR. Dagegen fallen beim Standort S6 keine Folgekosten
hierfür an, da der Sportplatz bei der Realisierung des Standorts S6 in vollem Umfang
erhalten werden kann. .
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Am Standort S7 befindet sich die einzige und durch Schüler, Vereine und Freizeit-
gruppen hoch frequentierte Sportanlage der Gemeinde, die damals aufgrund einer
Standortalternativenprüfung mangels geeigneter Standorte im Innenbereich im Land-
schaftsschutzgebiet genehmigt wurde. Neben dem Sportplatz befindet sich ein as-
phaltierter Basketballplatz, der mit Fördermitteln errichtet wurde. Für die Errichtung
eines Lebensmittelmarktes müssten diese Sportanlagen einschließlich der nach DIN
zugehörigen Stellplätze verlegt werden. Eine solche Verlegung des Sportplatzes und
des asphaltierten Basketball-Spielfeldes an den Standort S6 wäre technisch zwar
grundsätzlich möglich. Sie muss jedoch in räumlich funktionalem Zusammenhang er-
folgen. Die Verlegung der Sportanlagen würde zu erheblichen notwendigen Folgekos-
ten führen, die notwendige Voraussetzung zur Realisierung des Lebensmittelmarkts
auf dem Standort S7 wären.

Um eine ebene Fläche herzustellen sind umfangreiche Auf-, Abtrags- und Befesti-
gungsarbeiten erforderlich. Nach Kostenschätzung durch das Büro für Freiraum- und
Landschaftsarchitektur Ralf Wermuth aus Eschbach (Kostenschätzung Verlegung
Sportanlage Sölden 24.07.2017) liegen die Kosten für die Verlagerung ohne Entwurf-
splanung und ohne Grunderwerb bei 190.970 EUR.

6.5.2.4.2 Bauwerksgründung

Darüber hinaus entstehen bei dem Standort S7 nach der Kostenschätzung der Inge-
nieurgruppe Geotechnik (mail vom 22.06.2017) Mehrkosten für die Gründung in
Höhe von 50.000 – 100.000 EUR. Dagegen fallen beim Standort S6 keine Folgekos-
ten hierfür an.

Die Mehrkosten für die Sondergründung ergeben sich daraus, dass der Boden unter
den bestehenden Sportanlagen aufgeschüttet wurde und die Auffüllungen eine Mäch-
tigkeit von bis zu 4,30 m aufweisen. Aufgrund der geringen Tragfähigkeit des Bodens
sind Sondermaßnahmen bei der Bauwerksgründung wie Mikropfähle oder Bohrpfähle
in dem oben genannten Umfang erforderlich. Zur Festlegung der geotechnischen
Randbedingungen sind zudem eine Baugrunderkundung und eine Gründungsbera-
tung notwendig. Die aus geotechnischer Sicht zu erwartenden Mehrkosten basieren
auf einer Kostenschätzung der Ingenieurgruppe Geotechnik aus Kirchzarten.

6.5.2.4.3 Verlegung einer vorhandenen Abwasserleitung

Weiter ist bei Realisierung des Standorts S7 eine kostenintensive Neuverlegung der
in ca. 5 m Tiefe querenden öffentlichen Abwasserleitung für Niederschlagswasser
DN 500 / DN 600 erforderlich. Nach der Kostenschätzung des Ingenieurbüros Rau-
pach & Stangwald, die den zusätzlichen Kostenaufwand zur Verlegung des RW-
Kanals nach Kostenpunkten aufgeschlüsselt ermittelt hat (Mail vom 31.07.2017), be-
tragen die Kosten für die Verlegung des RW-Kanals ca. 128.000 EUR zuzgl. ca. 12%
Planungskosten. Dagegen fallen beim Standort S6 keine Folgekosten hierfür an.

Dieser Regenwasserkanal verläuft aus den anliegenden Wohngebieten und quert den
Sportplatz auf Höhe der Grundstückmitte (ehemalige Talsohle) von Osten nach Wes-
ten. Im Falle einer Überbauung ist eine Verlegung der Leitung erforderlich. Die süd-
lich der Leitung gelegene Teilfläche ist unter Wahrung der Abstandsflächen zur tief-
liegenden Leitung für das Marktgebäude zu klein. Deshalb wurde durch das Ingeni-
eurbüro Raupach & Stangwald der zusätzliche Kostenaufwand zur Verlegung des
RW-Kanals nach Kostenpunkten aufgeschlüsselt ermittelt (Mail vom 31.07.2017). Im
Ergebnis führt die Verlegung des RW-Kanals zu Mehrkosten in Höhe von ca. 128.000
EUR zuzgl. ca. 12% Planungskosten.
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Lageplan: Querende Abwasserleitung

6.5.2.7 Mehrkosten

Zur Bewertung der Verhältnismäßigkeit der am Standort S7 entstehenden Mehr-
kosten müssen diese in Relation zu den Baukosten gestellt werden. Die Baukosten
für einen üblichen EDEKA-Lebensmittelmarkt liegen nach Aussage der Handelskette
bei ca. 1.000 EUR/m². Bei 1.650 m² Gebäudegrundfläche sind als Bewertungsgrund-
lage ca. 1.650.000 EUR Baukosten anzusetzen.

Mehrkosten am Standort S7:

Baukosten Erschließung / Zufahrt ca. 42.000 EUR
Nebenkosten Erschließung / Zufahrt (+12%) 5.040 EUR
Verlagerung Sportanlage ca. 190.970 EUR
Denkmalschutz/Prospektion ca. 30.000 EUR
Bauwerksgründung (50-100.000 EUR) ca. 80.000 EUR
Baukosten Verlegung RW-Kanal ca. 128.000 EUR
Nebenkosten Verlegung RW-Kanal (+12%) 15.360 EUR

Summe ca. 491.370 EUR

Bei Realisierung am Standort S7 sind quantifizierbare Mehrkosten in Höhe von ca.
491.370 EUR zu erwarten. Darüber hinaus ist beim Standort S7 mit weiteren Risiken
zu rechnen, die zu weiteren Mehrkosten führen können:

Mehrkosten für Gutachten, Planung und Herstellung von Hochwasserschutz-
maßnahmen und Regenwasserrückhaltung

höhere finanzielle Risiken hinsichtlich denkmalschutzrechtlicher Prospektion
und möglichen Rettungsgrabungen

potentielle Schadensgeneigtheit des Gebäudes des Lebensmittelmarkts bei
Starkregenereignissen

Die Mehrkosten für den Standort 7 in Höhe von ca. 491.370 EUR entsprechen knapp
30 % der Baukosten von 1.650.000 EUR.

6.5.2.8 Ergebnis des Standortvergleichs

Als Ergebnis des Standortvergleichs ist festzuhalten, dass der Standort S6 insgesamt
deutlich besser abschneidet als der Standort S7.
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Zwar sind die Beeinträchtigungen für den Belang Landschaftsbild/LSG beim Standort
S7 geringer als beim Standort S6. Die geringere Beeinträchtigung der Ziele des
Landschafsschutzgebiets durch den Standort S7 relativiert sich allerdings durch meh-
rere Aspekte:

die Erschließung des Standorts S7 verläuft über Flächen des Standorts S6.

bei der erforderlichen Verlegung des Sportplatzes und des asphaltierten Basket-
ballplatzes in nördliche Richtung muss der Sportplatz nach DIN aus Sicherheits-
gründen als neu zu errichtende Anlage mit einem Ballfangzaun mit einer Höhe
von ca. 5 m versehen werden.

Der flächenmäßige Eingriff in das Landschaftsschutzgebiet ist aufgrund der inzwi-
schen erfolgten Optimierung der Planung beim Standort S6 geringer als beim
Standort S7 (5.330 m² statt 5.770 m²).

Dagegen ergibt sich auf der Grundlage einer Wirtschaftlichkeitsanalyse, dass die ge-
gen den aus Sicht des Landschaftsschutzes vorzugswürdigeren Standort S7 spre-
chenden wirtschaftlichen Gründe (Mehrkosten) im Verhältnis zu den Gesamtkosten
des Vorhabens unzumutbar bzw. unverhältnismäßig sind und die Belange des Land-
schaftsschutzes mit Blick auf die Schutzziele der LSG-Verordnung deutlich überwie-
gen.

Die beim Standort S7 anfallenden Mehrkosten für

die Erschließung / Zufahrt,

die Verlagerung der Sportanlagen,

Denkmalschutz/Prospektion,

die Bauwerksgründung,

Verlegung RW-Kanal,

betragen auf der Grundlage fachlich fundierter Untersuchungen insgesamt ca.
491.370 EUR. Dies entspricht knapp 30 % der Baukosten von 1.650.000 EUR.

Diese Mehrkosten für den Standort S7 überschreiten deutlich die Schwelle der Zu-
mutbarkeit und sind deshalb unverhältnismäßig.

Die Mehrkosten sind so hoch, dass am Standort S7 keine wirtschaftlich tragfähige
Lösung für die gebotene interkommunale Grundversorgung der Gemeinden Sölden
und Wittnau realisiert werden kann. Die Sicherung der Grundversorgung in Sölden
und Wittnau kann deshalb nur durch den Standort S6 gewährleistet werden.

Hinzukommt, dass der Standort S6 aus hydrologischer Sicht hinsichtlich des Hoch-
wasserschutzes deutlich günstiger ist als der Standort S7.

Danach ist bei einer Gesamtabwägung unter Berücksichtigung des Grundsatzes der
Einheit der Rechtsordnung der Standort S6 gegenüber dem Standort S7 vorzugswür-
dig.

Dieser Einschätzung haben sich inzwischen das zuständige Landratsamt Breisgau-
Hochschwarzwald und das Regierungspräsidium Freiburg angeschlossen.

Mit der Bekanntmachung am 18.05.2018 ist die Änderung des Landschaftsschutzge-
biets „Schönberg“ in Kraft getreten. Damit befindet sich der Geltungsbereich der vor-
liegenden Flächennutzungsplanänderung nicht mehr im Landschaftsschutzgebiet und
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die rechtlichen Voraussetzungen für den zeitlich darauf aufbauenden Feststellungs-
beschluss am 20.06.2018 liegen vor.

7 INHALT UND ABGRENZUNG DER FLÄCHENNUTZUNGSPLANÄNDERUNG

Der seit dem 15.05.2009 rechtswirksame Flächennutzungsplan der Verwaltungsge-
meinschaft Hexental stellt für den betroffenen Änderungsbereich folgende Flächen
dar (vgl. Anlage):

Landwirtschaftliche Flächen
Landschaftsschutzgebiet „Schönberg“
Archäologische Fundstellen
Öffentliche Verkehrsfläche (Bundes-/Landes-/Kreisstraße)
Gasleitung

Folgende Abbildung zeigt den Ausschnitt des rechtswirksamen Flächennutzungspla-
nes, der im rot markierten Bereich geändert werden soll. Insbesondere wird ersicht-
lich, dass der Änderungsbereich das Landschaftsschutzgebiet „Östliches Hexental“
sowie das Biotop (§ 30 BNatSchG) entlang der L122 nicht tangiert.

Ausschnitt aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan (ohne Maßstab)

Am 28.11.2012 wurde die erste punktuelle Änderung des Flächennutzungsplanes der
Verwaltungsgemeinschaft Hexental genehmigt. Diese Änderung wird nicht auf der
obigen Abbildung dargestellt. Inhalt dieser Änderung ist die Darstellung einer Fläche
für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Bauhof“ auf dem Flst.-Nr. 172 (südlich
der Sportfläche). Außerdem wurde im Zuge dessen die Abgrenzungen des Land-
schaftsschutzgebiets „Schönberg“ um die nördliche Grenze des Flst.-Nr. 172 verlegt.
Die zweite punktuelle Flächennutzungsplanänderung wurde zwar ins Verfahren ge-
bracht, jedoch nie zur Rechtswirksamkeit beschlossen.
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Der räumliche Geltungsbereich der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung be-
findet sich am nördlichen Ortsrand von Sölden. Die Abgrenzung des räumlichen Gel-
tungsbereichs ist dem Deckblatt zu entnehmen.

Im Deckblattbereich befindet sich zukünftig eine Sonderbaufläche „Nicht großflächi-
ger Lebensmittelmarkt“ im Bereich des geplanten Lebensmittelmarktes. Damit kann
aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans ein Lebensmittelmarkt mit knapp
800 m² Verkaufsfläche und mit einem untergeordneten Café, das in modernen Le-
bensmittelmärkten inzwischen zur Standardeinrichtung gehört, entwickelt werden.
Des Weiteren werden die öffentlichen Verkehrsflächen im Bereich der geplanten
Linksabbiegespur für den Lebensmittelmarkt verbreitert.

Das bereits im rechtswirksamen Flächennutzungsplan dargestellte Kulturdenkmal
wird nachrichtlich gemäß § 2 DSchG in den Deckblattbereich übernommen. Hierbei
handelt es sich vermutlich um Überreste einer vorgeschichtlichen Siedlung; hierauf
weisen u.a. in den Jahren 1989 und 1990 gefundene Feuersteinartefakte und Kera-
mikscherben hin. Zur Klärung der Relevanz für den Denkmalschutz ist vor Beginn der
Bodenarbeiten eine Prospektionen durchzuführen. Dafür wird der Oberboden bis auf
den gewachsenen Boden mit einem Bagger entfernt und geprüft, ob archäologische
Befunde vorhanden sind. Wenn keine Befunde vorhanden sind, kann dem Bauvorha-
ben aus denkmalfachlicher zugestimmt werden. Wenn Befunde zutage treten, muss
ggf. eine Grabung erfolgen. Die Kosten für die Sondagen und die Grabungen trägt
dabei grundsätzlich der Verursacher bzw. der Bauherr.

Die bislang vorgesehene Ausgleichsfläche auf dem Grundstück Flst.-Nr. 179 ist keine
festgesetzte Ausgleichsfläche sondern nur eine Fläche, die potenziell als Ausgleichs-
fläche herangezogen werden kann (vgl. Ausführungen zum geplanten Ökokonto:
Entwurf zum Landschaftsplan VG Hexental (2007) S. 76). Da keine Ausgleichsmaß-
nahmen auf dem Flst.-Nr. 179 vorhanden oder konkret in Planung sind, wird die Aus-
gleichsfläche nicht übernommen.

Die Neuabgrenzung des Landschaftsschutzgebiets wird mit in die Deckblattzeichnung
aufgenommen.

Die Planzeichnung wird der Darstellung des aktuellen Flächennutzungsplanes ange-
passt und kann als Deckblatt an der entsprechenden Stelle fixiert werden.
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8 ÄNDERUNGSVERFAHREN

Die vorliegende 3. Flächennutzungsplanänderung erfolgt nach folgendem Zeitplan.

Aufstellungsbeschluss 19.07.2016

Beschluss Frühzeitige Beteiligung 19.07.2016

Frühzeitige Beteiligung der TÖB Schreiben vom 17.08.2016 mit Frist bis
23.09.2016

Frühzeitige Beteiligung der Bürger vom 05.09.2016 mit Frist bis 07.10.2016

1. Offenlagebeschluss 03.04.2017

1. Offenlage TÖB Schreiben vom 12.04.2017 mit Frist bis
09.06.2017

1. Offenlage Bürger vom 08.05.2017 mit Frist bis 09.06.2017

2. Offenlagebeschluss 10.10.2017

2. Offenlage TÖB 13.10.2017 - 20.11.2017

2. Offenlage Bürger 04.12.2017 - 05.01.2018

Feststellungsbeschluss 20.06.2018

9 UMWELTBERICHT

Parallel zur 3. Flächennutzungsplanänderung wurde durch das Büro Gerhard Babik
Planungsgruppe Landschaft und Umwelt aus Freiburg ein gemeinsamer Umweltbe-
richt zur Offenlage erarbeitet. Zum Zeitpunkt der Frühzeitigen Bürger- und Behörden-
beteiligung lag zur Festlegung von Untersuchungsumfang und Detaillierungsgrad der
Umweltprüfung (Scoping) bereits ein Vorentwurf des Umweltberichts vor.

10 FLÄCHENBILANZ

Der Geltungsbereich beinhaltet neben den im Testentwurf zum Standort S6 darge-
stellten Flächen für die Sonderbaufläche und die private Grünfläche auch die Fläche ,
die als öffentliche Zufahrt nördlich des Wirtschaftsweges bis zum Anschluss an die
L122 benötigt wird und die öffentliche Verkehrsfläche zwischen der Sonderbaufläche
für den geplanten Lebensmittelmarkt und dem Wirtschaftsweg westlich der L122, in
der eine Anpassung des vorhandenen landwirtschaftlichen Weges vorzunehmen ist.

Insgesamt ergibt sich damit für den Änderungsbereich des Deckblattes folgende Flä-
chenbilanz:

Sonderbaufläche ca. 4.030 m²
Private Grünfläche ca. 300 m²
Öffentliche Verkehrsfläche ca. 1.000 m²

Geltungsbereich ca. 5.330 m²



3. punktuelle Flächennutzungsplanänderung Stand: 20.06.2018
Verwaltungsgemeinschaft Hexental Fassung: Feststellungsbeschluss

gem. § 6 BauGB

BEGRÜNDUNG Seite 77 von 78

18-06-20 FNPÄ Begründung (18-06-05).docx

11 ANLAGEN

Plankarte zur Standortalternativenprüfung
vom Büro FSP Stadtplanung (Stand 10.10.2017)

Umweltbericht
der Planungsgruppe Landschaft und Umwelt (Stand Oktober 2017)

Naturschutzfachliche Beurteilung der Standorte
der Planungsgruppe Landschaft und Umwelt (Stand Oktober 2017)

Prognose der Auswirkungen auf das Landschaftsbild und die Landschaftsschutz-
gebiete der Planungsgruppe Landschaft und Umwelt (Stand Oktober 2017)

Standortvergleich für einen Lebensmittelmarkt in Sölden und Wittnau –
Artenschutzrechtliche Einschätzung
vom Büro für Landschaftsökologie LAUFER (Stand Oktober 2017)

Artenschutzfachbeitrag zur FNP-Änderung Lebensmittelmarkt
vom Büro für Landschaftsökologie LAUFER (Stand Oktober 2017)

Flächennutzungsplan Verwaltungsgemeinschaft Hexental – Teilplan Sölden
(Stand 15.05.2009)

Flächennutzungsplan Verwaltungsgemeinschaft Hexental – Teilplan Wittnau
(Stand 15.05.2009)

Kostenschätzung - Verlegung Sportanlage Sölden
vom Büro Ralf Wermuth (Stand 24.07.2017)

Kostenschätzung – Zufahrt S7 und Kanalverlegung
vom Ingenieurbüro Raupach & Stangwald (Stand 31.07.2017)

Analyse der Fließwege des Oberflächenabflusses
vom Büro BIT Ingenieure (Stand 15.08.2017)




